
Das größte Fachmagazin für Österreichs Gemeinden

 Offizielles Organ des Österreichischen Gemeindebundes                           11 · 2014 · NovemberWir sind 

Österreich

w
w

w
.is

to
ck

ph
ot

o.
co

m
/Z

u
ri

je
st

a

P.b.b.  02 Z 032902 M  ISSN: 1605-1440  			                     DRV: 0390 432
Retouren an: Österreichischer Kommunalverlag, Löwelstraße 6, 1010 Wien

ab SEITE  10

Asyl & Flüchtlinge 
Die Quadratur 
des Kreises
Die Gemeinden sind  
zu Unrecht ins Kreuzfeuer  
der Kritik geraten.  
Die Hilfsbereitschaft ist 
ungebrochen, aber die  
Bedingungen müssen  
stimmen.  
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Präsident des Österreichischen 
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Auf Österreich rollt auf Grund der 
dramatischen Kriegsereignisse in 
Syrien und den benachbarten Staa-
ten eine Welle von Flüchtlingen 
zu. Und natürlich müssen wir im 
Rahmen unserer Möglichkeiten und 
gemäß einem gerechten Aufteilungs-
schlüssel innerhalb der Europäischen 
Union helfen und den Asylwerbern 
entsprechende Unterkünfte zur Ver-
fügung stellen. Deshalb haben sich 
auch der Bund und die Länder schon 
vor längerer Zeit auf eine entspre-
chende Verteilung der Hilfesuchen-
den geeinigt. Eingehalten wurde sie 
nicht, weshalb die Innenministerin 
nach mehreren vergeblichen Hilfe- 
rufen drastische Schritte setzte. Ei-
nerseits füllte sie abgewirtschaftete 
Gasthöfe in kleinen Gemeinden von 
einem Tag auf den anderen ohne 
Information der betroffenen Bürger-
meister mit bis zu 150 Asylwerbern, 
andererseits forderte sie von den 
Gemeinden eine Quote – pro 1000 
Einwohner drei Quartiere. Und als 
es in den Kleingemeinden einen Auf-
schrei der Bürgerinnen und Bürger, 
die völlig uninformiert waren, gab, 
waren plötzlich die Gemeinden die 
Buhmänner der Nation, die nicht 
bereit sind in der Not zu helfen.

Ein ungeheuerlicher Vorwurf, der 
mit aller Entschiedenheit zurückge-
wiesen werden muss! Das Gegenteil 
ist nämlich der Fall. Obwohl die 
Gemeinden keinerlei Verpflichtung 
im Flüchtlings- und Asylwesen 
haben, waren sie immer bemüht, 
nicht nur zu helfen, sondern auch 
den Asylwerbern ein lebenswertes 
Umfeld zu bieten. Das geht sogar so 
weit, dass sich Bürgerinnen und Bür-
ger mit ihren Gemeinden gegen die 
Abschiebung von bereits integrierten 
Flüchtlingen zur Wehr setzten.
Aber es kann nicht funktionieren, 
wenn man in einer 1000-Einwoh-
ner-Gemeinde plötzlich 150 Asyl-
werber unterbringen will. Da gibt 
es natürlich Widerstände, weil auch 
die dafür notwendige Infrastruktur 
wie Kinderbetreuung, Schule etc. 
für Menschen, die aus einem völlig 
anderen Kulturkreis kommen und 
unserer Sprache nicht mächtig sind, 
fehlt. Deshalb hat der Österreichi-
sche Gemeindebund seit Jahren ge-

fordert, dass kleine, überschaubare 
Einheiten an Quartieren geschaffen 
werden, dass die Bürgerinnen und 
Bürger entsprechend informiert und 
aufgeklärt werden, dass die Dauer 
der Asylverfahren verkürzt und die 
Betreuung verbessert wird. Notwen-
dig wären auch eine bessere und 
flexiblere Abgeltung der Quartier-
kosten sowie eine Erleichterung bei 
der Beschäftigung von Asylwerbern. 
All diese Vorschläge wurden negiert. 
Erst jetzt wird darüber ernsthaft 
diskutiert. Auch wenn der Vorschlag 
einer verpflichtenden Quote mit aller 
Entschiedenheit abgelehnt wird, ha-
ben wir Verständnis für Richtwerte. 

So sollte eine Gemeinde mit 3000 
Einwohnern durchaus in der Lage 
sein, zehn bis zwölf Flüchtlinge auf-
zunehmen. Wobei auch hier festge-
halten wird, dass die Gemeinden auf 
private Vermieter angewiesen sind, 
weil die Gemeinden selbst keine 
leerstehenden Gebäude haben – im 
Gegensatz zum Bund, der neben den 
Kasernen viele nutzbare Objekte hat.
In mehreren Gesprächsrunden zwi-
schen Bund und den Ländern wurde 
jetzt zugesichert, dass die Länder 
innerhalb der nächsten Monate ihre 
zugesagten Quoten erfüllen. Noch 
„sensationeller“ ist die Erkenntnis, 
dass man dazu auch die Gemeinden 
braucht. Dass man nur dann zu einer 
Lösung kommt, wenn die Bürgerin-
nen und Bürger informiert sind und 
nicht nur Verständnis aufbringen, 
sondern sich auch bei Betreuung 
einbringen. Da gibt es viele gute Bei-
spiele in den Gemeinden, wo nicht 
nur die Unterbringung, sondern auch 
das Zusammenleben mit den Asyl-
werbern bestens funktioniert. Aber 
es ist halt leichter, den Gemeinden 
den Schwarzen Peter zuzuschieben 
als sich mit den Problemen ernsthaft 
zu beschäftigen und über funktionie-
rende Modelle zu informieren. Die 
Gemeinden und ihre Bürgerinnen 
und Bürger sind nicht nur Nothelfer, 
sie sind auch bereit und bestrebt,m 
ein gutes Zusammenleben zu organi-
sieren. Das haben sie stets bewiesen 
und sollte auch entsprechend gewür-
digt werden.

Gemeinden als Nothelfer
Flüchtlingswelle: Viele Fehler bei der Suche nach Quartieren

Es gibt viele gute Beispiele 
in den Gemeinden, wo nicht 
nur die Unterbringung, 
sondern auch das 
Zusammenleben mit den 
Asylwerbern bestens 
funktioniert. Aber es ist halt 
leichter, den Gemeinden 
den Schwarzen Peter 
zuzuschieben, statt sich 
ernsthaft mit den 
Problemen zu beschäftigen.
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Michael Zimper
Geschäftsführer

Liebe Leserin, lieber Leser!

KOMMUNAL ist bereits seit 
25 Jahren der unverzichtbare 
Begleiter der österreichischen 
Gemeinden. Diesen langjäh-
rigen Erfolg und das damit 
verbundene Wissen um die 
Bedürfnisse in den Gemeinden 
tragen wir nun über die Landes-
grenzen hinaus. KOMMUNAL 
erscheint ab Ende Oktober auch 
in Deutschland. In Kooperation 
mit dem Deutschen Städte- und 
Gemeindebund informieren 
das gleichnamige Magazin und 
eine dialogorientierte Website 
100.000 Entscheider in über 
11.000 deutschen Gemeinden. 
Damit haben wir nicht nur für 
unsere Leserinnen und Leser, 
sondern auch als Verlag einen 
wichtigen Schritt in die Zukunft 
gemacht. Wichtige Themen 
werden länderübergreifend 

denheit. Wir freuen uns, dass 
KOMMUNAL für Sie ein nützli-
cher Begleiter durch Ihren Ar-
beitsalltag ist. Da lag die Frage 
nahe: „Warum gibt es das nicht 
auch in Deutschland?“ Viele 
Gespräche mit dem Deutschen 
Städte- und Gemeindebund und 
unzählige Arbeitsstunden spä-
ter ist es soweit: KOMMUNAL 
erscheint in Deutschland. Im 
neuen Design, mit moderner 
Website und vielfältigem The-
menmix. 

Frischen Wind gibt es ab 2015 
auch für das Original in Öster-
reich. Lassen Sie sich überra-
schen!

kommuniziert, Synergien ge-
nutzt und Service noch größer 
geschrieben. Damit stärken wir 
die Stimme der Gemeinden 
weiter und schaffen noch mehr 
Bewusstsein für deren Anliegen 
gegenüber Bund, Ländern und 
Öffentlichkeit.

Wie alles begonnen hat? Repor-
tagen und Berichte aus Politik, 
Recht, Praxis – all diese Themen 
liefern wir Ihnen monatlich frei 
Haus. Dass Sie damit mehr als 
zufrieden sind, zeigen uns viele 
positive persönliche Gespräche 
und Umfragen zur Leserzufrie-
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Für 2015 wurde das zweite 
verpflichtende Kinder-
gartenjahr angekündigt. 
Wenige Monate vor dem 
Jahreswechsel liegt es 
jedoch auf Eis. Es gibt 
kein Geld und dazu noch 
verfassungsrechtliche Be-
denken. Im Jahr 2011 zog 
eine Mutter vor den Ver-
fassungsgerichtshof, weil 
die Kindergartenpflicht für 
Fünfjährige, die es in Öster-
reich seit September 2010 
gibt, ihr „Recht auf Achtung 
des elterlichen Erziehungs-
rechtes“ einschränke. Der 
VfGH wies das Anliegen 
zwar aus formalen Grün-
den zurück, unproblema-
tisch ist der verpflichtende 
Kindergartenbesuch aber 
jedenfalls nicht.

Der Leiter des Österreichi-
schen Instituts für Famili-
enforschung, Sozialrechtler 
Wolfgang Mazal, findet: 
„Ganz so locker bezüglich 
der Verfassungskonformität 
würde ich das nicht sehen. 
Ich verstehe die Intentio-
nen, möchte aber nur auf 
diesen Punkt hinweisen: 
Es gibt hier zweifellos ein 
Spannungsfeld zwischen 
der Verfügungsgewalt des 
Staates über die Kinder und 
den Elternrechten“, so Ma-
zal im Interview mit „Der 
Standard“. Beim ersten 
verpflichtenden Kindergar-
tenjahr habe man mit der 
Notwendigkeit der Integ-
ration argumentiert. Die 
Schulpflicht ab dem sechs-
ten Lebensjahr sei unbe-

stritten, aber sie räumt den 
Eltern die Möglichkeit ein, 
ihre Kinder beispielsweise 
zu Hause unterichten zu 
lassen. Der Staat überprüft 
den Lernerfolg. Anders 
beim Pflicht-Kindergarten, 
denn hier müssen die Kin-
der in der Bildungseinrich-
tung anwesend sein. Aus 
politischer Perspektive ist 
die Umsetzung der Ankün-

digung vor allem aus einem 
Grund problematisch: Es 
gibt kein Geld dafür, so Bil-
dungsministerin Gabriele 
Heinisch-Hosek. Momentan 
liegt der Antrag für ein 
zweites verpflichtendes 
Kindergartenjahr im 
Familienausschuss des 
Parlaments. Ob es bis 2015 
eine Entscheidung gibt, ist  
fraglich. 

Verfassungsbedenken und Geldsorgen

Kindergarten: Zweites 
Pflichtjahr liegt auf Eis

2015 sollte das zweite verpflichtende Kindergartenjahr kommen. Ob 
dies tatsächlich passiert, ist zweifelhaft. 

TTIP: Rat macht Verhandlungsmandat öffentlich

„Veröffentlichung macht  
Transparenz deutlich“
Der Rat der Europäischen 
Union hat sich am 10. Ok-
tober  darauf verständigt, 
das Verhandlungsmandat 
zur Transatlantischen Han-
dels- und Investitionspart-
nerschaft (kurz TTIP) zu 
veröffentlichen. Anlässlich 
der Entscheidung sagte 
EU-Handelskommissar Ka-
rel De Gucht: „Ich bin sehr 
froh, dass die Regierungen 
der EU-Mitgliedstaaten 
das Verhandlungsmandat 
für die Transatlantische 
Handels- und Investitions-
partnerschaft (TTIP) be-
kanntgeben wollen. Hierzu 
habe ich ihnen bereits seit 
geraumer Zeit geraten, 
denn es macht unseren 
Wunsch nach Transparenz 
deutlich. Jeder kann genau 

verfolgen, wie die EU die-
ses Abkommen gestalten 
will, um EU-weit für mehr 
Wachstum und mehr Ar-
beitsplätze zu sorgen. Das 
hohe Maß an Schutz für 
Umwelt, Gesundheit, Si-
cherheit, personenbezogene 
Daten, Konsumentinnen 
und Konsumenten bleibt 
dabei selbstverständlich 
gewahrt.“

Entscheidung: Kein Recht auf „ungestörte Existenz“

Der Verfassungsgerichtshof 
hat in einer Entscheidung 
am 14. Oktober Anträge ge-
gen die steirische Gemein-
destrukturreform abgelehnt 
und dazu auch grundsätzli-
che Aussagen getroffen: So 
stellte der VfGH fest, dass 
die steirische Gemeindes-
trukturreform aus formalen 
Gründen (aufgrund einer 
fehlerhaften Kundmachung 
des Gesetzes) nicht verfas-
sungswidrig ist.  Die Verfas-
sung garantiert einzelnen 
Gemeinden kein Recht auf 
„ungestörte Existenz“ und 
der Landesgesetzgeber hat 
somit einen weitgehenden 
gesetzlichen Spielraum. 
Somit besteht laut VfGH 
auch gegen die Ziele der 
Gemeindestrukturreform 
kein verfassungsrechtliches 
Bedenken. „Dem Verfas-

sungsgerichtshof ist be-
wusst, dass jede Änderung 
der Gemeindestruktur nicht 
nur Vorteile bringt ... Dieser 
Umstand macht eine solche  
Maßnahme an sich jedoch 
nicht unsachlich“, heißt es 
in einer Aussendung. Bis 
jetzt gibt es Entscheidungen 
zu den Anträgen der Ge-
meinden Waldbach, Ganz, 
Parschluß, Tragöß, Eisbach, 
Tauplitz, Pichl-Kainisch, 
Altenmarkt/Fürstenfeld, 
Etzersdorf-Rollsdorf, Sai-
fen-Boden, St. Marein/ 
Neumarkt, Rohrmoss-Un-
tertal, Pichl-Preunegg, 
Etmißl, Raaba und Gram-
bach.  Von den betroffenen 
Gemeinden hatten 306 der 
Fusion zugestimmt und 41 
Beschwerde beim VfGH ein-
gelegt. Nähere Informationen 
unter www.vfgh.gv.at EU-Kommissar Karel De Gucht.

VfGH: Gemeindezusammenlegungen 
sind nicht verfassungswidrig
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WER VERSTEHT 
UNSERE KOMMUNALEN 
PROJEKTE? UND NICHT 
NUR BAHNHOF.
EINE BANK.
Feuerwehrhäuser. Amtshäuser. Festspielhäuser. Als Bank 

des Landes Niederösterreich sind wir der Spezialist für Finan-

zierungen der öffentlichen Hand. Weil wir wissen, was hinter 

Ihren Projekten steckt, sind Lösungen nach Maß für uns selbst-

verständlich. Unsere ganzheitliche Begleitung reicht von der Be-

darfsanalyse bis zur professionellen Abwicklung und Umsetzung 

Ihres Projektes. 

Über effektive Finanzierungskonzepte aus einer Hand informiert 

Sie gerne der Leiter Public Finance, Wolfgang Viehauser,  

+43(0)5 90 910-1551, wolfgang.viehauser@hyponoe.at. 

Ihre HYPO NOE. Daheim, wo Sie es sind.

Breitbandatlas: Keine gute Grundlage für die Berechnung der Förderwürdigkeit

Die Daten der Karte sind (zumindest) nicht ausreichend

Grafik: © 2014 Bun-

desministerium für 

Verkehr, Innovation 

und Technologie; 

OpenStreetMap, 

WIGeoGIS GmbH. 

Die Angaben über die 

maximalen Bandbreiten beruhen 

auf den freiwilligen Angaben der Netzbetreiber. 

Datenstand: Jänner/Februar 2014; Letztes Update: August 2014

Die Berechnung der Breit-
band-Förderwürdigkeit der 
einzelnen Bundesländer 
(und damit der Gemeinden) 
berechnet sich nach den 
Daten des „Breitbandatlas“ 
(www.breitbandatlas.
info). Für das Bundesland 
Salzburg weist diese Karte 
einen Versorgungsgrad von 
fast 97 Prozent mit einer 
Verbindungsstärke von 30 
Mbit aus. Ein Wert, der von 
vielen massiv angezweifelt 
wird. Die Daten beruhen 

auf Rückmeldungen, wo-
nach die meisten Haushalte 
mit Kabeln mit einer Leis-
tung „von bis zu“ 100 Mbit 
versorgt werden. 
Da zu Spitzenzeiten sehr 
viele User im Netz sind, ge-
hen die Übertragungsraten 
dramatisch hinunter. In Zü-
gen – wo generell der Emp-
fang schlechter ist – sind 
oft sogar Telefongespräche 
nicht mehr möglich. Jeder, 
der einmal auf der West-
bahn in Salzburg tagsüber 

telefonieren wollte, weiß 
das. Von einer soliden In-
ternetanbindung gar nicht 
zu reden.
Da das Ziel der Breit-
band-Agenda 2020 
die Versorgung 

„jedes Haushalts mit 
mindestens 30 MBit“ ist, 
fordern viele Gemeinden 
eine Klarstellung der tat-
sächlichen Situation. 
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Die wenigsten werden 
sich an Eva Deissen 
erinnern, die 2012 ver-
storbene Kolumnistin der 
„Kronen Zeitung“. Sie 
engagierte sich beson-
ders für frauenpolitische 
Themen und schrieb als 
solche auch für das Kom-
munal-Journal, den Vor-
läufer des KOMMUNAL. 
Unter dem Titel „Wie 
Stecknadeln im Heu“ kri-
tisierte sie in manchmal 
ätzenden Worten, die Tat-
sache, dass Frauen in der 
Kommunalpolitik hier-
zulande völlig unterre-
präsentiert sind. Von den 
37.053 Gemeindevertre-
tern waren 1989 gerade 
einmal 2204 weiblich. 
Das machte einen Anteil 
von 5,6 Prozent!
Und die Bürgermeiste-
rinnen? Mit Eva Deissens 
Worten: „Man weiß es 
nicht einmal genau. Von 
den drei, die es mal gege-
ben haben soll, ist mögli-

cherweise gerade wieder 
eine zurückgetreten.“
In dem Beitrag kamen ne-
ben Deissen auch Staats-
sekretärin Johann Dohnal 
und NR-Abg. Rosemarie 
Bauerzu Wort. Das Credo 
der drei Damen: Frauen 
würden die Dinge mit 
mehr „Sensorium“ ange-
hen, die Probleme „fühli-
ger“ lösen und vermutlich 
sozialere Schwerpunkte 
setzen. 
Die Frauen würden an-
dererseits aber von der 
„Stammtisch-Mentalität“ 
der Männer abgeschreckt. 
Die Lösung 1989: Mehr 
Frauen auf die Kandida-
tenliste.
Der Rat der drei Damen 
an die Frauen: Lasst euch 
nicht abschrecken! Mischt 
euch ein! 
Und der Appell an die 
Männer: Sprecht ein 
Machtwort, damit die 
Frauen nicht länger aus-
geschlossen bleiben.

Der Frauenanteil bei den Gemeinderäten betrug 1989  magere 
knapp sechs Prozent – aber so genau wusste das lange Zeit 
niemand. Bis sich KOMMUNAL dem Thema annahm. Da lagen 
wenigstens die Karten auf dem Tisch.

Gegen die Schließungspläne  
bei der Militärmusik

Gegen die Schließungs-
pläne des Bundesheers 
regt sich immer mehr 
Widerstand. Vor allem die 
Halbierung der Militär-
musik wird stark kritisiert. 
Die zu erwartenden Ein-
parungen seien höchstens 
marginal, wie angemerkt 
wird. In diesem Sinne hat 
der Salzburger Gemeinde-
verband einen offenen Brief 
an Verteidigungsminister 
Gerald Klug geschrieben. In 
diesem wehrt sich der Ver-
band gegen die Auflösung 
der Militärmusikkapelle 
Salzburg. „Die geringen zu 
erwartenden Einsparungen 
stehen in keinem Verhältnis 
zu dem damit verbundenen 
Nachteil, der dem Bundes-
land Salzburg durch diese 
Maßnahme erwächst“, heißt 
es in dem Brief und weiter: 
„Seit Beginn ihres Bestehens 
im Jahr 1956 hat die Mi-
litärmusik Salzburg in der 
Zweiten Republik in mehr als  

5000 Einsätzen und Ausrü-
ckungen dazu beigetragen, 
dass das Österreichische 
Bundesheer bzw. die Repu- 
blik Österreich und das Land 
Salzburg in hervorragender 
Weise national und interna-
tional repräsentiert wurden. 
Die Militärmusik Salzburg 
ist darüber hinaus vor allem 
im Bereich der Blasmusik 
eine der erfolgreichsten 
Bildungsstätten für junge en-
gagierte Musiker in unserem 
Bundesland. Unbeschadet 
des Verständnisses für die 
Spar- und Reformziele, die 
seitens Ihres Ressorts, Herr 
Bundesminister, im Rahmen 
der Budgetkonsolidierung 
zu erbringen sind, erwarten 
wir uns, dass bei jeder Maß-
nahme eine Abwägung nicht 
nur nach ökonomischen, 
sondern auch nach anderen, 
im öffentlichen Interesse lie-
genden Maßstäben erfolgt.“
Dem ist nichts hinzuzufü-
gen.

Deradikalisierungshotline  
kommt bis Jahresende

Die seit langem ange-
kündigte „Deradikali-
sierungshotline“ wird 
im Familienministerium 
angesiedelt, wie Ressort-
chefin Sophie Karmasin 
bestätigte.  
Die politische und religiöse 
Radikalisierung der Ju-
gendlichen steht vor allem 
wegen der immer größeren 
Anzahl an Jugendlichen, 
die mit dem „Islamischen 
Staat“ und dem Salafismus 
sympathisieren, auf der Ta-
gesordnung. Berichte über 
zwei Mädchen aus Wien, 
die sich dem „Islamischen 
Staat“ anschlossen, sorgten 
auch weltweit für Aufmerk-
samkeit. Die „Deradikalisie-

rungshotline“  soll über die 
„offene Jugendarbeit“ und 
nicht wie vorab kolportiert 
im Innenministerium ab-
gewickelt werden. Bis zum 
Ende des Jahres soll die 
Beratungsstelle in Betrieb 
gehen. Hilfe bieten soll sie 
radikalisierten Personen 
und deren Angehörigen. 
Ein Netzwerk an Kooperati-
onspartnern soll unterstüt-
zen. In Deutschland gibt es 
eine solche „Beratungsstelle 
Radikalisierung“ bereits 
seit dem Jänner 2012. 
Diese ist im Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge 
angesiedelt und arbeitet 
deutschlandweit mit Part-
nern zusammen. 

Familienministerium ist zuständig

Offener Brief
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www.wienenergie.at Wien Energie Vertrieb, ein Unternehmen der EnergieAllianz Austria.

Zahlreiche Gemeinden profitieren bereits von unserer sauberen Energie aus 100 % Wasser-

kraft. Auch Sie könnten bald zu ihnen gehören. Informieren Sie sich jetzt über unsere  

günstigen Tarife, das energiesparende Lichtservice und unsere umfangreichen Dienstleis-

tungen auf www.wienenergie.at oder bei einem unserer Berater unter (01) 977 00-38171.

Für über 80 Gemeinden rund um 
Wien erfolgreich unterwegs:
Die Gemeindebetreuer von Wien Energie.

Purkersdorf

Schwechat

Groß- 
Enzersdorf

Klosterneu-
burg 
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Die Flüchtlingsfrage wirft in Österreich immer mehr Fragezeichen auf. 

Während der Bund auf der Suche nach Quartieren in den Gemeinden 

einiges an Porzellan in den grundsätzlich hilfsbereiten Gemeinden 

zerbricht, verweigern manche Ortschefs und -chefinnen jede Koopera-

tion. KOMMUNAL wagt sich an eine Standortbestimmung.

Asylland Österreich

Stolze Tradition oder 
lästige Verpflichtung?
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beherbergt. In welchen Ge-
meinden, diese Zahlen hat das 
Innenministerium nicht, weil 
dessen Ansprechpartner die 
Länder sind.
Tatsächlich hat die Vorgangs-
weise in einzelnen Fällen mas-
siven Proteste wegen der Un-
ausgewogenheit der Belastung 
einzelner Gemeinden gebracht, 
von der Unzufriedenheit der 
Gemeinden mit Großlagern wie 
Traiskirchen und Thalheim ganz 
zu schweigen.
Besonders ins Rampenlicht 
gezogen wurde die Gemeinde 
Spital am Semmering, genauer 
die Katastralgemeinde Stein-
haus, ein 380-Einwohner-Ort. 
Hier befindet sich seit 1988 
ein – damals von der Gemeinde 
freiwillig eingerichtetes – 
Flüchtlingsquartier mit rund 
35 Plätzen. Heuer im Sommer 
hat die Gemeinde diese Zahl 
auf rund 70 verdoppelt und ein 
zweites Quartier gestellt. Beide 
Landeseinrichtungen wurden 
im Einvernehmen mit der Be-
völkerung eingerichtet, die auch 
große Hilfsbereitschaft gezeigt 
hat. So wurden viel Kleidung 
gespendet und Kinderspielzeug.

Wenn das Handy zweimal 
klingelt ...

Es muss nicht immer der Post-
mann sein, und es muss nicht 
immer klingeln: „Und dann kam 
am 8. September der Besuch 
eines Mitarbeiters des Innenmi-
nisteriums, der mir mitgeteilt 
hat, dass der Bund eine Hotel- 
anlage in Steinhaus mit 250 
Betten auf 15 Jahre gepachtet 
hat, in dem künftig (,in den 
nächsten Tagen‘) Flüchtlinge 
untergebracht werden,“ erzählt 
Reinhard Reisinger, Bürgermeis-
ter von Spital am Semmering. 
„Er hat uns gesagt, dass, sobald 
das Land Steiermark die Quote 
erfüllt, dieses Massenquartier 
wieder geschlossen wird.“ 
An dem Tag war zufällig am 
Abend auch eine Gemeinde- 
ratssitzung, in dem der Ge-
meinderat mit der Situation 
vertraut gemacht wurde. Fast 
klingt ein bisschen Mitleid beim 
Bürgermeister mit, als er sich an 
diese Sitzung und den folgen-
den „Ausdruck des Unwillens 
des Gemeinderates gegenüber 

dem Ministeriumsmitarbeiter“ 
erinnert und meint, dass „das 
ja auch nur ein Beamter ist, der 
seine Arbeit macht“. 
Noch in dieser Gemeinderats-
sitzung wurde eine Resolution 
beschlossen,wo man sich gegen 
die Vorgangsweise und die Un-
verhältnismäßigkeit verwahrte.
Auch das Land in Person Sigi 
Schrittwiesers, seines Zeichens 
Landeshauptmannstellvertreter 
und für Flüchtlingsfragen zu-
ständig, wurde nicht übermäßig 
früh von dem neuen Quartier 
informiert. Bgm. Reisinger: „Er 
hat es eine halbe Stunde vor mir 
telefonisch erfahren.“
Eine Geschichte, die Johann 
Schnitzhofer, Bürgermeister der 
Salzburger Gemeinde Abtenau, 
bestätigt. „Ich war in einer 
Bürgermeisterkonferenz, als 
mein Handy geläutet und das 
Ministerium mir mitgeteilt hat, 
dass morgen so 110/120 Flücht-
linge bei mir in der Gemeinde 
einquartiert werden.“ Gemein-
debund-Präsident Helmut 
Mödlhammer war Zeuge dieses 
Anrufs, er erzählte in der Redak-
tionskoferenz, dass Schnitzhofer 
„auf einmal weiß wie die Wand 
wurde.“
In Abtenau war es aber nach 
einem sofort angesetzten 
Lokalaugenschein mit Landes-
hauptmann Wilfried Haslauer 
rasch klar, dass es aufgrund der 
Bettenlage nicht möglich war, so 
viele Leute aufzunehmen. „Das 
Quartier, das sich angeboten 
hatte, verfügte nicht annähernd 
über die nötigen Betten. Wir 
hätten die Menschen auf Matra-
zenlagern unterbringen müssen, 
das ist unmöglich“, so Schnitz-
hofer.
Ähnlich wie Spital beherbergt 
auch Abtenau seit vielen Jahren 
Flüchtlinge, so wurden zwi-
schen 2004 und 2012 meist so 
um die 40 Leute untergebracht. 
Aber 2012 hat der Bertreiber 
aufgehört. „Die Flüchtlinge wur-
den von der Bevölkerung auch 
immer akzeptiert. Das waren 
viele Tschetschenen, Familien 
darunter, auch Männer alleine, 
alles gemischt. Später sind viele 
andere Nationen dazu gekom-
men, von denen einige sogar ge-
blieben sind und die jetzt noch 
da sind,“ so Schnitzhofer.
Auch in Spital sind Flüchtlinge 

„Die Asylanträge nehmen zu, 
Bund verdoppelt Plätze.“ So 
lautet die Schlagzeile einer eher 
kurzen Meldung in der „Presse 
am Sonntag“ vom 19. Oktober. 
Der Beitrag sprach auch davon, 
dass sich die Zahl der Asylan-
träge von 1300 bis 1700 monat-
lich zu Beginn des Jahres 2014 
auf 2200 im Juli bis auf 3300 im 
September erhöht hatte.  Dieser 
Trend ist in ganz Europa merk-
bar, und es ist auch aufgrund 
der Krisen im Nahen und Mitt-
leren Osten mittelfristig keine 
Abnahme zu erwarten.
Ein paar Tage nach dieser 
Meldung verkündete Kärntens 
Landeshauptmann Peter Kaiser 
via ORF-Teletext, dass der Bund 
keine Einquartierungen in Ge-
meinden mehr vornehmen solle, 
sondern dass sich die Länder 
darum kümmern wollen. 
3300 Menschen monatlich also 
derzeit (vermutlich werden es mit 
Fortdauer des Krieges im Nahen 
Osten mehr werden), die in die 
Asylbetreuung übernommen wur-
den und in Quartiere gebracht 
und versorgt werden müssen. 
Nach österreichischen Standards 
und nicht nach anderen. 

Die Regierung verweist laufend 
darauf, dass die meisten Länder 
ihre Quoten nicht erfüllen. Das 
stimmt zwar, aber man muss 
auch dazu sagen, dass sich die 
Quoten laufend – nach oben hin 
– verändern.
Anfang Oktober erschien dann 
die erste Schlagzeile, in der ver-
langt wurde, dass die Gemein-
den freiwillig mehr Flüchtlinge 
aufnehmen sollten.
Laut Innenministerium waren 
Anfang Oktober 3200 Kriegs-
flüchtlinge in Bundesbetreu-
ung, 24.500 wurden von den 
Ländern betreut. In „nur“ 515 
Gemeinden werden Asylwerber 

Hans Braun

Ein Ministeriumsmitarbeiter hat 
vorbeigeschaut und mir mitgeteilt, 
dass in den nächsten Tagen 200 
Flüchtlinge kommen. 

Reinhard Reisinger, Bürgermeister von  
Spital am Semmering
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Aufgrund seiner geografischen Lage 
zwischen den Blöcken war Österreich 
jahrzehntelang das wichtigste Land für 
die Erstaufnahme von Flüchtlingen und 
Auswanderern in Europa. Seit 1945 sind 
mehr als zwei Millionen Flüchtlinge 
nach Österreich gekommen, fast 700.000 
Menschen sind geblieben.
1956/57 kamen rund 180.000 Menschen 
aus Ungarn nach Österreich. UNHCR 
konnte dem Nachkriegs-Österreich 
84.000 Ungarn-Flüchtlinge abnehmen 
und binnen acht Wochen in Neuan-
siedlungsländer bringen. Die USA und 
Kanada nahmen den Großteil der Flücht-
linge auf. Gerade 18.000 UngarInnen 
blieben in der Alpenrepublik.
Nach Einmarsch der Warschau-
er-Pakt-Truppen in die damalige 
Tschechoslowakei flüchteten 1968 
162.000 TschechInnen und SlowakInnen 
nach Österreich. Die meisten konnten in 
ihre Heimat zurückkehren, rund 12.000 
Menschen ließen sich hier nieder.
Die kriegerischen Auseinandersetzungen 
nach dem Zerfall Jugoslawiens trieben 
viele Menschen in die Flucht. Um den 
Jahreswechsel 1991/92 kamen rund 
13.000 Menschen aus Kroatien, wurden 
hier versorgt und kehrten im Frühjahr 

1992 größtenteils in ihr Heimatland 
zurück. Zu diesem Zeitpunkt trafen 
schon die ersten Flüchtlinge aus Bosni-
en-Herzegowina ein. Österreich hat rund 
90.000 Flüchtlinge aufgenommen. Nach 
1995 kehrten viele nach Hause zurück, 
knapp 60.000 BosnierInnen fanden in 
Österreich eine zweite Heimat.
Als im Frühjahr 1999 die Vertreibung der 
Kosovo-AlbanerInnen eskalierte, nahm 
Österreich, wie andere Staaten, Flücht-
linge auf – mehr als 5000 Menschen. 
Gleich nach dem Ende der Kämpfe im 
Sommer 1999 begann eine erste Rück-
kehrbewegung.
Nachdem sich die ehemals autonome 
Teilrepublik Tschetschenien 1991 nach 
dem Zusammenbruch der Sowjetunion 
für unabhängig erklärte, kam es 1994 
und in Folge des Überfalls tschetsche-
nischer Rebellen auf das Nachbarland 
Dagestan 2009 zu kriegerischen Ausei-
nandersetzungen mit Russland. Rund 
160.000 Menschen haben dabei ihr 
Leben verloren, viele mussten fliehen. 
In den letzten Jahren verzeichnete Öster-
reich keine großen Flüchtlingsströme. 
Durch die anhaltende Krise in Syrien 
steigen momentan die Flüchtlingszahlen 
aber wieder.

	    FLÜCHTLINGSSTRÖME NACH ÖSTERREICH SEIT 1945

UNGARN 1956/57 
180.000

KROATIEN & BOSNIEN 1991/92 
90.000

KOSOVO 1999 
5.000

CSSR 1968 
162.000

aus 18 verschiedenen Natio-
nen untergebracht, rund die 
Hälfte der Leute sind syrische 
Kriegsflüchtlinge der Rest aus 
17 andere Nationen, die unter-
schiedlicher nicht sein könnten. 
Die „weinenden Frauen und 
Kinder“ aus den Kriegsgebieten 
kann auch Reisinger nicht bestä-
tigen. „Die überwiegenden Zahl 
sind Männer zwischen 20 und 
30 Jahren.“ 
Und hier scheint auch der Unmut 
der Bevölkerung begründet zu 
sein. Es sind eben meist (männ-
liche) Wirtschaftsflüchtlinge, die 
in der Asylbetreuung sind. Dass 
diese meist gar nicht hier sein 
wollen, sondern eigentlich hier 
nur „gestrandet“ sind, spielt da-
bei keine Rolle. Johann Schnitz-
hofer: „Die Flüchtlinge wollen 
überhaupt nicht bleiben. Ich 
habe mit den Leuten gesprochen, 
die wollen alle nach Wien – oder 
ein paar nach Kanada. Was sollen 
sie bei uns auch tun?“ 
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4.133 Menschen in Öster-
reich Asyl erhalten: die 
meisten stammen aus Afgha-
nistan (1.259), Syrien (838), 
Russland (673), dem Iran 
(520) und Somalia (254).
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Als Innenministerin ist Johanna Mikl-Leitner zuständig für Asyl und 

Flüchtling einerseits und Gemeinden andererseits. Was sie zur Kritik 

der Gemeinden sagt und wie sie die Situation sieht, das beantwortet 

sie in KOMMUNAL.

Frau MInister, wie viele Asylwer-
ber sind derzeit in Bundesbetreu-
ung, wie viele werden von den 
Ländern betreut? 
JOHANNA MIKL-LEITNER: Derzeit 
befinden sich 3200 Kriegsflücht-
linge in Bundesbetreuung, wei-
tere 24.500 Flüchtlinge werden 
von den Ländern versorgt.

Nach welchen Kriterien bleiben 
Flüchtlinge in Bundesbetreuung 
und nach welchen werden sie auf 
die Bundesländer aufgeteilt?
In der ersten Phase des Asylver-
fahrens,  im sogenannten Zulas-
sungsverfahren, übernimmt der 
Bund die Versorgung in einer 
Bundesbetreuungsstelle. Das 
Zulassungsverfahren dauert in 
der Regel längstens 20 Tage. Die 
Betreuung der übrigen schutz- 
und hilfsbedürftigen Personen 
obliegt den Bundesländern und 
erfolgt durch Zuweisung durch 
die Koordinationsstelle des Bun-
des. Wir haben ein neues Modell 
ausgearbeitet, das eine automa-
tische Aufteilung der Asylwerber 
vorsieht: Die Asylwerber bleiben 
in dem Bundesland, in dem sie 
ihren Antrag stellen. Erfüllt die-
ses Land bereits die Quote, aber 
das Nachbarbundesland nicht, 
wird der Flüchtling dorthin 
gebracht.

Gemeinden werden oft über-
fallsartig eine größere Zahl von 
Flüchtlingen zugeteilt. Warum 
passiert das so kurzfristig und oh-
ne vorhergehende Gespräche?
Wenn die Gefahr besteht, dass 
Flüchtlinge kein Dach über den 

Kopf haben, dann müssen wir 
rasch handeln. Dennoch wollen 
wir gemeinsam mit den Gemein-
den Lösungen finden. Wir sind 
hier auf einem guten Weg.

Nach welchen Kriterien werden 
künftig Gemeinden Asylwerber 
zugeteilt? Sie haben von vier 
Flüchtlingen je 1000 Einwohner 
gesprochen. Wird auf die jeweils 
in der Gemeinde vorhandene Infra-
struktur Rücksicht genommen? 
Es handelt sich dabei um einen 
Richtwert. Hier spielen viele an-
dere Faktoren eine große Rolle. 
Natürlich sollte im Idealfall auch 
die nötige Infrastruktur vorhan-
den sein.

Wäre es nicht vernünftig, Familien 
in kleinere Kommunen zu verle-
gen, wo sie vermutlich eher in die 
Dorfgemeinschaft aufgenommen 
würden?
Diesen Vorschlag werden wir si-
cherlich in unseren Gesprächen 
mit den Gemeinden diskutieren.

In wie vielen Gemeinden werden 
derzeit wie viele Asylwerber be-
treut? Hat das BMI genaue Zahlen?
Von 2300 Gemeinden nehmen 
derzeit nur 515 Flüchtlinge auf. 
Diese 515 Gemeinden setzen 
damit ein wichtiges Zeichen 
der Solidarität. Aber wir wollen 
auch die anderen Gemeinden 
einbinden.

Mit welcher Hilfe können Ge-
meinden rechnen, wenn sie 
sozusagen auf die Schnelle einen 
Arabisch-Dolmetsch für ein schul-
pflichtiges Kind brauchen? Wer 
zahlt das Kindergeld? An wen kön-
nen sich Gemeinden wenden? 
Klar ist, dass den Gemeinden 
alle notwendigen Informati-
onen zur Verfügung gestellt 
werden müssen. Das werden 
wir mit den Verantwortlichen 
der Bundesländer auch so ver-
einbaren.

Flüchtlinge sind oft stark trauma-
tisiert. Wie wird diesen Menschen 
geholfen? Wer muss sich um Hilfe 
kümmern?
Die Flüchtlinge fliehen vor Mord 
und Terror in ihrem Heimat-
land und suchen bei uns Hilfe 
und Unterstützung. Um diesen 
Menschen zu helfen, braucht 
es in erster Linie eine men-
schenwürdige Unterkunft und 
Betreuung. Wir stehen hier vor 
einer gesamtgesellschaftlichen 
Aufgabe. Daher appelliere ich an 
die Länder und Gemeinden, sich 
ihrer Verantwortung zu stellen 
und ein Zeichen der Solidarität 
zu setzen. 

Innenminsiterin Johanna Mikl-Leitner im KOMMUNAL-Gespräch

„Wenn Gefahr besteht,  
müssen wir handeln“

Johanna 
Mikl-Leitner im 

Gespräch mit 
KOMMUNAL- 

Redakteur  
Helmut Reindl.
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Wie man hört, steht Oberöster-
reich auf dem Standpunkt, keine 
kleinen Gruppen von Flüchtlingen 
zu nehmen, weil das „organisato-
risch und administrativ nicht han-
delbar ist“. Ihre Stellungnahme?
Natürlich muss das organisato-
risch auch zu bewältigen sein 
und das werden die Bundeslän-
der im Einzelfall auch sicher-
stellen.

Tirol hat angekündigt, die Flücht-
lingsbetreuung „auszulagern“. 
Damit hätten praktisch alle Länder 
einen Vertrag mit Firmen, die 
diese Betreuung übernehmen. 
Demnach wäre die Hauptaufgabe 
für die Gemeinden, die Ankunft 
der Menschen mit Informationen 
an die Bevölkerung vorzubereiten 
und dafür zu sorgen, dass es zu 
keinen Problemen kommt? Was 
vermutlich oftmals gar nicht so 
einfach ist.
Bund, Länder und Gemeinden 
müssen hier gemeinsam Über-
zeugungsarbeit leisten und auf 
Verunsicherungen der Bevölke-
rung eingehen. Dann funktio-
niert auch das Miteinander.

Wie ist derzeit die Situation in den 
Erstaufnahmezentren Traiskirchen 
und Thalham und wie die Situati-
on in Schwechat, wo es ja auch ein 
Erstaufnahmezentrum gibt?
Die Erstaufnahmezentren in 
Thalham und Traiskirchen 
schöpfen ihre Betreuungskapa-
zitäten seit Wochen aus und ver-
sorgen über 1600 Flüchtlingen. 
Dafür möchte ich meinen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern 
ein großes Danke sagen. Die 
Erstaufnahmestelle am Flug-
hafen ist eine sehr kleine, gut 
funktionierende Einrichtung.

Wie läuft die Arbeitsteilung zwi-
schen dem Innenministerium und 
dem Integrationsressort von  
Außenminister Kurz?
Wenn jemand in Österreich 
bleiben darf, müssen schnell 
Integrationsmaßnahmen folgen. 
Hier gibt es eine ausgezeichnete 
Kooperation mit dem Integrati-
onsminister.

Auch im Ministerium ist man 
sich dieser Tatsache bewusst. 
„Sobald das Asylverfahren ab-
geschlossen ist, sind die wieder 
weg“, so die Auskunft. Das 
dauert in der Regel zwischen 20 
Tagen (Erstbescheid zur Zulas-
sung zum Asdylverfahren) und  
sechs Monaten und zwei bis drei 
Jahren (Erfahrungswert Bürger-
meister Reisinger zum endgül-
tigen Asylbescheid). Reisinger 
betont im Gespräch auch immer 
wieder, dass die Bewohner 
des kleinen Orts Steinhaus die 
Kriegsflüchtlinge (die Mehrzahl 
der bislang vom Land „zuge-
teilten“ waren Syrer) akzeptiert 
haben. „Das waren Familien, das 
ist auch für so einen kleinen Ort 
verkraftbar.“

Die Bürgerinnen und Bürger der  
vielen kleinen Orte in Abtenau  
sind auch dieser Meinung, so 
Schnitzhofer: „Meine Gemein-
debürger sagen, rechnerisch 
müsste jede Gemeinde 20 oder 
30 Flüchlinge nehmen. Da hätte 
ich auch in der Bevölkerung 
kein Problem, das würden die 
Leute akzeptieren. Ein paar 
wird’s zwar immer geben, aber 
das lässt sich sowieso nicht ver-
meiden ...“

Bürgerversammlung lief 
aus dem Ruder

In Spital wurde nach dem 
Bekanntwerden der neuen 
Zuteilungen eine Bürgerver-
sammlung einberufen, um die 
Bevölkerung vorzubereiten. „In 
meinem Veranstaltungssaal wa-
ren noch nie so viele Leute wie 
damals“, erinnert sich Reisinger. 
450 Personen waren dort, rund 
ein Drittel der Bevölkerung, die 
Hälfte musste stehen, weil es 
nicht genug Sessel gab. Der Me-
dienrummel war gigantisch. 
„Das Problem waren ein paar 
fremde Leute, die dabei waren 

und von denen wir bis heute 
nicht wissen, woher die gekom-
men sind. Der ältere Mann, der 
in die Kamera gesprochen hat, 
dass ‚Steinhaus keine Flücht-
linge braucht und ganz Öster-
reich auch keine Flüchtlinge 
braucht‘, das war so einer. Wir 
wissen nicht, wo der her war. 
Aber in der ,Zeit im Bild‘ wurde 
der genüsslich zitiert.“ Dadurch 
sei die gesamte Gemeinde ins 
rechte Eck gerückt worden, wie 
Reisinger kritisiert. „Ab diesem 
Zeitpunkt – und das geht bis 
heute so – habe ich hunderte 
von Anrufen, Briefen, E-Mails 
von Leuten von auswärts 
bekommen, die den Beitrag 
gesehen haben und sich  gefragt 
haben, was das für Leute sind. 
Das ging bis hin zu ‚brauner Ba-
gage hinterm Semmering‘.“ Ihn 
schmerzt das um so mehr, weil 
gerade Spital am Semmering 
freiwillig schon seit 1988 Flücht-
linge betreut. Aber das wurde in 
der ZiB verschwiegen – oder hat 
es einfach nicht ins Bild gepasst?

Die praktische Seite

Schon von der personellen Seite 
ist man in Spital nicht in der 
Lage, diese Massen an An- und 
Abmeldungen zu handhaben. 
Bürgermeister Reisinger hat in 
Spital auch das Meldeamt quasi 
„unter sich“ (er „ist das Melde-
amt“). „Normalerweise habe ich 
in der Woche zehn bis fünfzehn 
Meldung zu erledigen, bei 200 
Flüchtlingen geht’s dann aber 
um hunderte An- und Abmel-
dungen die Woche.“
Das nächste größere Problem sei 
Kindergarten und Schulpflicht. 
„Wenn ich im Bundesquartier mit 
250 Betten 20 oder 30 Kinder 
habe, ich habe keine Platz für sie 
in der Schule oder in unserem 
zweigruppigen Kindergarten. Ich 
habe dort genau einen Platz frei. 
Wenn ich also auf einmal fünf 
kindergartenpflichtige Kinder 
dazu bekomme, wo bring’ ich 
denn die unter? Ich habe ja auch 
eine Höchstzahl.Das Problem ist 
zwar noch nicht akut, da laut Ge-
setz die Kinder von Asylwerber in 
den ersten sechs Monaten weder 
der Schul- noch der Kindergar-
tenpflicht unterliegen. Aber in 
einem halben Jahr ...“
„Das ist ein Punkt, an den im 
Ministerium offenbar niemand 

Das geht so nicht.  
Als Bürgermeister muss ich 
mich vor meinen Leuten ja 
immer rechtfertigen.  

Johann Schnitzhofer, Bürger-
meister von Abtenau, zu den 
„überfallsartigen“ Einquartie-
rungen
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gedacht hat“, so Reisinger.
Was diesen Punkt betrifft, hofft 
man offenbar, dass die Asylfrage 
wirklich in 20 Tagen entschieden 
ist. Hier gilt vorerst also das Prinzip 
Hoffnung.
Probleme mit schul- und kindergar-
tenpflichtigen Kinder gab es in Abte-
nau auch, aber, so Schnitzhofer, „wir 
haben’s hingebracht.“ Es sei zwar 
nicht einfach, aber mit ein bisschen 
Improvisation gehe das schon. 
Kindergartengeld wird bei den Lan-
deseinrichtungen, die von der Cari-
tas betreut werden, übrigens auch 
von der Caritas bezahlt. Aber auch 
wenn nicht, „für ein, zwei Kinder ist 
das kein Problem, in diesen Fällen 
hätte ich als Gemeinde auch kein 
Problem damit, auf das Kindergar-
tengeld zu verzichten“, so Reinhard 
Reisinger. 
Dafür ist die Dolmetschfrage in 
Wirklichkeit laut Bürgermeister Rei-
singer kaum ein Problem. Fast alle 
Asylwerber sprechen Englisch und 
die Kinder, ob Kindergarten oder 
Volksschule, lernen unsere Sprache 
irrsinnig flott, „das geht so schnell, 
das sollte man nicht glauben. Nach 
kürzester Zeit können die Kinder 
Deutsch.“ 
Eine Erfahrung, die auch Johann 
Schnitzhofer bestätigt.

Warum die Information  
nicht klappt

Reinhard Reisingers Erfahrung bei 
den Landesquartieren ist, dass das 
Land die Einquartierung rechtzeitig 
angekündigt hatte. Er hatte Zeit 
genug zur Information der Bevölke-
rung. 
Ein Punkt, den er dem Bund ganz 
offen vorwirft. Aus dem Büro der In-
nenministerin war zu erfahren, dass 
„das Land Steiermark seit Monaten 
säumig war, was die Schaffung von 
neuen Unterkünften betrifft. Daher 
hat das Bundesministerium für In-
neres das Angebot des Hotels Haus 
Semmering angenommen. Damit 
kann Österreich seiner Verantwor-
tung bei der Hilfe verfolgter Men-
schen weiterhin gerecht werden. 
Obdachlosigkeit von Kriegsflüchtlin-
gen kann und darf keine Alternative 
sein.“
Bürgermeister Reisinger bestätigt 
diese Sichtweise auch, rechnet aber 
vor, dass das Hotel bislang 24.000 
Nächtigungen pro Jahr hatte und 
also gut gegangen sei. Die Ge-
samtnächtigungen pro Jahr in der 
Gemeinde betrugen 70.000, womit 

Bei Licht besehen scheint das 
Problem mit „den Asylanten“ 
recht schnell identifiziert zu 
sein. Gegen die Familien mit 
den Kindern, die vor den Krie-
gen in ihrer Heimat fliehen, 
hat offenbar niemand etwas. 
Für diese Menschen würde sich 
schnell Platz finden. Es gäbe 
auch Anlass zur Hoffnung, dass 
diese Menschen bleiben und 
sich in die Gesellschaft ein-
gliedern. Es wäre erstens eine 
Bereicherung für unser Leben 
und andererseits eine Verjün-
gung für die Gesellschaft. Und 
die unter Abwanderung leiden-
den Gemeinden hätten einen 
Hoffnungsschimmer – ähnlich 
wie das italienische Riace in 
Kalabrien.

Was anderes ist es mit „den 
Männern“, die die Gefahren 
der Flucht auf sich genommen 
haben, um das Überleben ihrer 
daheim gebliebenen Familien 
zu sichern. Vermutlich sind 
auch etliche von ihnen auf der 
Flucht vor dem Krieg. Aber die 
meisten sind wahrscheinlich 
gekommen, um zu arbeiten,
und weil „Europa für sie das 
gelobte Land ist“. Das sind 
die jungen Männer zwischen 
20 und 30, für die es in den 
kleinen Gemeinden am Land 
weder Platz noch Arbeit gibt. 

Also sollte diese Gruppe eher in 
den Ballungsräumen und Städ-
ten untergebracht und – wenn 
der Asylstatus geklärt ist – auch 
beschäftigt werden (dürfen). 
Idealerweise werden das Arbei-
ten sein, wo sie den Einheimi-
schen keine Jobs wegnehmen. 
Es müsste auch darauf geachtet 
werden, dass kein Lohndum-
ping stattfindet. Dadurch wä-
ren letzten Endes bestehende 

(österreichische) Arbeitsplätze 
gefährdet. By the way würden 
die Gewerkschaften in dem Fall 
ebenso einen Aufstand machen 
wie die rechten Parteien (ei-
gentlich korrekterweise „die 
rechte Partei“), die ebenfalls 
sofort zu schreien beginnen 
würde. 

Ergebnis 1: Die Städte in 
Österreich werden sich ver-
mutlich über die „ungerechte 
Belastung“  beschweren. Aber 
dem kann man entgegenhalten, 
dass sie mehr Geld aus dem 
Finanzausgleich bekommen 
und so ihre Infrastruktur dar-
auf auch auslegen konnten. In 
dem Zusammenhang wird das 
aber vermutlich keiner hören 
wollen.

Ergebnis 2: Die Schicksale 
hinter den Asylwerbern und 
Flüchtlingen treten in den 
Hintergrund, das Gezänk um 
wirtschaftliche oder politische 
Vorstellungen legt sich darüber 
wie ein Tuch und lässt keine 
vernünftige Diskussion mehr 
zu.

Ergebnis 3: Aus Angst werden 
sowohl viele Menschen wie 
auch viele hilfsbereite Bürger-
meister kleiner und kleinerer 
Gemeinden ihr Engagement 
„zurückfahren“. Wer will sich 
schon mit emotionalisierten 
Schreiern anlegen?

Ergebnis 4: Es bleiben nicht 
nur die Menschen auf der Stre-
cke, auch die Menschlichkeit 
bekommt zumindest eine Delle 
ab – und im schlimmsten Fall 
bleibt auch sie auf der Strecke. 

 
hans.braun@kommunal.at

	         BEI LICHT BESEHEN ...

Die Menschlichkeit 
bleibt auf der Strecke
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Riace in Kalabrien (siehe Karte un-
ten)  geht seit dem Jahr 2000 einen 
gänzlich anderen Weg als das restli-
che Europa. Während Kriegsschiffe 
im Mittelmeer patrouillieren, Zäune 
gegen Flüchtlinge aus Afrika am 
Mittelmeer hochgezogen werden 
und die Politik Immigranten als 
Feindbild Nummer eins entdeckt, 
hat der Bürgermeister von Riace, 
Domenico Lucano, sein Dorf zur Hei-
mat der Flüchtlinge erklärt. Riace 
ist ein kleines Dorf am untersten 
Ende Italiens. Hier wohnten einmal 
3000 Menschen. Gut die Hälfte von 
ihnen ist weg, hat Arbeit gesucht im 
reichen Norden. Ihre Häuser stehen 
leer. Zurück blieben die Alten. Doch 
seit einiger Zeit hört man wieder 
Kinderstimmen. Die Kinder sind 
Flüchtlinge aus dem Irak. 
Alles begann, als im Jahr 2000 
kurdische Flüchtlinge in Riace 
strandeten. „Sie landeten mit ihrem 
Boot direkt an unserem Strand“, 
erinnert sich Lucano. Hier im kalab-
rischen Hinterland kenne man die 
Geschichte der Auswanderung in 
alle Welt sehr gut. „Doch mit den 
Flüchtlingen ist unser Dorf zum ers-
ten Mal wieder ein Ort der Hoffnung 
und Ankunft geworden.“
Früher gab es keine Ausländer in 
Riace. Derzeit sind es beinahe 300. 
Mit ihrer Arbeit finanzieren sie den 
Verein. Die Pizzeria im Ort war jahre-
lang zu. Bis der Hilfsverein Città Fu-
tura sie übernahm und das Gebäude 
zusammen mit den Flüchtlingen re-
novierte. Den Palästinensern fehlte 
ihr heimisches Brot. Da fiel dem 
Bürgermeister der alte Holzkohle- 
ofen ein. Klar, dass der Bürgermeis-
ter das erste frisch gebackene Exem-
plar bekommt. Doch er hat nicht nur 
Freunde – der Mafia ist er ein Dorn 
im Auge. „Sie haben uns in die Tür 
geschossen“, sagt Lucano, „und drei 
meiner Hunde getötet.“

Italien: Riace in Kalabrien

Das Dorf der Zukunft

rund 30 Prozent der Nächtigungen 
in Zukunft ausfallen. „Das ist für 
uns, die wir vom Tourismus leben, 
ein Riesenschaden. Nicht nur, dass 
wir keine Abgaben für die Näch-
tigungen (ein Euro pro Nacht, wo 
anders ist das die Kurtaxe, wovon 
70 Prozent an den örtlichen Touris-
musverband gehen und 30 Prozent 
ans Land) bekommen, es fallen 
auch tausende Schikarten weg.“ 
Auch das Schigebiet selbst, die Gas-
tronomiebetriebe, leiden alle, weil 
die Wintergäste fehlen. 
Ein Punkt, der den Bürgermeister 
Reisinger zusätzlich „magerlt“ ist, 
dass die Besitzerin die gesamte 
Hotelanlage für 15 Jahre ans Minis-
terium verpachtet hat. Sie hat damit 
jetzt zwar keinen Aufwand und ihr 
Einkommen fix, aber der Schaden 
für die Gemeinde ist da. 

An der Quote hängt, hin zur 
Quote drängt doch alles

Bleibt die Frage, warum die meisten 
Länder die Quote nicht erfüllen.
Eine mögliche Begründung von 
Reinhard Reising scheint schlüssig: 
„Durch den täglich und wöchent-
lichen Flüchtlingszustrom ändert 
sich genau so schnell wie der Ge-
samtstand der Flüchtlinge auch die 
Quote der Bundesländer.“ Dadurch 
sei die Steiermark ins Hintertreffen 
geraten und derzeit in der Situation, 
dass 420 (Stand 18. Oktober) Be-
treunngsplätze fehlen. 
Sollte aber „morgen“ 1000 neue 
Flüchtlinge nach Österreich kom-
men, werden die wieder aufgeteilt, 
die Quote ändert sich und das Spiel 
beginnt von vorne.
Jetzt können 420 Betten für ein 
Land wie die Steiermark eigentlich 
keine große Sache sein, aber das 
Problem liegt auch hier wo anders. 
„Bisher hat das Land“, so Reisinger, 
„immer die Quartiere im Einverneh-
men mit den Gemeinden gesucht.“ 
Was sich nicht so einfach gestaltet 
haben dürfte, da „viele meiner  
Bürgermeisterkollegen und -kolle-
ginnen Vorbehalte gegen Flücht-
linge haben dürften“, wie es Reisin-
ger formuliert.
Übrigens: Auch Salzburg erfüllt die 
Quoten nicht, jedenfalls, so Schnitz-
hofer, „nicht ganz“.
Die Bürgermeister Reisinger und 
Schnitzhofer sind unabhängig 
voneinander einig: Würde jede Ge-
meinde zwei, drei Flüchtlingsfami-
lien aufnehmen, dann gäbe es kein 
Problem. 

Aufgrund der ganzen Aufregung 
hat, so Reisinger, der steirische 
Landeshauptmann Franz Voves die 
Bürgermeister nochmals aufgefor-
dert, für Quartiere zu sorgen, sonst 
würde er auch ohne Zustimmung 
der Gemeinden Flüchtlinge zutei-
len. Nachsatz: In einem Ausmaß, 
das verträglich und  bewältigbar 
ist. 
Zudem gibt es seit 2005 eine 
15a-Vereinbarung, aus der sich die 
vielzitierte Qoute ergibt. Zu die-
ser 15a-Vereinbarung haben sich 
alle Bundesländer bereiterklärt, 
die Flüchtlinge „im Verhältnis 
zur Bevölkerung“ auf die Länder 
aufzuteilen. Aber „das hat bis jetzt 
nicht funktioniert, deshalb kann 
ich mir nicht vorstellen, dass die 
neue Regelung mit den „266 zu 1“ 
funktioniert“, so Reisinger.

„Angst essen Seele auf“

Johann Reisinger: „Vor ein paar 
Tagen in einer Bürgermeister-Re-
gionalkonferenz bin ich mit einer 
Kollegin ins diskutieren gekom-
men, die sie fürchterlich beschwert 
hat, dass in ihre 1800-Einwoh-
ner-Gemeinde 15 Asylwerber 
kommen sollen. Da versteh’ ich die 
Welt nicht mehr. 15 Menschen, das 
kann doch kein Problem sein.“
„Leider hat man in Österreich in 
den vergangenen zehn Jahren eine 
komplett verfehlte Asylwerberpoli-
tik betrieben, hat sich von der FPÖ 
laufend geißeln lassen. Dort wird 
ja ständig gegen Ausländer ge-
hetzt. Und dann liest man Zahlen, 
dass 80 Prozent Wirtschaftsflücht-
linge sind – dadurch ist das Klima 
in der Bevölkerung größtenteil 
,net wirklich positiv‘ geworden,“ so 
Reisinger.
Besonders wichtig ist vor allem den 
Bürgermeistern, dass genügend 
Zeit ist, die Gemeindebürger vor-
zubereiten. Und sie wünschen sich 
etwas mehr Fingerspitzengefühl 
bei der Zuteilung der Menschen. 
Familien sind willkommen, gegen 
Männer ist man skeptisch. „Es ist 
ein Unterschied, ob auf der Straße 
eines Mini-Ortes eine Familie mit 
Kindern geht oder 20, 30 fremde 
junge Männer verschiedenster Nati-
onalität“, so Reisinger. Und weiter: 
„Im Ortsteil Semmering gibt’s einen 
kleinen Lebensmittelladen. Auf ein-
mal sind da 30, 40 fremde Männer 
hineingegangen – die Verkäuferin 
hat eine Panikattacke bekommen 
und die Polizei gerufen. Da ist 

     BLICK ÜBER DIE GRENZE
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Nach dm Asyl kommt die Integration. Hier beginnen andere Probleme, 

eines der am heftigsten diskutierten ist die Frage der Religion. 

KOMMUNAL hat mit Integrationsminister Sebastian Kurz gesprochen.

Bei der Integration kommen wir 
natürlich auch zum Thema Islam. 
Wie man in den Medien hört, gibt 
es eine durchaus kontroversielle 
Debatte zum Islamgesetz und zur 
Forderung nach einem Stopp aus-
ländischer Finanzierung für islami-
sche Religionsgesellschaften (und 
damit die Arbeitsverhältnisse von 
Imamen). Ihre Einschätzung?
SEBASTIAN KURZ: Wenn es um Inte-
gration geht, ist Religion nicht 
Teil des Problems, sondern Teil 
der Lösung. Wir haben noch im 
Staatssekretariat mit dem Dia-
logforum Islam begonnen und 
dadurch eine gute Gesprächsba-
sis geschaffen. Beim Islam- 
gesetz werden wir bei unserer 
Linie, aber auch wie bisher  
im Dialog mit den islamischen  
Religionsgesellschaften  
bleiben.

Niederösterreich hat nach Vor-
arlberg als zweites Bundesland 
in einer empirischen Studie die 
Lebenssituationen und Organisa-
tionen von Muslimen untersucht. 
Gibt es solche Studien auch auf 
Bundesebene? 
Die Lebenssituation von Musli-
men wurde und wird umfassend 
analysiert. Derzeit leben über 
500.000 Muslime in Österreich. 
Das entspricht rund sieben Pro-
zent der Gesamtbevölkerung. 
Die überwiegende Mehrheit der 
Muslime in Österreich ist gut in-
tegriert und leistet einen wichti-
gen Beitrag für die Gesellschaft. 

Vor einigen Wochen war ein 
Bericht über muslimische Sitten-
wächter in der Stadt Wuppertal in 
aller Munde. Wenn sowas möglich 

ist, scheinen  Integrationsbemü-
hungen irgendwie gescheitert? 
Solche Extremfälle gibt es leider. 
Aber man darf keine allgemei-
nen Schlüsse ziehen. Die über-
wiegende Mehrheit der Muslime 
distanziert sich klar von solchen 
Fällen. Im Integrationsbereich 
gibt es keine Weltformel, son-
dern nur das konsequente Ar-
beiten an Verbesserungen durch 
viele kleine Schritte ... Das 
modernisierte Islamgesetz wird 
da ein wichtiger und richtiger 
Schritt sein.

Der österreichische Integrations-
fonds hat einen „mobilen Wel-
come Desk“ ins Leben gerufen, 
der vor allem in den Gemeinden 
Fragen beantworten soll. „Was 
kann“ das Angebot und wie wird 
es angenommen?
Damit wollen wir die Integra-
tion von Anfang direkt vor Ort 
unterstützen. Neuzuwanderin-
nen und Neuzuwanderer sollen 
vermittelt bekommen, was sie 
für das Leben in Österreich 

brauchen – dabei geht’s etwa 
um Bildung, den Berufseinstieg, 
das Erlernen der deutschen 
Sprache und die Vermittlung 
von Werten.  Neben den Wel-
come Desks für Zuwanderer 
arbeitet der Österreichische 
Integrationsfonds direkt mit 
den Gemeinden zusammen. Mit 
der Initiative „Integration auf 
regionaler Ebene“ soll es für 
Gemeinden maßgeschneiderte 
Beratung geben. Sogenannte 
Willkommenshandbücher bie-
ten gebündelte Informationen 
zu Themen wie Arbeitsmarkt, 
Schulsystem und Gesundheit so-
wie wichtige Kontaktdaten von 
Ämtern in der Region. 

Das Beherrschen der deutschen 
Sprache wird oftmals als Integrati-
onskriterium Nummer 1 gesehen, 
wieso sind Sprachkenntnisse so 
wichtig?
Das Beherrschen der deutschen 
Sprache ist der wichtigste Faktor 
für eine erfolgreiche Integra-
tion.  Unser Schwerpunkt liegt 
bei Kindern und Jugendlichen. 
Früh investieren statt später 
teuer reparieren – das ist unser 
Zugang. Ein Projekt, das wir seit 
mehreren Jahren unterstützen, 
sind die Lerncafés der Caritas. 

Eine ausbildungsadäquate Be-
schäftigung Migrantinnen und 
Migranten zu ermöglichen ist 
besonders wichtig, was wird dies-
bezüglich im Bereich der Anerken-
nung gemacht?
Es ist viel in Bewegung gekom-
men. Gemeinsam mit anderen 
Ministerien arbeiten wir derzeit 
an einem Anerkennungsgesetz. 
Dadurch soll es einfacher wer-
den, Qualifikationen, die man 
im Ausland erworben hat, in 
Österreich einzusetzen. Mit der 
Homepage www.berufsanerken-
nung.at haben wir ein Informa-
tionsportal geschaffen.

Integrationsminister Sebastian Kurz im KOMMUNAL-Gespräch

Religion nicht Teil des Problems, 
sondern Teil der Lösung

Außen- und 
Integrations- 

minister  
Sebastian Kurz.

Das Interview 
wurde redakti-
onell gekürzt. 
Lesen Sie die 
Langversion auf 
www. 
kommunal.at

THEMA: ASYL UND FLÜCHTLINGE

Fo
to

: 
KO

M
M

U
N

A
L/

H
or

va
th

KOMMUNAL 11 | 201418



nichts Böses passiert, aber hilf-
reich für die Stimmung ist sowas 
auch nicht.“
Gar nicht hilfreich sei auch, 
das bestätigen Reisinger und 
Schnitzhofer, dass die Gemein-
den (und die Länder offenbar 
auch nicht) bei der Zusammen-
setzung der Flüchtlingsgruppen 
nicht mitreden können. „Jedem 
muss klar sein, dass Spannun-
gen entstehen können, wenn ich 
beispielsweise Tschetschenen 
und Russen in ein Quartier ste-
cke. Oder wenn ich Schiiten mit 
Sunniten mische“, so Reisinger.
Er hat aber wenig Hoffnung, 
dass sich daran was ändert. 
„Also, ich sitze als Gemeindebe-
diensteter seit 1981 hier, aber 
auf das ist noch nie Rücksicht 
genommen worden. Sinnvoll 
wäre das. Während des Bos-
nien-Krieges waren schon bis 
zu 200 Flüchtlinge bei uns 
untergebracht, aufgeteilt auf 
mehrere Häuser in Spital und 
in Steinhaus. Da war aber die 
Stimmung eine andere. Das wa-
ren Menschen aus einem Nach-
barstaat und es waren durch die 
Bank Kriegsflüchtlinge. Das war 
überhaupt keine Diskussion.“

Conclusio
Den österreichischen Gemein-
den vorzuwerfen, sie würden 
sich nicht um Flüchtlinge 
kümmern, zeigt im Grunde von 
„wenig Wissen“. Gerade in den 
Gemeinden werden Flüchtlinge 
meist mit offenen Armen aufge-
nommen, die Menschen küm-
mern sich, sie spenden Kleidung 
und alle notwendigen Dinge des 
täglichen Gebrauchs. In den Ge-
meinden ist auch die Erinnerung 
noch lebendig, wie es in Öster-
reich in den Jahren nach 1945 
zugegangen ist. Auch aus die-
sem Grund werden Flüchtlinge 
– insbesondere Familien – meist 
freundlich aufgenommen. 
Es ist vermutlich auch jedem 
klar, dass der Bund mit enormen  
Herausforderungen kämpft, die 
Flüchtlingsströme „in Empfang 
zu nehmen“, die Erstversorgung 
durchzuführen und so weiter. 
Und irgendwo dazwischen 
liegt die Antwort auf die Frage 
verborgen, ob Österreich seine 
Vergangenheit als offenes Land 
für Flüchtlinge als stolze Tradi-
tion sieht oder ob das nur mehr 
lästige Verpflichtung ist. ■

Der Österreichische Integrations-
fonds veranstaltete im Rahmen des 
Europäischen Forums Alpbach am 
25. August 2014 einen Themennach-
mittag mit der Überschrift „Brain 
Drain - Brain Gain: Wirtschaftliche 
Potenziale von Migration in Europa 
gestern und heute“. Gemeinsam mit 
über 100 StudentInnen diskutierten 
Demograph Rainer Münz, Migrati-
onsexpertin Katerina Kratzmann, 
Leiterin des Österreich-Büros der 
Internationalen Organisation für 
Migration, Nancy Polutan-Teulieres 

von der UN-Flüchtlingsorganisation 
und Hubert Neuwirth von der 
Austrian Development Agency 
über mögliche Auswirkungen von 
hochqualifizierter Migration auf das 
Wirtschaftspotenzial Österreichs 
und analysierten die wirtschaft-
lichen, sozialen und politischen 
Folgen von Migration.

„Brain Drain“ bezeichnet die Emigra-
tion von trainierten und talentier-
ten Individuen vom Herkunftsland 
und „Brain Gain“ die Immigration 
derselben in ein Zielland. Oft wird 
davon ausgegangen, dass mit die-
sen Wanderungen ein Abbau von 
Fachkräften und damit ein negativer 
Effekt im Herkunftsland entsteht. 
Dies liegt bei sogenannten Entwick-
lungsländern auch nahe, da laut 
OECD jede zehnte hochqualifizierte 
Person auswandert und teilweise 
die Basisleistungen (z. B. im Ge-
sundheitsbereich) nicht mehr erfüllt 
werden können.  Es werden aber 
auch positive Effekte durch Abwan-
derungen qualifizierter Personen 

ausgelöst: beispielsweise kann die 
Aussicht auf eine Emigration Anreize 
für Bildung schaffen und Geldüber-
weisungen können den Herkunfts-
staaten zugute kommen.

Auch europäische Staaten und 
Österreich müssen sich mit der 
Abwanderung von Talent auseinan-
dersetzen. Im März diesen Jahres 
verkündete die Universität Wien, 
dass jedes Jahr 10.000 Hochqualifi-
zierte abwandern, während 30.000 
Ungelernte zuwandern. Weiters 

haben im Jahr 2013 circa 1700 
Studierende aus dem nicht-euro-
päischen Ausland ihren Abschluss 
in Österreich gemacht, aber nur 
12,5 Prozent von ihnen haben eine 
Rotweißrot Karte bekommen. Hier 
gebe es entsprechend hohe Abwan-
derungen, begründet in fehlenden 
Karrieremöglichkeiten und zu hohen 
bürokratischen und anderen Hürden 
der Rotweißrot Karte, argumen-
tierte Vizerektor Heinz Faßmann 
von der Uni Wien. 

Der Migrationsexperte Rainer Münz: 
„Österreich hat Migrantinnen und 
Migranten einiges zu bieten. Aber 
wir müssen Hochqualifizierte auch 
gezielt auf Österreich aufmerksam 
machen und bei uns willkommen 
heißen. Dazu ist es nötig, büro-
kratische Hürden abzubauen und 
mitgebrachte Qualifikationen zügig 
anzuerkennen.“

Brain Drain – Brain Grain: das wirtschaftliche Potenzial von Migration

10.000 Qualifizierte gehen,  
30.000 Un-Qualifizierte kommen

Migrationsexpertin 
Katerina Kratzmann, 
Leiterin des Öster-
reich-Büros der Inter-
nationalen Organisati-
on für Migration, beim 
Workshop in 
Alpbach 2014.

Es geht nicht nur darum, Hoch-
qualifizierte ins Land zu holen, 
sondern auch darum, gutausge- 
bildete Personen mit Migrations-
hintergrund in Österreich zu halten.

THEMA: ASYL UND FLÜCHTLINGE


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Die wesentlichen Forderungen 
des Gemeindebundes wurden 
mit der AWG-Novelle umge-
setzt. Mit dem sogenannten 
Verlosungsmodell, einer 
Vertragsabschlusspflicht und 
Systemteilnahmepflicht wurden 
die wettbewerbsrechtlichen Vor-
gaben erfüllt. Das Verlosungs-
modell bedeutet, dass Sam-
mel- und Verwertungssysteme 

entsprechend ihres Marktanteils 
einzelne Sammelregionen zu-
gelost bekommen und für die 
Regionen zuständig werden. 
Die erste Verlosung findet im 
Jahr 2016 statt, danach alle 
fünf Jahre. Alle Sammel- und 
Verwertungssysteme sind nach 
den gleichen Grundsätzen zu 
behandeln. Sowohl Abfallsamm-
ler als auch Gemeinden und 
Verbände unterliegen hinsicht-
lich der Sammlung von Haus-
haltsverpackungen gegenüber 
neue eintretenden Sammel- und 
Verwertungssystemen einer Ver-
tragsabschlusspflicht. 
Musterverträge wurden erarbei-
tet und stehen den Gemeinden 
und Verbänden zu Verfügung. 
Hier bleibt nur anzumerken, 
dass der Wettbewerbsaspekt 
nicht Kernanliegen der Kom-

munen war. In Österreich 
besteht ein vorbildliches System 
und werden die vorgegebe-
nen Quoten mehr als erfüllt. 
Österreich kann durchaus als 
Vorbild für viele andere euro-
päische Staaten dienen. Dass 
auf europäischer Ebene bereits 
wieder über eine Anhebung der 
Recyclingquoten diskutiert wird, 
aber viele europäische Länder 
die bestehenden Vorgaben nur 
unzureichend erfüllen, soll nicht 
unerwähnt bleiben.  Für die 
Kommunen ist entscheidend, 
dass ein kostengünstiges Modell 
bereitsteht, das den Anforderun-
gen der Bürger entspricht und 
die Zielvorgaben hinsichtlich 
der Sammelquoten  
erfüllt. 

Abgrenzung Gewerbe- und 
Haushaltsverpackungen
Die Neuregelungen enthalten 
auch eine bessere Abgrenzung 
von Haushalts- und Gewerbe-
abfall. Dies soll ein Verschieben 
von Haushaltsverpackungen zu 
Gewerbeverpackungen unter-
binden. Das AWG gibt auch die 
Möglichkeit, mit Verordnung 
(Abgrenzungsverordnung) bei 
Bedarf die Regelungen zu spezi-
fizieren. 

Duplizierungsverbot
Wesentlich für die kommunale 
Seite war auch, dass sich die 
Sammel- und Verwertungssys-
teme für Haushaltsverpackungen 
der kommunalen Infrastruktur 
zu bedienen haben. Eine Dupli-
zierung der Sammeleinrichtun-
gen durch verschiedene Systeme 
ist unzulässig. Damit soll vermie-
den werden, dass jedes System 
eine eigene Infrastruktur mit 
doppelten Behältern aufbaut. Für 
den Bürger soll sich durch die 
Neuerungen ja nichts oder mög-
lichst wenig ändern.

Ist die Umsetzung der AWG-Novelle auf einem guten Weg?

Streit um Aufteilung gefährdet 
19 Millionen für Gemeinden
Am 4. Juni 2013 hat der Nationalrat eine Novelle des Abfallwirtschafts-

gesetzes beschlossen (AWG-Novelle Verpackung). Einige Verordnungen 

müssen noch erlassen werden, und es wird noch einige Jahre dauern, 

bis die Novelle in der Praxis greift. Ein Standortbericht.

Walter Leiss

Für die Kommunen ist entscheidend, dass ein 
kostengünstiges Modell bereitsteht, das den 
Anforderungen der Bürger entspricht und die 
Zielvorgaben hinsichtlich der Sammelquoten erfüllt.

Anlass für die 
Novelle

Ausgangspunkt für die 

Novelle zum Abfallwirt-

schaftsgesetz war der 

Druck seitens der für die 

Durchsetzung der euro-

päischen Wettbewerbs-

vorschriften zuständigen 

Generaldirektion Wettbe-

werb der Europäischen 

Kommission. Mangels 

bislang erfolgter Öffnung 

des Marktes für Haus-

haltsverpackungen wurde 

mit einem Vertragsverlet-

zungsverfahren gedroht. 

Neben den wettbewerbs-

rechtlichen Aspekten 

ergab sich aber auch ein 

umfassender Anpassungs-

bedarf in den abfallrecht-

lichen Bestimmungen. 
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Ausgestaltung der Sammlung
Im Rahmen eines sogenannten 
Stakeholder-Dialogs haben die 
Kommunen mit den beteiligten 
Partnern auch ein gewichtiges 
Mitspracherecht bei der Aus-
gestaltung der Sammlung von 
Haushaltsverpackung in den 
Regionen. Die Ergebnisse des 
Stakeholder-Dialogs werden 
letztlich in einer Verordnung 
festgelegt und dienen auch als 
Grundlage für die Ausschrei-
bung der Sammelleistungen in 
den Regionen. 

Finanzverantwortung 
Hervorzuheben ist auch die 
erweiterte Finanzierungsver-
antwortung der Sammel- und 
Verwertungssysteme. Diese sind 
verpflichtet, Verträge über die 
Abgeltung der angemessenen 
Kosten der Erfassung und Be-
handlung von Verpackungen 
mit jenen Gemeinden und 
Verbänden abzuschließen, die 
die Sammlung von gemischten 
Siedlungsabfällen betreiben. 
Die AWG-Novelle sieht im Wege 
einer Verordnungsermächtigung 
Gesamterfassungsquoten für 
Packstoff vor, die Grundlage für 
die Abgeltung der Mitsammlung 
von Verpackungen im Restmüll 
sind. Ein mit Verordnung festge-
legtes Berechnungsmodell soll 
die Höhe und regionale Vertei-
lung dieser Mittel sicherstellen. 

Dies entspricht der erweiterten 
Produzentenverantwortung der 
Wirtschaft, die die im Verkehr 
gesetzten Verpackungsabfälle im 
Wege sogenannter Lizenzgebüh-
ren finanzieren. 

Abgeltung für Verpackungsstoffe 
in Siedlungsabfällen
Dabei geht es um die Finanzie-
rung der im Restmüll enthalte-
nen Verpackungsanteile. Nach 
langwierigen Verhandlungen 
konnte vom Gemeindebund 
–unter Beiziehung von Mitglie-
dern der ARGE der Österreichi-
schen Abfallwirtschaftsverbände 
-  mit dem Städtebund und der 
Wirtschaftskammer eine Eini-
gung über  zusätzliche Mittel, 
die für Verpackungsabfälle im 
Restmüll geleistet werden, er-
zielt werden. Zu den bisherigen 
rund elf Millionen Euro pro Jahr 
werden zusätzlich 19 Millionen 
Euro pro Jahr geleistet. Die 
Aufteilung dieser Mittel soll in 
der Weise erfolgen, dass rund 
40 Prozent (rund elf Millionen 
Euro) nach Wien und 60 Pro-
zent (rund 19 Millionen Euro) 
in die anderen Bundesländer 
fließen. Der auf den ersten Blick 
verhältnismäßig hohe Anteil für 
Wien resultiert daraus, dass von 
den bislang bezahlten Summen 
rund sieben Millionen Euro 
Wien erhalten hat. Das Abfall-
aufkommen und der Anteil an 
Verpackungen im Restmüll ist in 
Wien auch relativ hoch. Von den 
zusätzlichen 19 Millionen Euro 
bekommt Wien lediglich vier 
Millionen Euro das entspricht 
einem Anteil von 21 Prozent der 
neuen Mittel. Geregelt soll diese 
Aufteilung in der „Abgeltungs-
verordnung“ werden.

Bedauerlicherweise wird nun 
vom Geschäftsführer des Ober-
österreichischen Landesabfall-
verbandes, der zugleich als Ver-
treter des Landes Oberösterreich 
agier,  diese Aufteilung vehe-
ment kritisiert. Andere Vertreter 
von Landesverbänden waren 
auch skeptisch, aber durchaus 
konsensbereit. Geäußert wird, 
dass das Berechnungsmodell 
nicht ökologisch ausgerichtet 
sei. Wegen dieser Uneinigkeit 
besteht jedoch Gefahr, dass vom 

zuständigen Bundesminister die 
Abgeltungsverordnung über-
haupt nicht erlassen wird. Dies 
hätte zur Folge, dass ab 2015 
die zugesagten 19 Millionen 
Euro für Verpackungsabfälle im 
Restmüll nicht zur Verfügung 
stehen. Profitieren würde die 
Wirtschaft, die sich die zugesag-
ten 19 Millionen Euro ersparen 
würde und die Lasten müssten 
die Kommunen tragen.
Es ist schon etwas merkwürdig, 
dass von Vertretern aus den  
Bundesländern in den letzten 
Jahren keine Stimmen laut 
wurden, dass die Gemeinden 
und Verbände zu wenig Mittel 
erhalten hätten und überwie-
gend  Wien profitiert hat. Jetzt, 
nachdem es gelungen ist, die 
Zusage für 19 zusätzliche Mil-
lionen zu erzielen, werden sie 
plötzlich wach und kritisieren 
die Aufteilung. Sie nehmen 
damit offenbar bewusst in Kauf, 
dass auch für das Jahr 2015 und 
die Folgejahre die zusätzlichen 
19 Millionen Euro für die Kom-
munen verloren gehen. 
Jeder, der Verhandlungen 
führt, sollte wissen, dass in den 
Verhandlungen nicht nur der 
eigene Standpunkt durchgesetzt 
werden kann.  

Für den Gemeindebund war 
wesentlich, mehr Mittel für Ver-
packungsabfälle in Siedlungsab-
fällen zu lukrieren. 19 Millionen 
Euro zusätzlich sind auch für 
die Wirtschaft keine Kleinigkeit. 
Auf diese jetzt zu verzichten, 
weil man sich nicht über die 
Aufteilung einigen kann, er-
scheint äußerst kurzsichtig. Es 
bleibt nur zu hoffen, dass in den 
noch ausstehenden Gesprächen 
eine Lösung gefunden werden 
kann. 
Sollten diese Gespräche keine 
Einigung ergeben, sollten die 
Vertreter der anderen Abfall-
wirtschaftsverbände und die 
Kommunen  wissen, bei wem sie 
sich „zu bedanken haben“. ■

Hofrat Dr. Walter 

Leiss ist General

sekretär des 

Österreichischen 

Gemeindebundes

Forderungen 
der Gemeinden

Kernforderungen des 

Gemeindebundes 

waren 

- 	 die verpflichtende Be-

nutzung bestehender 

kommunaler Sam-

meleinrichtungen, 

- 	 wesentliche Mitspra-

che der Kommunen 

bei der Festlegung 

des regionalen Sam-

melsystems, 

-	 klare Abgrenzung zwi-

schen Gewerbe- und 

Haushaltsverpackun-

gen, keine Duplizie-

rung von Sammelein-

richtungen, 

- 	 die Einrichtung 

einer Clearing- und 

Schiedsstelle sowie 

-	 die Abgeltung der 

durch den im Rest-

müll enthaltenen 

Verpackungen verur-

sachten Kosten.

Wegen einer Uneinigkeit besteht Gefahr, dass 
vom zuständigen Bundesminister die Abgeltungs-
verordnung überhaupt nicht erlassen wird. 

Weitere Strei-
tereien hätten 

möglicherweise 
zur Folge, dass 

ab 2015 die 
zugesagten 

19 Millionen 
Euro für Verpa-
ckungsabfälle 

im Restmüll 
nicht zur Verfü-

gung stehen.
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Herr Minister, wie sieht die wirt-
schaftliche Situation Österreichs 
derzeit aus? Die Neuberechnung 
der Verschuldung Österreichs war 
zwar für Experten seit längerem 
klar, aber für die meisten „norma-
len“ Menschen ein kleiner Schock.
REINHOLD MITTERLEHNER: Die 
statistische Neuberechnung 
des Schuldenstands hat mit 
der Konjunktur nichts zu tun. 
Entscheidend ist, dass die 
dominierenden geopolitischen 
Probleme gelöst werden, 
damit das Zukunftsvertrauen 
der Unternehmen wächst und 
die Investitionen und Exporte 
wieder stärker anziehen. Als 

kleine, offene Volkswirtschaft 
kann sich Österreich nicht von 
der weltweiten Entwicklung 
abkoppeln. Allerdings haben 
wir trotz der notwendigen 
Budgetkonsolidierung auch 
Spielraum zur Unterstützung 
der Wirtschaft. Wir sichern die 
Finanzierung der Unternehmen 
mit zinsgünstigen Krediten, 
Zuschüssen und Haftungen. Wir 
fördern die Erschließung neuer 

Zukunftsmärkte außerhalb der 
Europäischen Union. Zusätzliche 
Impulse wird die neue Standort-
strategie Leitbetriebe setzen, in 
die Vorschläge von zahlreichen 
CEOs eingeflossen sind.

Gibt es Grund zur Sorge, dass jetzt 
vor dem Winter aufgrund des  
Ukraine-Konflikts der Gaspreis in 
die Höhe schießt? 
Die Gaspreise sind in langfristi-
gen privatrechtlichen Verträgen 
zwischen den einzelnen Un-
ternehmen geregelt, also zum 
Beispiel zwischen der OMV und 
Gazprom. Selbst im Kalten Krieg 
hat es diese Lieferungen immer 
gegeben.

Hat Österreich genug Gas-Reser-
ven, damit wir über den Winter 
kommen?
Ja, wir haben unsere Hausauf-
gaben gemacht. Die Versor-
gungssicherheit für Haushalte 
und Industrie wäre auch im 
Krisenfall gewährleistet. Mit 
einer Auslastung von weit über 
90 Prozent sind die heimischen 
Gasspeicher gut befüllt.

Auf der anderen Seite: Wie wirken 
sich die Sanktionen gegen Russ-
land auf die heimische Wirtschaft 
aus und gibt es schon Informati-
onen, wie hoch die Unterstützun-
gen für betroffene Unternehmen 
ausfallen werden? 
Das hängt vom weiteren Verlauf 
der Krise ab, aber gerade in 
schwierigen Zeiten ist es wich-
tig, ein verlässlicher Partner für 

die Wirtschaft zu sein. Daher 
unterstützen wir die von der 
Russland-Ukraine-Krise betrof-
fenen Unternehmen noch in-
tensiver. Durch die Aufstockung 
unserer Exportoffensive „go 
international“ um 2,5 Millionen 
Euro können sie dank neuer 
Förderungen gezielt alternative 
Auslandsmärkte bearbeiten 
und somit neue Exportchan-
cen erschließen. Als weitere 
Maßnahme verstärken wir die 
Marktaufbereitung in Ländern 
wie China, das ich vor kurzem 
gemeinsam mit einer großen 
Wirtschaftsdelegation besucht 
habe. Weiters bieten wir über 
die Förderbank aws spezielle 
Überbrückungsgarantien für 
Betriebsmittelkredite an. Da-
mit können zum Beispiel neue 
Kundenaufträge vorfinanziert 
werden. Wie notwendig dieses 
Paket ist, zeigen die bisherigen 
Einbrüche bei den Russland-Ex-
porten von über zehn Prozent.

Wenn man hier alle Fakten zu-
sammen rechnet, führt an mehr 
Energieeffizienz und am schnellen 
Ausbau von erneuerbaren Ener- 
gien in Österreich kein Weg vorbei. 
Welche Schritte sind notwendig? 
Um die Abhängigkeit von 
fossilen Energie-Importen lang-
fristig zu reduzieren, braucht 
es mehrere Maßnahmen. Zu-
sätzlich zum weiteren Ausbau 
erneuerbarer Energien über das 
Ökostromgesetz müssen wir 
Energie auf allen Ebenen be-
wusster einsetzen. Daher haben 
wir auch das Energieeffizienz-
gesetz auf den Weg gebracht. 
Darüber hinaus müssen neue 
Lieferquellen und weitere neue 
Routen für Gas etabliert werden, 
um noch unabhängiger von 
Krisen zu werden. Österreich 
hat schon jetzt den vierthöchs-
ten Erneuerbaren-Anteil in der 
Europäischen Union, aber die 
Umstellung des gesamten Ener-

Wirtschaftsminister Reinhold Mitterlehner im KOMMUNAL-Gespräch

„Gas ist Brückenenergieträger 
zu den erneuerbaren Energien“

Hans Braun

Die Notwendigkeit zu mehr Energieeffizienz und dem Ausbau von 

Ökojobs und erneuerbaren Energien darf nicht den Blick für die 

Tatsache verschleiern, dass Österreichs Industrie „Strom rund um  

die Uhr“ braucht. Wirtschaftsminister Reinhold Mitterlehner im  

KOMMUNAL-Gespräch.

Österreich hat schon jetzt den vierthöchsten 
Erneuerbaren-Anteil in der Europäischen 
Union, aber die Umstellung des gesamten 
Energiesystems geht nicht von heute auf morgen.

Reinhold Mitterlehner über den Ausbau von  
erneuerbaren Energieträgern
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giesystems geht nicht von heute 
auf morgen. Als Brückenener-
gieträger zur Ökoenergie wird 
Gas vor allem in der Industrie 
weiter benötigt. Dort braucht 
es eben rund um die Uhr Strom 
und nicht nur dann, wenn ge-
rade die Sonne scheint oder der 
Wind weht.

Die Bundesmittel für die thermi-
sche Gebäudesanierung für Ge-
meinden waren  Anfang Septem-
ber ausgeschöpft. Wird es 2015 in 
diesem Bereich mehr Geld geben, 
um der Nachfrage zu entsprechen?
Der Sanierungsscheck soll 
auch im nächsten Jahr wieder 
aufgelegt werden. Die genaue 
Dotation ist aber noch offen. Wir 
wissen natürlich, dass mit einer 
thermischen Sanierung beson-
ders große Effizienzpotenziale 
gehoben werden können, weil 
rund ein Drittel der in Öster-
reich verbrauchten Energie für 
die Heizung bzw. Kühlung von 
Gebäuden und für die Warm-
wasserbereitung verwendet 
wird.

Eine Möglichkeit, Wirtschafts-
wachstum und Umwelt in Einklang 
zu bringen sind Green Jobs. Wie 
hoch ist Österreichs Arbeitspoten-
tial in diesem Bereich realistisch 
gesehen? 
Das Umweltministerium schätzt, 
dass die Zahl der Green Jobs 
von aktuell 170.000 bis zum 
Jahr 2018 auf 200.000 ge-
steigert werden könnte. Zur 
Unterstützung dieses Trends 
legen wir einen Schwerpunkt 
auf die Förderung öko-inno-
vativer Unternehmen, die sich 
durch ein schnelles Wachstum, 

starke Beschäftigungseffekte 
und eine hohe Krisenresistenz 
auszeichnen. Vor allem auf den 
Weltmärkten gibt es noch viel 
Potenzial, das es zu nützen gilt. 
Studien zeigen, dass öko-inno-
vative Unternehmen nicht nur in 
Schönwetterzeiten glänzen, son-
dern auch bei Gegenwind besser 
abschneiden als die Gesamt-
wirtschaft – von den Umsätzen 
über die Beschäftigung bis zu 
den Exporten. Eine wichtige Vo-
raussetzung für weitere Erfolge 
ist, dass wir sowohl die Grund-
lagenforschung als Basis für 
radikale Innovationen stärken, 
als auch eine gute Forschungs-
infrastruktur bereitstellen, um 
etwa Prototypen entwickeln zu 
können. Hier braucht es zusätz-
liche Anstrengungen, damit wir 
das Ziel des Innovationsführers 
erreichen.

Gegen das TTIP-Abkommen mit 
den USA laufen nicht nur eine 
Menge NGOs Sturm, auch etliche 
Gemeinden haben Resolutionen 
gegen TTIP beschlossen. Was 
unternehmen Sie, damit die Ver-
handlungsdokumente offengelegt 
werden?
Erste Fortschritte gibt es schon, 
auch auf Initiative Österreichs: 
Das TTIP-Verhandlungsmandat 
der EU-Kommission wurde vor 
wenigen Wochen veröffentlicht. 
Das ist ein Schritt in die richtige 
Richtung, wir setzen uns aber 
weiterhin für mehr Transparenz 
ein und erwarten uns von der 
neuen EU-Kommissarin Cecilia 
Malmström Verbesserungen. 
In Österreich veranstalten wir 
immer wieder Informationsver-
anstaltungen, unter anderem 

mit den verantwortlichen Chef-
verhandlern, was auch Nichtre-
gierungsorganisationen positiv 
hervorheben. Wir gehen außer-
dem davon aus, dass auch die 
neuen Freihandelsabkommen 
„gemischte Abkommen“ sein 
werden, die nach Abschluss der 
Verhandlungen nicht nur vom 
EU-Parlament, sondern auch 
von den nationalen Parlamenten 
ratifiziert werden müssen, also 
in Österreich vom Nationalrat. 
Entscheidend ist, dass durch 
das „right to regulate“ jeder Ver-
tragspartner das Schutzniveau 
nach eigenem Ermessen festle-
gen kann und europäische Stan-
dards respektiert werden. Von 
einem Freihandelsabkommen, 
wenn es ordentlich gemacht 
wird, hat Österreich als starkes 
Exportland immer profitiert, mit 
mehr Wachstum und Arbeits-
plätzen.

Wie kann es überhaupt sein, dass 
Großkonzerne und deren Lobbys 
dem Europäischen Parlament 
unter Umgehung der nationalen 
Parlamente Europas eine derart 
undemokratische Verhandlungs-
weise aufzwingen?  Auch das Han-
dels- und Investitionsabkommen 
CETA der EU mit Kanada lief ja 
hinter verschlossenen Türen.

Der Text des geplanten Freihan-
delsabkommens mit Kanada ist 
inzwischen komplett öffentlich. 
Richtig ist aber, dass es auf 
allen Ebenen mehr Transparenz 
braucht. Darüber hinaus geht es 
mir um eine sachorientierte, dif-
ferenzierte Diskussion über alle 
Vor- und Nachteile. Wir sollten 
uns aber jedenfalls im Klaren 
darüber sein, dass ein großer 
Anteil unserer Wirtschaftskraft 
auf dem Handel mit anderen 
Ländern beruht. Sechs von zehn 
Euro werden im Export erwirt-
schaftet. Wer hingegen auf Pro-
tektionismus und Abschottung 
als Rezept setzt, hat nichts aus 
der Geschichte gelernt. ■
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Erste Fortschritte gibt es schon, auch auf 
Initiative Österreichs: Das TTIP-Verhandlungs- 
mandat der EU-Kommission wurde vor wenigen  
Wochen veröffentlicht. 

...  über mehr Transparenz in Europa

„Studien 
zeigen, dass 
öko-innovative 
Unternehmen 
nicht nur in 
Schönwetter-
zeiten glänzen, 
sondern auch 
bei Gegenwind 
besser ab-
schneiden als 
die Gesamtwirt-
schaft – von den 
Umsätzen über 
die Beschäfti-
gung bis zu den 
Exporten.“
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„Bürgermeister sind die besten 
Politiker, weil sie direkt und 
konkret auf Probleme reagie-
ren“, erklärte der bekannte ame-
rikanischen Politikwissenschaft-
ler und Autor Benjamin Barber 
Ende September im Wiener Rat-
haus. Gleichzeitig können 
die Bürger in Städten am 
direktesten Einfluss auf die 
Politik nehmen und profitie-
ren so von besseren Leistun-
gen, wie zum Beispiel einer 
gerechteren Steuerstruktur. 
Barbers Vision geht noch 
einen Schritt weiter: Das 
Konzept einer Stadt ist älter 
als das der Staaten, daher 
müsse es ein globales Par-
lament der Bürgermeister 
geben. Außerdem wachsen 
Städte rasant und nehmen an 
Bedeutung zu, da mehr als 70 
Prozent der Bevölkerung (so 
seine Zahlen für Nordamerika) 
bereits in Großstädten lebe. 
Für Europa ist das Verhältnis 
etwas anders, widersprach 
Madeleine Mahovsky, die stell-
vertretende Leiterin der Gene-
raldirektion für Regional- und 
Stadtentwicklung der Europä-
ischen Kommission. Allerdings 
steigt auch in Europa der Anteil 
der Stadtbevölkerung.
Exklusiv für KOMMUNAL nahm 
sich Benjamin Barber Zeit für 
ein Gespräch.

			 
Herr Professor Barber, in Ihrem 
Buch „If Mayors ruled the world“ 
fordern Sie eine Verschiebung 
der Macht zu „einzelnen Städten“ 
oder  wie Sie es heute präzisiert 
haben – zu „Metro-Regionen“. Wie 
definieren Sie Städte und wie müs-
sen Städte beschaffen sein, um 
diese Art „Macht“ auszuüben?

BENJAMIN R. BARBER: Die Definition 
„Stadt“ ist stark umstritten. Eine 
Möglichkeit der Definition sind 
die Grenzen, die meist noch aus 
dem 18. Jahrhundert stammen. 
Eine weitere Definition richtet 
sich an der Region aus, für die 
die Stadt „Dienste leistet oder 
anbeitet“. Wir können „Stadt“ 
aber auch nach finanziellen, 
rechtlichen, wirtschaftlichen, 
ökonomischen oder kulturellen 
Punkten definieren. 
Zum „neuen Fokus auf die 
Stadt“ gehören all diese Punkte 
dazu. Der Schlüssel ist, dass die 
„Macht“ und die finanzielle Aus-
stattung Hand in Hang gehen 
müssen mit der Bevölkerung, 
der sie „dienen“. Derzeit ist es ja 

so, dass Städte ihre Umgebun-
gen und die sie umgebenden 
Regionen „bedienen“, sie aber 
finanziell dazu nicht ausgestat-
tet werden. Sie haben auch die 
juristische Autorität nicht, das 
zu tun. Und in manchen Staaten 
haben sie auch gar nicht die Au-
tonomie, das zu tun. 
Die erste Herausforderung, 
wenn man an eine „neue Gesell-
schaft der Städte“ („the new so-
ciety of cities“) denkt, ist, genau 
diese rechtlichen und finanziel-
len Grundlagen zu schaffen. 

Führt das nicht direkt zu einer 
(Steuer-)Konkurrenz zwischen 
Städten?
Es wird natürlich zu einem 
Wettbewerb zwischen der loka-
len und der nationalen Ebene 
der Verwaltung führen. Das 
Problem, das sie haben, ist nicht 
der Wettkampf untereinander, 
sondern der Wettkampf mit der 
staatlichen Ebene, die sie „be-
steuert“. Der Staat nimmt das 
Geld und gibt es den Kommunen 
zurück. Der echte Wettbewerb 
(„the real competition“) findet 
mit der staatlichen Verwaltung 
statt.
Ich glaube, „Metro-Regionen“ 
(die Städte, die Vorstädte und 
die Umlandgemeinden in der 
Region) sind eine Einheit. Was 
der Stadt nützt, nützt dem 
Umland, und was dem Umland 
nützt, nützt auch der Stadt. Und 
wenn diese Einheiten zusam-
menarbeiten, haben sie eine bes-
sere Chance, diese Ressourcen 
zurück zu erhalten, das Geld, 
mit dem sie den Staat versorgen.
Ein Grund, warum ich ein „Welt-
parlament der Bürgermeister“ 
unterstütze, ist, dass die Städte 
Lösungen erarbeiten können, 
die allen nützen.

In Europa gibt es jahrhundertelan-
ge Erfahrungen mit der Rivalität 
zwischen Städten und Stadtstaa-

Alle Macht den Bürgermeistern und Bürgermeisterinnen

„Ich bin für ein Weltparlament 
der Bürgermeister“

Hans Braun

Den Städten sollte auf nationaler und globaler Ebene mehr Gewicht 

zugesprochen werden. Die steigende ökonomische Bedeutung von 

Ballungszentren müsse sich in der erweiternden Entscheidungskompe-

tenz von Städten widerspiegeln, plädierte Ende September US-Polito-

loge und Autor Benjamin R. Barber in Wien. 

„Es ist eine neue Welt, aber die 
Parteien sind alle noch entlang 
der Grenzlinien des Kapitalismus-
Sozialismus-Konflikts von vor 200 
Jahren organisiert. Kommunen 
sind das nicht.“ 

BENJAMIN R. BARBER
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ten. Diese Gefahr sehen Sie gar 
nicht?
Konkurrenz wird nie verschwin-
den („Competition never dis- 
appears“). Die Frage ist, was die 
Alternative ist. Was ist gefährli-
cher: Die Konkurrenz zwischen 
Deutschland und Russland oder 
die Konkurrenz zwischen St. 
Petersburg und München?
Mein Argument für ein Weltpar-
lament der Bürgermeister ist, 
wo Städte ihre Probleme ausdis-
kutieren könnten, würden wir 
eine Welt erschaffen, die mehr 
zusammenarbeitet und weniger 
konkurriert.

Sie sagten in einem Interview im 
Juni 2014, dass „tausende Städte 
besser zusammenarbeiten würden 
als hundert Staaten“. Es gibt aber 
auch den Spruch, dass „zu viele 
Köche den Brei verderben“. Wie 
passt das zusammen?
(... lacht ...) Es kommt darauf 
an, was für Köche da sind. Wenn 
die Köche Premierminister 
wären, hätten sie eine Menge 
Schwierigkeiten. 
Der Grund, warum Bürgermeis-
ter – auch wenn es viele sind 
– besser miteinander können ist, 
weil sie die gleichen Probleme 
teilen. 1000 Bürgermeister ha-
ben alle die gleichen Probleme 
(„common urban problems“): 
Bildung, Wohnung, Transport, 
Arbeitsplätze, Immigranten, 
Sicherheit, Gesundheit und so 
weiter. Daher arbeiten sie besser 
zusammen. 
Und sogar wenn sich der demo-
kratisch gewählte Bürgermeister 
von Los Angeles mit dem von 
einem kommunistischen Zent-
ralorgan installierten und einer 
Einheitspartei angehörenden 
Bürgermeister von Schanghai 
zusammensetzen würde, sie hät-
ten dieselben Probleme.
Nicht die Zahl der Bürgermeis-
ter entscheiden. Und wenn die 
Köche alle nach demselben Re-
zept kochen, schadet das auch 
nicht – andernfalls wären schon 
zwei Köche zu viel. 

Ist das der Unterschied zwischen 
Sachpolitik auf kommunaler Ebene 
und Parteipolitik auf staatlicher 
Ebene?
Ja. Nationale Parteien, egal 
wie man sie nennt, sind durch 
ideologische Grenzen geteilt. 
Diese Ideologien kommen auch 

meist aus dem 19. Jahrhundert, 
die bestimmende Ideologie („the 
primarily ideology“) der west-
lichen Welt ist der Kapitalismus 
des 19. Jahrhunderts.
Und fragen Sie sich selbst: Was 
hat ein Konflikt der „19.-Jahr-
hundert-Industriegesellschaft“ 
mit der Wissensgesellschaft, 
mit der Migrantengesellschaft, 
der „globalen Gesellschaft“ 
des 21. Jahrhunderts zu tun? 
Es ist eine neue Welt, aber die 
Parteien sind alle noch entlang 
der Grenzlinien des Kapitalis-
mus-Sozialismus-Konflikts von 
vor 200 Jahren organisiert.
Kommunen sind das nicht.
Migranten und das Immigrati-
onsproblem sind gute Beispiele. 
Wieso gibt es so viele Migran-
ten auf der Welt? Sie suchen 
Arbeitsplätze in einer globalen 
Wirtschaft. Die Logik der Wirt-
schaft ist ineinandergreifend, 
die Logik von Staaten ist von 
Grenzen bestimmt. Die „United 
States“ sagen, wir haben 12 
Millionen illegale Immigranten, 
aber nach den wirtschaftlichen 
Aspekten sind sie nicht illegal, 
sie sind Arbeitsuchende. Wenn 
es darum geht, die Regeln der 

neuen globalen Zusammen-
arbeit zu erkennen, sind die 
Bürgermeister besser. Die sagen, 
die Menschen sind hier – legal 
oder illegal – und wir müssen 
mit ihnen leben.

In Österreich wird gerade disku-
tiert, ob ein Mensch überhaupt 
„illegal“ sein kann.
Das ist genau richtig. Auf die 
technische Ebene gebracht: Die 
Logik der Wirtschaft ist eine an-
dere als die Logik der Staaten. 
Und die Kommunen agieren 
nach der Logik der Realität. 
New York vergibt „Stadtvisas“ 
an diese Menschen, mit denen 
sie in der Stadt arbeiten und 

leben können. Und sie müssen 
auch Steuern zahlen. 
Der Staat sagt: Das sind Illegale. 
Die Stadt antwortet: Sie sind 
hier.

Sie haben gemeint, dass Staaten 
weiter bestehen werden. Was 
wäre deren Aufgabengebiet? Po-
lizeiliche, militärische Aufgaben? 
Sicherheitsaufgaben?
Die Aufgaben sind im Ändern 
begriffen. Wir sagen zwar nati-
onale Sicherheit, meinen aber 
eine „städtische Sicherheit“ 
(„urban security“). Terroristen 
kommen nicht „aufs Land“, sie 
kommen in die Stadt. Immer 
wichtiger werden die nachrich-
tendienstlichen Aufgaben in den 
und zwischen den Städten. New 
York hat zwölf Sicherheitsbe-
auftragte in zwölf auswärtigen 
Städten. 
Aber um es klarzustellen: Staa-
ten sollen nicht verschwinden, 
sie haben eine Menge Aufgaben 
und Funktionen, die sie auch 
weiter ausführen sollen – Ge-
sundheitswesen zum Beispiel. 
Der Punkt ist, den Städten und 
den Regionen ausreichend 
Macht („sufficient power“), ihre 
Aufgaben, die sie gut erfüllen, 
weiter gut erfüllen und ihnen 
erlauben, das gemeinsam zu 
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Wenn es darum geht, die Regeln der neuen 
globalen Zusammenarbeit zu erkennen, sind 
die Bürgermeister besser. Die sagen, die 
Menschen sind hier – legal oder illegal – und 
wir müssen mit ihnen leben.

Benjamin 
Barber: „Auf 

die technische 
Ebene gebracht: 

Die Logik der 
Wirtschaft ist 

eine andere als 
die Logik der 
Staaten. Und 

die Kommunen 
agieren nach 
der Logik der 

Realität.“


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INTERVIEW

tun. In der Realität machen sie 
das ja schon. Kein Staat küm-
mert sich um den Klimawandel, 
Städte schon.

Heute schon entwickeln sich 
Städte zu riesigen „Metropolen“, 
die kaum mehr regierbar sind. 
Vor allem asiatische Städte (Tokio 
und Jakarta haben je mehr als 30 
Millionen Einwohner), aber auch 
„westliche“ Städte wie New York 
(20 Mio.) und Moskau (15 Mio.) 
sind oft größer als Staaten (Algeri-
en hat rund 30 Millionen EW). Und 
alle haben das Problem, dass sich 
kaum mehr regierbar sind.
Das ist natürlich schwierig, aber 
Größe ist nicht so das entschei-
dende Kriterium für „Regierbar-
keit“. London beispielsweise ist 
gigantisch, aber es eine Stadt 
der Stadtteile („a city of neigh-
bourhoods“) – das heißt, dass 
es auf dieser Ebene wieder eine 
lokale Verwaltung gibt, die sich 
um die Dinge kümmert. Große 
Städte übertragen deshalb die 
Aufgaben auf diese Ebenen, 
was sehr gut funktioniert. So 
machen es ja auch kleinere 
Kommunen. 
Die neuen chinesischen Städte, 
die sind wirklich gefährlich. 
Diese Städte sind in unglaublich 
kurzer Zeit auf Millionengröße 
gewachsen, und da gab es keine 
Chance, eine lokale Verwal-
tungsebene aufzubauen. Und 
noch dazu bauen sie in die Höhe 
– gigantische Wohnsilos, wo sich 
keine Nachbarschaft herausbil-
den kann. Das sind Megacitys 
ohne Struktur, ohne Geschichte, 
sie sind abstrakt und daher für 
einen Bürgermeister sehr, sehr 
schwer regierbar.

Nach statistischen Berechnun-
gen leben bis zu 65 Prozent der 
Bevölkerung in Europa in kleinen 
und mittleren Kommunen, eher 
im ländlichen Bereich. Und keine 
größere Stadt kann ohne ein um-
fangreiches Umland existieren. 
Frei nach dem ur-amerikanischen 
Motto „No taxation without re-
presentation!“: Wie sollten die 
kleinen Gemeinden  in einer allfäl-
ligen neuen „Machtkonstellation“ 
repräsentiert sein?
Geschichte lastet schwer – und 
Veränderungen noch schwerer. 
Aber es ist eine Tatsache, dass 
sich unsere Welt laufend verän-
dert und wir müssen Schritt hal-

ten. Im 19. Jahrhundert lebten 
80 Prozent der Amerikaner auf 
dem Land und „fütterten“ die 
20 Prozent, die in den Städten 
lebten. Heute leben 70 Prozent 
in Städten und zwei Prozent 
„füttern“.
Fakt ist, es leben immer weniger 
Menschen auf dem Land und 
immer mehr in der Stadt. Und 
politisch ist die Gefahr, dass die 
wenigen auf dem Land die vie-
len in der Stadt dominieren, viel 
gefährlicher, als umgekehrt.

Eine  eher philosophische Fra-
ge: Die zunehmende Landflucht 
weltweit führt dazu, dass immer 
schneller immer mehr früher be-
siedelte und kultivierte Gebiete 
menschenleer werden. Ist so eine 
Entwicklung für eine immer noch 
grundsätzlich rural geprägte Ge-
sellschaft gesund? Wer füllt diese 
Lücke? Agrarkonzerne?
Zuallererst: Ich hasse den Be-
griff „Landflucht“! Die Leute 
fliehen doch nicht vor dem Land 
wie vor einem Monster oder wie 
vor der Pest! Es leert zwar das 
Land („empties the country“), 
aber die Formulierung „Land-
flucht“ ist völlig überladen. Es 
ist keine Flucht vor dem Land, 
es ist die Anziehungskraft der 
Stadt. Die Leute – oft die Jugend 
– sind es, die in die Stadt gehen 
wollen, das ist es. Aber das nur 
zu dem.
Aber zur Frage, wer „füllt“ das 
Land. Vorweg: Ich mag keine 
Agro-Industrie. Monopole, egal 

welcher Art, sind gefährlich. Ich 
liebe die Vorstellung von städti-
scher und regionaler Landwirt-
schaft. Das ist auch die Art und 
Weise, wie ich die Integration 
der Regionen in die „Metro-Re-
gionen“ sehe. Diese Produkte 
werden heute schon auf Märk-
ten innerhalb der Stadt verkauft 
und immer mehr Menschen 
gehen auf diese Märkte, weil sie 
da wissen, was sie kaufen. 

Ohne „Agro-Industrie“ wird es 
aber nicht gehen, weil sich viele 
Menschen  unserer Gesellschaften 
die Wochenmärkte nicht leisten 
können. 
In Amerika funktioniert es aber. 
Was wir dort sehen ist die Rück-
kehr des bereits verschwunde-
nen kleinen Bauernhofs rund 
um die Städte. Und darauf 
gründet auch mein Modell der 
„Metro-Region“.

Deutschland spielt als Wirtschafts-
faktor eine eminent wichtige 
Rolle in der Welt, hätte aber nicht 
diese großen Städte, von denen 
Sie sprechen.  Wie würde denn die 
Rolle Deutschlands in einem neu-
en „Machtverhältnis“ aussehen?
In meinem „Parlament der Bür-
germeister“ gäbe es nach meiner 
Vorstellung 300 Delegierte in 
drei Kategorien. 100 Delegierte 
würden von Megacitys kommen 
– Städten zwischen fünf und 
30 Millionen Einwohner. 100 
von mittelgroßen Städten, also  
500.000 bis fünf Millionen und 

DER BESTSELLER
VON BENJAMIN 
BARBER

Das Buch (Yale 
University 
Press, 2013) ist 
eine Fürsprache 
für eine „Ära 
der Städte“. 
Tenor: Natio-
nen sind über-
holt, genauso 
wie die Grenzen 
dazwischen. 
Der Autor pro-
pagiert einen 
grundsätzlichen 
Umbruch der 
politischen 
Ordnung.
If Mayors Ruled 
the World soll 
bald auch auf 
Deutsch er-
scheinen.

Benjamin Barber im Gespräch mit dem Autor: „Der Staat sagt: Das sind Illegale. Die Stadt antwortet: 
Sie sind hier.“
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GEMEINDEBUND

Seit dem Inkrafttreten des Kor-
ruptionsstrafrechtsänderungsge-
setz 2012 herrscht auch im Sport 
große Verunsicherung bei der 
Ausrichtung von Veranstaltungen 
sowie im Umgang mit Behörden. 
Ein neuer Leitfaden bietet nun 
klar verständliche Informationen, 
wie Sportverbände, Vereine und 
sonstige Institutionen in diesem 
Bereich richtig handeln können.

Schon 2008 haben neue gesetz-
liche Bestimmungen gegen Kor-
ruption Veranstalter von Großer-
eignissen stark verunsichert. Vor 
allem im Bereich von Kunst und 
Kultur schlugen die Wogen hoch – 
vielen ist die Diskussion, wer nun 
zu den „Salzburger 
Festspielen“ einge-
laden werden darf, 
ohne dass sich der 
Einladende oder 
der Eingeladene 
strafbar machen, 
in Erinnerung. 
Gleichermaßen 
beschäftigte diese 
Frage auch die Ver-
anstalter der Fuß-
balleuropameister-
schaft EURO 2008 
in Österreich.

Mit dem Korrupti-
onsstrafrechts- 
änderungsgesetz 2012 wurde ein 
weiterer wichtiger und richtiger 
Schritt im Kampf gegen Kor-
ruption gesetzt, jedoch herrscht 
im Bereich des Sports nach wie 
vor – nicht zuletzt auch wegen 
des nun „erweiterten Amtsträ-
gerbegriffs“ und der Strafbarkeit 
von „Klimapflege“ – großes 
Unbehagen bei der Ausrichtung 
von Veranstaltungen sowie im 
Umgang mit Behörden. 

Viele Sportverantwortliche, so 
auch der Präsident des Österrei-
chischen Olympischen Comités, 
Dr. Karl Stoss, haben sich daher 
einen Leitfaden gewünscht, der 

sämtliche spezifische Probleme 
und die daraus resultierenden 
Unsicherheiten im Bereich Sport 
abdeckt. Auch der Sicherheitsver-
antwortliche für die Fußballeuro-
pameisterschaft EURO 2008, Dr. 
Günther Marek, hat immer wie-
der auf die Notwendigkeit einer 
rechtssicheren Anleitung für die 
Sportfunktionäre hingewiesen.

Nun haben die Autoren des Stan-
dardwerks „Korruption und Amts-
missbrauch“, Mag. Eva Marek 
und Dr. Robert Jerabek, auf Basis 
dieses Werkes sowie der Fibel des 
Bundesministeriums für Justiz 
zum Korruptionsstrafrecht 2012 
gemeinsam mit Dr. Günther Ma-

rek im renommier-
ten „Manz Verlag“ 
einen dementspre-
chenden Leitfaden 
erarbeitet. Dieser 
Leitfaden bietet 
eine leicht ver-
ständliche und 
juristisch klare 
Anleitung für den 
straflosen Umgang 
mit Amtsträgern.

„Ich bin froh, 
dass wir im In-
nenministerium 
die jahrelange 
Zusammenarbeit 

mit den beiden Autoren auf den 
Bereich Sport erweitern und 
intensivieren konnten, damit 
Sportverbände, Vereine und 
sonstige Institutionen auch in 
Zukunft unterstützt werden 
können“, sagt Innenministerin 
Johanna Mikl-Leitner. „Wer nach 
diesem Leitfaden handelt, ist auf 
der sicheren Seite. Korruptionsbe-
kämpfung funktioniert nicht im 
Alleingang. Die Zusammenarbeit 
zwischen dem Innenministerium 
und dem Justizministerium und 
den Vertretern des Sports ist ein 
wichtiger Eckpfeiler für eine effek-
tive Korruptionsbekämpfung“, so 
Mikl-Leitner.

Neues Handbuch erschienen

„Korruption hat im Sport 
keinen Platz“

ISBN: 978-3-214-01119-2

die restlichen 100 von Städten 
zwischen 50.000 und 500.000 
Einwohnern. Natürlich sind bei 
diesen „Städten“ die Regionen 
dabei. 
Ein Land wie Deutschland 
mit vielen Menschen in vielen 
Mittelstädten, aber wenigen 
Riesenstädten wäre sehr gut 
repräsentiert. 
Auch ein Land wie Österreich 
mit nur ein oder zwei größeren 
Städten wäre gut vertreten, weil 
auch die 60 Prozent, die noch 
in den kleinen Dörfern um die 
Städte leben, vertreten wären. 
Und noch was. Eine Versamm-
lung von vielleicht 60.000 
kleinen Kommunen so um die 
5000 Einwohner würde nicht 
funktionieren. 

Wie in den meisten Diskussionen 
stellt man auch in dieser fest, dass 
zu wenige junge Menschen mitre-
den …
Unbedingt! Und auch zu wenige 
Migranten!

… Aber wie bindet man diese Grup-
pen ein, wie können sie mitreden?
Aber sie tun es. Wir müssen nur 
zuhören wollen. Und wir müs-
sen sie finden, auf sie zugehen, 
ihnen zuhören. Sie sind da.

Eine letzte Frage: Wenn Sie an Me-
tro-Regionen denken, sollten wir 
dann an Smart Citys oder Smart 
Countrys denken?
(... lacht ...) Ich habe dazu ein 
Kapitel in meinem Buch: „Smart 
Citys“, Untertitel „Dumm und 
dümmer“. 
Warum: Technologie ist nur so 
smart, wie die Leute, die sie 
verwenden. Technologie ist ein 
Werkzeug. Aber egal ob Staaten, 
Städte oder Regionen, Tech-
nologie ist nur so gut wie der 
Ideenreichtum der Menschen, 
Technologie folgt der Politik. 
Wenn eine „Smart City“ Senso-
ren platziert, die einem zeigt, 
wo man parken kann, ist das 
gut. Aber das bedeutet auch, 
dass mehr Autos in die Stadt 
kommen. Jeder sieht ja, wo 
man parken kann. Aber wenn 
man keine Autos – oder weniger 
Autos – in der Stadt will, ist das 
kontraproduktiv.
Zuerst brauchen wir smarte Po-
litik und smarte Bürgermeister, 
dann bekommen wir smarte 
Technologien.  ■

Das Interview 
wurde redakti-
onell gekürzt. 
Lesen sie die 
Langversion auf 
www.
kommunal.at
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Sie waren jetzt fünf Jahre für Regi-
onalpolitik zuständig. Was wurde 
in dieser Zeit erreicht?
JOHANNES HAHN: Zu Beginn 
meiner Amtszeit im Jahr 2010 
war Europa am Höhepunkt der 
Finanz- und Wirtschaftskrise. Es 
wurde klar, dass man in der Re-
gionalpolitik nicht mit „Business 
as usual“ weitermachen würde 
können. Eine grundlegende Re-
form war nötig.

Was wurde geändert?
Wir haben die Kohäsionspolitik 
auf völlig neue Beine gestellt. 
Früher hat man sich auf die 
ärmeren Regionen konzentriert. 
Es wurde versucht, Chancen-
gleichheit herzustellen. Diese 
traditionelle Rolle haben wir 
nicht aufgegeben, aber die 
Zeiten der bedingungslosen 
Ausschüttung von Mitteln in 
Form von Zuschüssen und Blan-
koschecks sind vorbei. Jeder 
ausgegebene Euro muss gerecht-
fertigt werden. Im Vorfeld ist 
ein Investitionsplan zu erstellen, 
dessen korrekte Umsetzung 
dann auch belegt werden muss. 
Das wirklich Neue ist, dass wir 
die Kohäsionspolitik radikal in 
eine EU-weite Investitionsstra-
tegie umgewandelt haben. Statt 
Investitionen in materielle Infra-
struktur konzentrieren wir uns 
jetzt auf Unternehmensförde-
rung, Innovation, Beschäftigung 
und soziale Integration.

Gab es Widerstände gegen die 
Reform?
Auf wundersame Weise hat die 
Wirtschaftskrise dazu beigetra-

gen, dass sich die Geisteshaltung 
gegenüber der Kohäsionspolitik 
geändert hat. Die Behörden der 
Mitgliedstaaten mussten auf 
allen Ebenen sparen und Priori-
täten setzen. Diese Disziplin ist 
nun auch in der Kohäsionspoli-
tik erforderlich. 
Zur Akzeptanz beigetragen hat 
sicher auch die Tatsache, dass 
nun alle Regionen Anspruch 
auf Unterstützungsmaßnahmen 
haben. 

Wie viel Geld aus Mitteln der 
Kohäsionspolitik wird in Öster-
reich investiert?
Österreich erhält für die Periode 
2014–2020 insgesamt 1,235 
Milliarden Euro. Davon 72,3 

Millionen Euro für das Burgen-
land, das als Übergangsregion 
gilt, und 906 Millionen für alle 
anderen Regionen, die als stär-
ker entwickelt eingestuft wer-
den. Dazu kommen noch 257,3 
Millionen Euro für Europäische 
Territoriale Zusammenarbeit. 

Was wurde mit den bisher ausge-
gebenen Mitteln erreicht?
In den Jahren 2007–2013 er-
hielt Österreich insgesamt 1,5 
Milliarden Euro. Damit wurden 
mehr als 5000 Arbeitsplätze 
geschaffen und über 200 For-
schungsprojekte unterstützt. 
Weiters wurden mehr 500 Ko-
operationsvorhaben zwischen 
Unternehmen und Forschungs-
einrichtungen unterstützt.

Können Sie Beispiele nennen, 
welche Projekte schon bisher um-
gesetzt wurden?
In Kärnten wurde beispielsweise 
ein Unternehmen gefördert, das 
neue Herstellungsverfahren zum 
Bau von Passivhäusern entwi-
ckelt. 
Beim Technopolprogramm wie-
derum arbeiten drei niederöster-
reichische Städte eng mit High-
tech-Einrichtungen zusammen. 
Ziel ist es, von der Landwirt-
schaft wegzukommen und einen 
Fokus auf Hochtechnologie und 
Innovation zu legen.

Wiens Bürgermeister Michael 
Häupl hat eine europaweite Initia-
tive für die Erhaltung des sozialen 
Wohnbaus in Europa gestartet und 
an Sie übergeben. Diese Resoluti-
on wurde bisher von zahlreichen 
Bürgermeisterinnen und Bürger-
meistern europäischer Städte 
unterzeichnet. Was geschieht jetzt 
damit?
Auslöser waren Beschwerden 
gegen Möglichkeiten sozialen 
Wohnbaus in Schweden, den 
Niederlanden und Frankreich. 
Die Aufregung hat sich aber 
mittlerweile gelegt, weil klar-
gestellt wurde, dass der soziale 
Wohnbau Sache der National-
staaten ist und auch bleiben soll.

EU-Kommissar Johannes Hahn über die Kohäsionspolitik der Union

Regionalpolitik wirkt

Helmut Reindl

Am Rande der „Open Days“ des Ausschusses der Regionen hatte 

KOMMUNAL die Gelegenheit, ein Interview mit Kommissar Johannes 

Hahn zu führen, der in den vergangenen Jahren für Regionalpolitik 

zuständig war und jetzt die Agenden für Nachbarschaftspolitik 

übernimmt.

KOMMUNAl-Redakteur Helmut Reindl im Gespräch mit 
Johannes Hahn
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BRÜSSEL

Die Kohäsionspolitik wurde jetzt 
auch besser in die allgemeine Stra-
tegie der EU eingebettet …
Wir haben viel aus den Fehlern 
der Strategie von Lissabon ge-
lernt. Deren Ziele waren zwar 
gut, aber dem Reformplan fehlte 
ein Finanzinstrument für die 
Umsetzung. Ohne rechtliche 
Verpflichtung und ohne echtes 
Budget war die Abhängigkeit 
vom politischen Willen, an dem 
es letztlich fehlte, zu groß. 
Die Probleme, auf die die Stra-
tegie von Lissabon ausgerichtet 
war – geringe Produktivität und 

stagnierendes Wirtschaftswachs-
tum – wurden nicht bewältigt. 
Die Wirtschaftskrise hat erheb-
liche Mängel der europäischen 
Wirtschaft aufgezeigt. Die 
Antwort der EU war die Ent-
wicklung der Strategie „Europa 
2020“. Ziel ist es, durch intel-
ligente Investitionen Arbeits-
plätze zu schaffen und Armut zu 
verringern. 

Was ist unter „intelligente Investi-
tionen“ zu verstehen?
Damit meinen wir Investitionen 
in Energieeffizienz, Forschung 
und Innovation sowie in mo-
derne und nachhaltige Produkti-
onsmethoden.
Eine der besten Botschaften, die 
ich zu Ende meiner Amtszeit 
verkünden kann, ist, dass wir 
mehr als 38 Milliarden Euro für 
Energieeffizienz und erneuer-
bare Energien ausgeben werden. 

Haben Sie alle Ihre Ziele als Regio-
nalkommissar erreicht?
Es gibt immer noch etwas zu tun. 
Aber ich gebe zu, dass ich auf das 
Erreichte durchaus stolz bin. Ich 
fühle mich wie ein Vater, der sein 
Kind heranwachsen sieht.  ■

Die „Open Days“ des Ausschusses der Regionen

Über den Tellerrand 
hinausblicken
Der Europäischen Union wird immer 
wieder vorgeworfen, zu wenig Nähe 
zum Bürger zu haben. Beim Aus-
schuss der Regionen (AdR) ist das 
aber nicht der Fall. 
Die Bürgernähe des AdR wird schon 
allein dadurch garantiert, dass die 
Mitglieder dort gewählte Regio-
nal- und Kommunalvertreter sein 
müssen. 
Mit den heuer zum zwölften Mal 
veranstaltenden „Open Days“ will 
der AdR aber einen noch engeren 
Kontakt zu den Bürgerinnen und 
Bürgern erreichen. Ziel der Open 
days ist es, Programme und Initia-
tiven von Regionen in ganz Europa 
vorzustellen und kennenzulernen. 
Heuer kamen rund 6000 Teilneh-
merinnen und Teilnehmer nach 
Brüssel, um an den 108 Workshops 
teilzunehmen. Der Bogen reichte 
von Programmen für die Probleme 
von Landstrichen, die am Polarkreis 
liegen, bis zur Vorstellung von Ini-
tiativen für „grünes Wachstum“ im 
Mittelmeerraum. 
Neben den Workshops in Brüssel 
werden von September bis Novem-
ber über 350 Veranstaltungen in 
ganz Europa im Rahmen der Open 
Days abgehalten
Im Rahmen eines Arbeitsessens der 

österreichischen AdR-Delegation 
wurde der bisherige Vertreter des 
Gemeindebundes, Erwin Mohr, 
geehrt und der Bürgermeister der 
Tiroler Gemeinde Breitenwang, 
Hanspeter Wagner, als sein Nachfol-
ger vorgestellt.
Delegationsleiter Herwig van Staa 
stellte klar, dass eine von manchen 
Seiten angedachte Verkleinerung 
der AdR-Delegation auf Kosten des 
Gemeindebundes und des Städte- 
bundes – beide stellen derzeit drei 
Mitglieder – für ihn nicht infrage 
kommt. „Die Gemeinden sind 
ohnehin bereits jetzt unterrepräsen-
tiert“, so van Staa.
Anlässlich der Sitzung des Aus-
schusses der Regionen wurde Franz 
Schausberger, früherer Landes-
hauptmann und jetzt Vertreter 
des Landes Salzburg im AdR, zum 
Berichterstatter für die wichtige Er-
weiterungsstrategie 2014/2015 der 
Europäischen Kommission bestellt. 
Die Erweiterungsstrategie wurde 
von der Europäischen Kommission 
am 8. Oktober vorgestellt. Schaus-
berger wird nun für den Ausschuss 
der Regionen eine Stellungnahme 
ausarbeiten, die in der Plenarsit-
zung des AdR am 16. April 2015 
beschlossen werden wird.

Hanspeter Wagner, Bürgermeister der Tiroler Gemeinde Breitenwang, folgt 
Erwin Mohr als Vertreter des Gemeindebundes im Ausschuss der Regionen.

Österreich erhält für die Periode 2014–
2020 insgesamt 1,235 Milliarden Euro  
aus Mitteln der Kohäsionspolitik. 
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GEMEINDEBUND

„Die kommunale Landschaft in 
Italien ist derzeit völlig im Um-
bruch“, berichtet der Präsident 
des italienischen Gemeindebun-
des ANCI, Piero Fassino. Der 
65-jährige Vollblutpolitiker ist 
zugleich auch Bürgermeister 
von Turin, der viertgrößten 
italienischen Stadt. Derzeit 
unterteilt sich Italien in rund 
8100 Gemeinden. „In wenigen 
Jahren werden es deutlich we-
niger sein“, sagt Fassino beim 
Gedankenaustausch mit den hei-
mischen Gemeindevertretern. 
„Die Vorgabe ist, dass es nach 
der Reform keine Gemeinde 
mehr unter 10.000 Einwohnern 
geben soll. Diese Regional- und 
Gemeindereform sehen wir von 
ANCI auch unter dem Aspekt, 
dass wir wieder mehr Autono-
mie zurückholen wollen. Immer-
hin sind wir die sparsamste und 
erfolgreichste Ebene des italieni-
schen Gesamtstaates.“ 

So liegt etwa der Anteil der 
Gemeinden an den gesamt-
staatlichen Schulden bei nur 
2,5 Prozent, berichtet der 
Turiner Bürgermeister. „Unser 
Ausgabenvolumen ist aber bei 
7,5 Prozent aller staatlichen 
Ausgaben. Das ist schon ein ge-
höriger Unterschied, der zeigt, 
wie sparsam die italienischen 
Gemeinden wirtschaften.“ Auch 
zum Versuch, den italienischen 
Staatshaushalt zu sanieren, ha-
ben die Kommunen ihren Anteil 
geleistet. Rund 17 Milliarden 
Euro kamen aus den kommuna-
len Kassen, um Defizite abzufe-
dern. Insgesamt seien die kom-
munalen Ausgaben aber auch in 
Italien rückläufig. „Die Krise hat 
uns schwer getroffen, natürlich 
haben darunter auch unsere 
Einnahmen gelitten“, so Fassino. 
Das Bündel an Aufgaben ist bei 
den italienischen Gemeinden 
sehr ähnlich den österreichi-
schen Kommunen. Wasser, Ab-
wasser, Müll, Straßenerhaltung, 

Schulerhaltung, u.v.m. zählen 
zu den Standardaufgaben. Die 
Qualitätsstandards sind jedoch 
kaum vergleichbar, wie die 
österreichischen Bürgermeister 
feststellten. „Jeder von uns 
kennt die Schauergeschichten 
über die Müllentsorgung in Ita-
lien“, sagt Gemeindebund-Präsi-
dent Helmut Mödlhammer, der 
mit seinen Vizes Alfred Riedl 
und Rupert Dworak die Delega-
tion anführte. „Im Entsorgungs- 
und Umweltbereich sind wir fast 
allen europäischen Ländern um 
Lichtjahre voraus.“
Eine Kompetenz haben die itali-
enischen Gemeinden aber dann 
doch, die sie von den österrei-
chischen Kommunen unterschei-
det. Sie unterhalten in der Regel 
eine eigene Polizeieinheit, die 
„Polizia Municipale“. „Es gibt 
bei uns zwar auch da oder dort 
Gemeindewachkörper, aber nur 
in einigen wenigen Gemeinden“, 
so Mödlhammer. Die Finanzie-
rung der italienischen Gemein-
den erfolgt zu rund 40 Prozent 
aus eigenen Steuern und Ab-
gaben. Die lokale Grundsteuer, 
Umwidmungsabgaben, Wasser- 
und Abfallgebühren sowie ein 
lokaler Aufschlag auf die Ein-
kommenssteuer bilden die Basis 
der kommunalen Budgets. Dazu 
kommen noch die Einnahmen 

Fach- und Bildungsreise des Gemeindebundes nach Rom

Österreich-Italien: Der kommunale 
Vergleich macht uns sicher

Daniel Kosak

Im Rahmen der Fach- und Bildungsreise des Gemeindebundes nach 

Italien informierte sich eine großes Bürgermeister-Delegation über die 

Neuordnung des italienischen Kommunalwesens. In einer Vorstadt- 

gemeinde von Rom stießen sie dabei auf ein besonderes Experiment. 

Daniel Kosak ist 

Leiter der Abtei-

lung Kommunika-

tion und Medien 

des Österreichi-

schen Gemeinde-

bundes
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GEMEINDEBUND

aus einem höchst komplexen 
Finanzausgleich, der aufgaben-
orientiert funktioniert. Seit 2010 
müssen sich Gemeinden zur Er-
füllung ihrer Pflichtaufgaben zu 
Verbänden zusammenschließen, 
die mindestens 5000 Bewohner 
versorgen. „Ein System, das 
sich bei uns in Österreich seit 
Jahrzehnten bewährt“, so Mödl-
hammer. 

Parteiloses Experiment

Eine ganz besondere Gemeinde 
besuchte die österreichische 
Delegation dann rund eine Au-
tostunde außerhalb von Rom. 
Die Stadt Tivoli, Heimat von 
rund 50.000 Einwohnern, wagt 
derzeit ein hochinteressantes 
Experiment. Bei der Wahl im Mai 
2014 wurde in der Direktwahl 
erstmals ein Bürgermeister aus 
der Zivilgesellschaft und ohne 
Parteienhintergrund gewählt. 
Giuseppe Proietti, ein pensio-
nierter Professor der Archäologie 
und einer der prominentesten 
Kämpfer für kulturelles Erbe in 
Italien, steht nun an der Spitze 
der Gemeinde. Er gewann die 
Wahl durchaus überraschend 
und stellte ein ausnahmslos 
junges Regierungsteam an die 
Spitze der Stadt. „Es handelt sich 
durchwegs um junge Frauen 
und Männer, die auf ihrem 
Gebiet absolute Experten sind 
und nicht ständig Rücksicht 
auf Parteien nehmen müssen“, 
berichtet Mödlhammer. Mit die-
ser jungen Expertentruppe will 
Proietti seine Heimatgemeinde 
nun umkrempeln. „Wir müssen 
hier teilweise ganz von vorne 
anfangen“, sagen die jungen 
Stadträt/innen. „So etwas wie 

Mülltrennung ist hierzulande 
weitgehend unbekannt bislang. 
Wir führen derartige Systeme 
nun Schritt für Schritt ein, ohne 
die Menschen zu überfordern“, 
erzählt Maria Luisa Innocenti, 
die für Umweltagenden verant-
wortlich ist. „Wir haben uns bei 
allen unseren Handlungen zwei 
Maßstäbe gesetzt: Zum einen 
prüfen wir alles, was wir tun auf 
Umweltverträglichkeit und zum 
anderen tun wir nichts, ohne die 
Bevölkerung einzubinden.“ Das 
sei der einzige Weg, wie man 
dieses Experiment erfolgreich in 
nachhaltige Kommunalpolitik 
verwandeln könne, ergänzt 
Irene Vota, Vizebürgermeisterin 
der Stadt. Wie ungewöhnlich 
Tivoli ist zeigte auch die völlige 
Uneitelkeit des Bürgermeisters. 
Er nahm die österreichische De-
legation mit großer Herzlichkeit 
in Empfang, das Reden und Re-
ferieren überließ er aber seinem 
Team. „Ich muss hier nicht im 
Mittelpunkt stehen, die Zukunft 
gehört diesen jungen Leuten“, 
sagt Proietti. „Meine größte 
Aufgabe ist es, dass ich für das, 
was wir hier planen und tun, im 
Gemeinderat auch Mehrheiten 
finde.“  
Insgesamt, so resümierte 
Mödlhammer, „sehen wir bei 
jeder Reise ins Ausland, wie 
erfolgreich unsere Gemeinde-
strukturen arbeiten und auf 
welch hohem Niveau wir unsere 
Leistungen erbringen.“ Begleitet 
wurde die Bürgermeisterdelega-
tion von Mag. Gerda Vogl, der 
Geschäftsträgerin an der Öster-
reichischen Botschaft in Rom, 
die mit viel Engagement und 
Akribie die politischen Termine 
für die Ortschefs organisierte. ■

PAPST EMPFÄNGT BÜRGERMEISTER

Zu einer besonderen Begegnung 
kam es im Rahmen der mittwöch-
lichen Generalaudienz von Papst 
Franziskus am Petersplatz in Rom. 
Die gesamte österreichische Bür-
germeister-Delegation durfte im Be-
reich der so genannten „Prima fila“ 
Platz nehmen. Dort, wo man den 
Papst aus unmittelbarer Nähe sehen 

und hören kann. „Das ist etwas ganz 
besonderes für mich“, sagte ein 
Teilnehmer. „Schließlich sind rund 
70.000 Menschen bei dieser Audienz 
und wir sind hautnah am Papst dran 
gewesen.“ Gemeindebund-Präsi-
dent Helmut Mödlhammer und sein 
Vize Alfred Riedl durften sogar per-
sönlich mit dem Heiligen Vater spre-
chen. „Das war ein unvergesslicher 
Moment“, so Mödlhammer, der 
dem „Volkspapst“ auch Geschenke 
aus Österreich überreichte. „Der Ge-
meindebund und seine Bürgermeis-
ter genießen hier einen großen Stel-
lenwert und wurden von Franziskus 
vor dem gesamten Auditorium der 
Pilger öffentlich begrüßt.“

Die österreichische Delegation der Bürgermeister, angeführt von Helmut Mödlhammer, Alfred Riedl und Rupert Dworak (im Bild links mit 
Alt-Präsident Franz Rupp , besuchte Rom und lernte eine italienische Gemeindelandschaft kennen, die sich völlig im Umbruch befindet, wie 
der Turiner Bürgermeister Piero Fassino (rechtes Bild) berichtet.
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Erderwärmung verhindern. Der 
Wirtschaft kommt eine Schlüs-
selrolle zu. Es braucht eine Neu-
orientierung hin zu einer Green 
Economy.
Viele österreichische Unterneh-
men sind hier beispielgebend. 
Gemeinsam mit über 7100 
klimaaktiv Wirtschaftspartnern 
wurden mit den Programmen 
des Ministeriums schon knapp 
100.000 Projekte umgesetzt.
So konnten allein im Jahr 2013 
6,7 Millionen Tonnen CO2 ein-
spart werden. Das sind neun 
Prozent des gesamten CO2-Aus-
stoßes in Österreich. Umgerech-
net mussten so 2,5 Milliarden 
Liter Erdöl im Wert von einer 
Milliarde Euro nicht importiert 
werden.

Energiesparen mit  
klimaktiv-Coach

Nach einer GFK Studie sagen 
70 Prozent der Österreicherin-
nen und Österreicher, dass die 
Energiewende rasch umgesetzt 
werden soll. Das Ziel ist für alle 

klar: Weg von Öl, Kohle und 
Gas, hin zu Wind, Solarenergie 
und Biomasse.
Das BMLFUW setzt deshalb 
auch auf aktive Bürgerbeteili-
gung und hat dafür ein 
Online-Tool, den klimaaktiv 
Coach, entwickelt. 
Es ist ganz einfach, zu Hause 
und unterwegs Energie und so-
mit bares Geld zu sparen. Schon 
mit einer Einsparung von einem 
Kilogramm CO2 pro Österrei-
cherin/Österreicher pro Woche 
sind wir auf dem richtigen Weg, 
unsere Klimaziele zu erreichen.
Auf www.klimaaktiv-coach.
at können einfach umsetzbare 
Maßnahmen wie zum Beispiel 
die Umstellung auf moderne 
LED-Lampen ausgewählt wer-
den. Der Coach rechnet die 
CO2-Ersparnis aus und wieviel 
es bringt, wenn alle Österrei-
cherinnen und Österreicher 
dasselbe tun. 
Die einfache Schlussfolgerung: 
Je mehr Menschen mitmachen, 
desto schneller kommen wir 
gemeinsam ans Ziel.

Erfahren Sie hier mehr zu den 
verschiedenen Angeboten des 
BMLFUW: zur Klimaschutzinitia-
tive klimaaktiv, der betriebliche 
Umweltförderung, dem Klima- 
und Energiefonds der Österrei-
chischen Bundesregierung und 
Climate Austria.

Das BMLFUW unterstützt Haushalte, Betriebe und Gemeinden bei 

der nachhaltigen Reduktion ihres CO2-Ausstoßes. Je mehr Menschen 

mitmachen, desto schneller kommen wir gemeinsam ins Ziel!  

Wir alle sind die Energiewende.

Derzeit werden im Umweltsek-
tor knapp 36 Milliarden Euro 
mit 170.000 Beschäftigten er-
wirtschaftet. Mit dieser grünen 
Kraft startet das BMLFUW das 
„Unternehmen Energiewende“ 
und ruft die österreichische 
Wirtschaft auf, sich aktiv an der 

Energiewende hin zu Erneuer-
baren Energieträgern, weniger 
CO2-Ausstoß und mehr Energie-
effizienz zu beteiligen.
Moderne Umweltpolitik steht 
in keinem Widerspruch zu 
Wirtschafts- und Beschäfti-
gungswachstum. Nur wenn 
alle an einem Strang ziehen, 
können wir dem Klimawandel 
begegnen und eine zusätzliche 

Moderne Umweltpolitik geht 
Hand in Hand mit Wirtschafts- und 
Beschäftigungswachstum. Nur wenn alle 
an einem Strang ziehen, können wir dem 
Klimawandel begegnen und eine zusätzliche 
Erderwärmung verhindern.

Je mehr mitmachen,  
desto schneller sind wir im Ziel

Unternehmen Energiewende
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Tragen Sie bei zur lokalen 
Energiewende und erhalten 
Sie dadurch Österreich lebens-
wert. Viele Gemeinden wollen 
die Energieversorgung in den 
Bereichen Wärme, Strom und 
Verkehr weitgehend unab-
hängig von fossiler Energie 
machen und gleichzeitig Wert-
schöpfung, Einkommen und 
Arbeitsplätze in der Region 
halten.
klimaaktiv, die Initiative 
des BMLFUW für aktiven 
Klimaschutz, unterstützt Ihre 
Gemeinde dabei, die vorhan-
denen lokalen Potenziale und 
Ressourcen an erneuerbaren 
Energien optimal und effizient 
zu nutzen.
 
Zehn Schritte zur lokalen 
Energiewende:
•	 Integration des Ener-

giewende-/Klima-
schutzgedankens

•	 Erstellen einer Analyse des 
energetischen Ist-Zustandes

•	 Thermische Sanierung 
gemeindeeigener Gebäude

•	 Umsetzung des Nachhaltig-
keitsgedankens bei Flächen-
widmung, (Bau-)Vollzugs-
kontrolle und Beschaffung

•	 Effizienzsteigerung bei 
der Infrastruktur

•	 Förderung sanfter Mobilität
•	 Beratung der Einwohne-

rinnen und Einwohner
•	 Nutzung regionaler erneu-

erbarer Energien für Raum-
wärme und Warmwasser

•	 Strom aus der Region
•	 Mobilität aus erneu-

erbarer Energie

Sie wollen 
Vorreitergemeinde werden?
Ihre Gemeinde möchte mög-
lichst unabhängig bei der 
Energieversorgung werden? 
Das e5-Programm für energie-
effiziente Gemeinden begleitet 
Sie bei der schrittweisen Ver-
besserung Ihrer Energieperfor-
mance mit klar identifizierba-
ren Teilzielen.

Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter schulen 
klimaaktiv bietet Vorträge 
und Weiterbildungen an, für 
Gemeindebedienstete und für 
Bürgerinnen und Bürger.

Die Sicherung der wertvollen 
Ressource Wasser und damit 
unserer Lebensgrundlage ist 
eine der zentralen Aufgaben im 
Rahmen der Daseinsvorsorge. 
Dementsprechend fördert das 
Bundesministerium für Land- 
und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft bereits 

seit Jahrzehnten Maßnahmen 
zur Versorgung der Bevölkerung 
mit hygienisch einwandfreiem 
Trinkwasser und zur ordnungs-
gemäßen Entsorgung der an-
fallenden Abwässer. Insgesamt 
wurden in den letzten Jahrzehn-
ten Investitionen von mehr als 
55 Milliarden Euro getätigt. Da-
mit wurden mehr als 90.000 km 
öffentliche Kanäle und 77.000 
km öffentliche Trinkwasserlei-
tungen errichtet. 
Es wird die Herausforderung der 
nächsten Jahrzehnte, den Erhalt 
dieser Infrastruktur und deren 
störungsfreien Betrieb sicher-
zustellen. Dazu braucht es wei-
terhin eine Unterstützung für 
die Menschen vor Ort, die sich 
um die Wasserversorgung und 
-entsorgung letztlich kümmern, 
also die Netze laufend und re-
gelmäßig prüfen, erhalten und 
sanieren. So können bei exakter 
Kenntnis über den Anlagenzu-

stand und bei entsprechender 
Wartung der Infrastrukturanla-
gen „lebensdauerverlängernde“ 
Maßnahmen seitens der Betrei-
berInnen an ihrem Leitungssys-
tem gesetzt werden. Auftretende 
Schäden, die zu Ausfällen der 
Trinkwasserversorgung wie 
auch der Abwasserentsorgung 
führen, werden weitgehend 
hintangehalten. 
Um einen guten Überblick über 
den Umfang und den Zustand 
der Trinkwasser- wie auch der 
Abwassernetze zu gewinnen 
und einen wesentlichen Impuls 
für eine nachhaltige Bewirt-
schaftung und Werterhaltung 
des Anlagevermögens zu set-
zen, wird seit dem Jahr 2006 
die Erstellung eines digitalen 
Leitungskatasters für Trinkwas-
serleitungen und Kanäle vom 
Bund gefördert. Die Förderung 
ist bei Kanälen an eine aktuelle 
Leitungszustandserhebung 
mittels einer Dichtheitskont-
rolle oder Kamerabefahrung 
gebunden und beträgt zwei 
Euro pro Laufmeter im Kataster 
digital erfasster Leitung. Dieser 
Förderungsgegenstand ist auf 
großes Interesse gestoßen. So 
werden aktuell 31 Prozent aller 
öffentlichen Kanäle und 44 
Prozent aller öffentlichen Trink-
wasserleitungen in geförderten 
Leitungsinformationssystemen 
erfasst. 
Der Zustand der Kanalisation in 
Österreich stand auch im Fokus 
der Fachtagung „Die Zukunft der 
Siedlungswasserwirtschaft“ der 
Bau-Akademie Oberösterreich 
am 14. Oktober 2014 in Steyregg, 
wo neben der Präsentation der 
Ergebnisse aus der Leitungszu-
standserhebung insbesondere 
auch die Anforderungen an ein 
modernes Kanalmanagement so-
wie entsprechenden Sanierungs-
techniken behandelt wurden.

Über das Online-Tool der Initia-
tive VOR SORGEN unter 
www.wasseraktiv.at/vorsorge
check kann eine erste Abschät-
zung über den anstehenden 
Re-Investitionsbedarf vorgenom-
men werden.

Störungsfreier Betrieb von  
Kanal- und Trinkwassernetzen

Energiewende II

FACHTAGUNG
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So wird Ihre  
Gemeinde  
klimaaktiv



*Gilt für alle GEOTRAC- und UNITRAC Neubestellungen bei ep-Modellen von 1.8. bis 30.11.2014. Preise inklusive MwSt. Finanzierungsmodell: 1/3 Anzahlung, 1/3 nach 12 Monaten & 
1/3 nach 24 Monaten mit jeweils 1% pro Jahr Verzinsung; Finanzierungsbetrag zuzüglich 1% Rechtsgeschäftsgebühr. Weitere Finanzierungsmodelle auf Anfrage.

TRAKTORENWERK LINDNER GMBH   
Ing.-Hermann-Lindner-Str. 4, 6250 Kundl/Tirol, lindner-traktoren.at Der echte Österreicher

3.000 € EP-BONUS*
2 JAHRE GARANTIE
1 % FINANZIERUNG

Volvo Trucks hat eine neue 
Technologie entwickelt, die 
speziell dem Schutz von 
Fußgängern und Radfah-
rern dient. Die Innovation 
ermöglicht dem Fahrzeug 
die Wahrnehmung sämtli-
cher Vorgänge rund um den 
Lkw. In Europa zählt einge-
schränkte Sicht laut Volvo 
Trucks zu den Hauptursa-
chen für schwere Unfälle, 
an denen ungeschützte 
Verkehrsteilnehmer betei-
ligt sind. Mit der von Volvo 
Trucks entwickelten techni-
schen Neuerung, die das Er-
gebnis eines gemeinsam mit 
Volvo Cars durchgeführten 
Forschungsprojekts namens 
„Non-Hit Car and Truck“ ist, 
lassen sich derartige Unfälle 
möglicherweise weitgehend 
vermeiden.
Besonders gefährdet sind 
ungeschützte Verkehrsteil-
nehmer (z. B. Fußgänger 
und Radfahrer) in städti-
schen Gebieten mit hoher 
Verkehrsdichte. Erstmals ist 
es möglich, ein Fahrzeug 
in die Lage zu versetzen, 
sein gesamtes Umfeld zu 
„sehen“ und dem Fahrer 

Informationen zur Unfall-
vermeidung zu liefern. Die 
Technik empfängt Infor-
mationen von rund um das 
Fahrzeug montierten Sen-
soren, Radargeräten und 
Kameras. Wenn der Fahrer 
die vorgeschlagenen Maß-
nahmen ignoriert, können 
Lenkung und Bremsanlage 
selbsttätig eingreifen.

Die Technik befindet sich in 
der Testphase und kann in 
fünf bis zehn Jahren Wirk-
lichkeit werden. 
 
Einen Film mit Fakten 
zum „Non-Hit Car and 
Truck“-Projekt gibt es auf 
YouTube: 
www.youtube.com/
watch?v=HVwmYUrfOP0
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„Non-Hit Car and Truck“ 
sieht auch „blinde Ecken“

Technik: Mehr Rundum-Sicht für Lkw-Fahrer

Besonders gefährdet sind ungeschützte Verkehrsteilnehmer wie  
Fußgänger und Radfahrer in städtischen Gebieten.

Bau: Nichts mehr vergessen

Eine vergessene Bagger-
schaufel, ein gestohlener 
Anhänger oder ein unauf-
findbarer Schutt-Container 
– der Schaden, der auf Bau-
stellen durch Schlamperei 
oder Diebstahl verursacht 
wird, summiert sich Jahr 
für Jahr auf mehrstellige 
Millionenbeträge. 
„Die Chancen, die das 
Internet der Dinge für den 
Bereich Bau- und Immobi-
lienwirtschaft bietet, sind 
enorm“, erklärt Klemens 
Häusler, Geschäftsführer 
bei GPS.at. „Gemeinsam 
mit unseren Partnern aus 
der Wissenschaft haben wir 
sehr einfach anwendbare 
Produkte im 
Bereich Funk-
sensorik 
entwickelt, 
welche via 
GPS-Ortung 
vom kleinsten 
Baugerät bis 
hinunter zur 
Mülltonne die Lo-
kalisierung rentabel 
machen.“

Mehr Infos auf www.gps.at

Funksensorik mit 
GPS-Ortung für  
Geräte am Bau
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 Was Sie noch nie wissen wollten

Verstoßen deutsche Bauregellisten 
gegen EU-Recht?

Vertragsverletzungsklage

Nach Ansicht der Kommis-
sion hat Deutschland gegen 
die Richtlinie 89/106 über 
Bauprodukte verstoßen, 
weil nach den deutschen 
„Bauregellisten“ Baupro-
dukte im Inland vielfach 
nur dann verwendet 
werden dürften, wenn sie 
zusätzlich zu der CE-Kenn-
zeichnung weitere natio-

nale Übereinstimmungs-
kennzeichen (Ü-Zeichen) 
aufwiesen. Hersteller aus 
anderen Mitgliedstaaten 
könnten Bauprodukte 
daher nur unter großen 
Schwierigkeiten auf dem 
deutschen Markt verkaufen 
(siehe auch Pressemit-
teilung der Kommission 
IP/12/648).

Bereits zum 6. Mal hat das 
Klimabündnis Europa die 
besten Klimaschutzpro-
jekte von Gemeinden und 
kommunalen Netzwerken 
in ganz Europa ausgezeich-
net. Insgesamt wurden 17 
Projekte in vier Kategorien 
aus neun Ländern vor den 
Vorhang geholt. 

Die Sieger waren Städte 
wie Budapest, Den Haag 
und Essen. Darunter die-
Preisträger aus Österreich: 
die Klimabündnis-Gemein-
den Baden, Klosterneuburg, 
Tulln (alle NÖ), Hartberg 
(Stmk.) und Krenglbach 
(OÖ), der grenzüberschrei-
tende Bodensee-Städte-
verband, das Waldviertler 
Kernland (NÖ) und die 
Klimabündnis-Pfarre 
Dechantskirchen (Stmk.). 
Die Siegerprojekte reichen 

von der „Dorfpfarre als 
Klima-Schrittmacher“ in 
Dechantskirchen über die 
„Energiegeladene Garten-
stadt“ bis zum „Klimamix“ 
in Krenglbach.
90 Climate Stars wurden 
bei den fünf bisherigen 
Auflagen bereits vergeben. 
Heuer kamen 17 weitere 

dazu. Eingereicht werden 
konnten laufende oder ab-
geschlossene Projekte – 
von Ernährung über 
Energie, Mobilität bis zur 
nachhaltigen Gemeinde-
entwicklung und BürgerIn-
nenbeteiligung. Bewertet 
wurden Nachhaltigkeit, 
Multiplikatoreffekt, Medi-
enwirksamkeit, Innovation 
und Einbindung der Bevöl-
kerung.
www.klimabuendnis.at/
climatestar

17 Projekte wurden ausgezeichnet
Climate Star: Preise für 2014 vergeben

Was ist eigentlich der Unter-
schied zwischen Fahne und 
Flagge?
Historisch ist der Unterschied 
relativ leicht zu definieren: 
Eine Fahne ist ein reich 
ausgestattetes, oft besticktes 
Einzelstück, das besondere Ver-
ehrung genießt. Eine Flagge 
ist ein einfacher gestaltetes 
Massenprodukt, das einzelne 
Stück kann durch ein gleich 
aussehendes Stoffstück ersetzt 
werden.

Wie und wo und in welcher 
Reihenfolge Flaggen beispiels-
weise vor einem Rathaus 
korrekt aufgezogen werden, 
dazu gibt es auf der Website 
des Landes Steiermark einen 
kleinen, aber sehr feinen Leit-
faden. Er ist unter
www.verwaltung.
steiermark.at/cms/ 
ziel/74837931/DE/ 
einfach zu finden.

Das Gruppenfoto aller Sieger des „Climate Star 2014“.
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* Quellen: www.flaggenkunde.de; 

Wikipedia

Vexillologie – ein 
1959 gebildetes 
Kunstwort für 
Flaggen- und 
Fahnenkunde 
– ist eine noch 
junge Wissen-
schaft. Tradi-
tionell wurde 
die Fahnen- und 
Flaggenkunde 
immer als Teil der 
Wappenkunde, 
der Heraldik, 
gesehen. Die Unterschiede 
zwischen beiden Arten von 
Symbolen führten allerdings 
dazu, dass sich die Flaggen-
kunde immer mehr von der 
Heraldik entfernt hat und 
eigene Wege geht. Sie bleibt 
jedoch der wesentlich älte-
ren Heraldik verbunden als 
historische Hilfswissenschaft 
und ist darüber hinaus eine 
spezielle Disziplin im Umfeld 
der Soziologie, Massenkom-
munikation, Politologie, 
Kunstgeschichte, Symbolik, 
Ästhetik und weiterer Kultur-
wissenschaften, denen sie 
als Hilfswissenschaft dient, 
so wie diese der Vexillologie 
Erkenntnisse liefern.
Gegenstand der Vexillolo-
gie sind zur öffentlichen 
Manifestation bestimmte, 
üblicherweise mit einem 
Fahnen- oder Flaggenstock 
verbundene textile Symbol-
träger, deren Farben und 
Muster nichtverbale, Sprach-
grenzen übergreifende Aussa-
gen, auch Emotionen, einer 
potentiell weltweiten Rezi-
pientenschaft übermitteln. 
Die Vexillologie hat zur Be-
schreibung ihrer Forschungs-
objekte eine internationale 
Terminologie entwickelt und 
bedient sich im übrigen der 
wissenschaftlichen Methodik 
vor allen der Geschichts- und 
Politikwissenschaft.
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Ein Feldzeichen des österrei-
chischen Bundesheeres ist 
eine Fahne – im Gegensatz 
zur rotweißroten Flagge vor 
dem Rathaus.

Jede Gemeinde braucht 
die Vexillologie
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Qualitätsschuhe für Feuerwehr,  
Rettungsdienst, Security, Jagd,  
Workwear und Freizeit 

HAIX® Schuhe  
Produktions- und Vertriebs GmbH 
Auhofstrasse 10, 84048 Mainburg,  
Germany, T. +49 (0) 87 51/86 25-0,  
info@haix.de

www.haix.com

 >    CE EN ISO 20345:2012 S3 HRO HI WR SRC

 >  KEVLAR® Durchtrittschutz

 >    Wasserdicht und atmungsaktiv  
durch GORE-TEX® Performance

 >  HAIX® Climate System

 >    Anatomische Unterstützung des  
Mittelfußes durch HAIX® AS System

AIRPOWER® XR21 
S3 - Winterstiefel mit  
Webpelzfutter
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In Istanbul wird derzeit eines 
der größten Infrastruktur-Pro-
jekte Europas realisiert. 
Agaoglu Maslak 1453 heißt 
das neue Stadtviertel, in dem 
Bürogebäude, Wohnungen, ein 
Hotel und ein modernes Urban 
Entertainment Center mit Shop-
ping Mall auf einer Fläche von 
325.000 m² entstehen. Doka 
liefert für die fünf höchsten 
Wolkenkratzer die Schalungs-
lösung.
Istanbul, die Touristen-Met-
ropole der Türkei, erhält ein 
neues modernes Stadtviertel, 
das Tradition und Kultur mit 
avantgardistischer, ökologisch 
nachhaltiger Bauweise vereint. 
Das Bauvorhaben umfasst 24 

Wohn- und Bürotürme, wovon 
der höchste 185 m messen wird. 
Maslak 1453 wird nach Fertig-
stellung rund 4800 Wohnungen 
und Büros sowie 500 Shops 
zählen.
In Fragen der Schalungskom-
petenz vertraut die bauausfüh-
rende Firma Akdeniz Construc-
tion Inc. auf die jahrzehntelange 
internationale Expertise von 
Doka. Die Schalungstechniker 
aus Amstetten liefern für die 
unterschiedliche Architektur der 
Bauwerke die entsprechenden 
Schalungssysteme. So kommt 
bei den fünf Highrise-Gebäu-
den, den höchsten Türmen des 
gesamten Areals, eine mono- 
lithische Bauweise zum Einsatz.

Tradition mit Nachhaltigkeit
Know-how aus Österreich: Doka schalt neues Stadtviertel
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Bürokratie ist ein 
Monster geworden

Wortmeldung

Für Wirtschaftskammerprä-
sident Christoph Leitl gibt es 
viele Fälle, die beweisen, dass 
die Bürokratie in Österreich 
„ein Monster geworden ist“. Da 
gebe es etwa einen kleinen stei-
rischer Betrieb, wo die externe 
Lohnverrechnung einen kleinen 
Fehler machte: Die Nachzah-
lung habe nur 153 Euro be-
tragen, die Strafe aber 11.000 
Euro. Es gebe eine „Bedrohung 
durch sich selbstständig ma-
chende Bürokratie mit einer 
Eigendynamik, die niemand 
mehr stoppen kann“, so Leitl 
Anfang Oktober im Klub der 
Wirtschaftspublizisten. Selbst 
bei der Gesundenuntersuchung 
müsse man inzwischen „einen 
Stapel Papier“ unterschreiben. 

Ende September wurde im 
belgischen Ghent die besten 
Beispiele innovativer Aus-
schreibungen aus ganz Europa 
ausgezeichnet. Der „Public Pro-
curement Innovation Award“ 
honoriert neue und kreative 
Lösungen – das österreichi-
sche Unternehmen Postserver 
schaffte es mit dem Konzept der 
dualen Zustellung in die Liste 
der Top-6-Unternehmen Euro-
pas. „Diese Auszeichnung gibt 
uns ordentlich Rückenwind,“ 
freut sich Postserver-Gründer 
und Geschäftsführer Alexander 
Mittag-Lenkheym. 

Mehr auf  
www.postserver.at

„Postserver“ unter 
Europas „Top 6“

Internationale Auszeichnung
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Hasberger_Seitz & Partner Rechtsanwälte GmbH
Gonzagagasse 4 · 1010 Wien · Austria · Telefon +43 1 533 0 533 · Telefax +43 1 533 0 533-33 

www.hsp-law.at · offi ce@hsp-law.at

Ihre kommunale 
Praxis im Recht
»  Spezialisiert auf Beratung zur rechtsrichtigen Erlassung von Flächenwidmungs- 

und Bebauungsplänen sowie von Bausperrenverordnungen
» Umfangreiche Erfahrung bei der Beratung von Gemeinden im Bereich des Bau- und Raumordnungsrechts
»  Rechtskonforme Erstellung von raumordnungsrechtlichen Verträgen mit 

Liegenschaftseigentümern im Zusammenhang mit Umwidmungen
»  Bringt zum Schutz für (ehrenamtliche) Gemeindevertreter Licht in die 

immer strenger werdenden strafrechtlichen Regelungen
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Vor einem Jahr haben schon 
die Zwischenergebnisse 
für Aufregung gesorgt. 
Nun sind die Endergeb-
nisse der umfangreichsten 
Büro-Luftmessungen da: 
Über 7000 Einzelmesswerte 
aus hunderten österreichi-
schen Büroräumlichkeiten, 
vom Einzelunternehmer bis 
zum Konzern, zeigen ein 
alarmierendes Bild. In über 
80 Prozent der teilnehmen-
den Büros ist zumindest ei-
ner der gemessenen Indika-
toren punktuell überschrit-
ten worden. Die Plattform 
MeineRaumluft.at warnt 
vor den negativen Auswir-
kungen auf Arbeitsleistung 
und Krankenstands- 
tage.
Das ist die Situation in 

Österreichs Büroräumen: 
In mehr als jedem fünften 
Büro liegt der durchschnitt-
liche CO2-Wert, der als 
Leitindikator für die Raum-
luftqualität herangezogen 
wird, über 1000 ppm (ppm 
= Parts per Million). In 
jedem 13. Büro liegt dieser 
Wert sogar über 1500 ppm. 
In der Heizperiode ver-
schärft sich dieses Bild noch 
weiter: Hier liegt jedes 
dritte Büro über 1000 ppm 
und mehr als jedes zehnte 
über 1500 ppm! Und das 
sind nur die Durchschnitts-
werte – Einzelmessungen 
zeigten in so manchen 
Büros gar Werte über 2500 
ppm an.
Mehr Infos auf 
www.meineraumluft.at

Schlechtes Raumklima  
belastet Mitarbeitergesundheit  
und Arbeitsleistung

Raumluft: Ergebnisse von Luftmessung alarmierend

Mit tiefer Betroffenheit teilte 
die Firma Komptech Anfang 
Oktober mit, dass Firmen-
gründer und Vorsitzender 
der Geschäftsführung Ing. 
Josef Heissenberger am 
28. September 2014 im 60. 
Lebensjahr seinen schweren 
Verletzungen, die er aufgrund 
eines tragischen Unfalls erlit-
ten hatte, erlegen ist.

In der Branche galt Josef 
Heissenberger als uner-
müdlicher Innovator und 
personifizierter Pioniergeist. 
Mit seiner Leidenschaft für 
Technik und Innovationen 
im Dienst der Nachhaltigkeit 
prägte er nicht nur Komp-
tech, sondern die gesamte 
Umwelttechnikbranche und 
hat dafür gesorgt, dass die 
Welt jeden Tag ein Stückchen 
grüner wird.

Innerhalb von knapp 20 
Jahren baute Josef Heissen-
berger das Unternehmen 
Komptech zu einem Global 
Player und Weltmarktführer 
in seinen Geschäftsberei-

chen aus. Die Funktion des 
CEO wird der technische 
Geschäftsführer Dr. Heinz 
Leitner übernehmen.

Josef Heissenberger, 1955 – 2014

   NACHRUF
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werden“, so Sandra Windbichler 
von Raiffeisen-Leasing.

Vorzeigemodell Altes 
Gericht in Thaur

Erst vor kurzem konnte wieder 
ein erfolgreiches EEBS-Projekt 
abgeschlossen werden. Dabei 
wurde der in die Jahre gekom-
mene Veranstaltungssaal im 
denkmalgeschützten „Alten 
Gericht“ in der Gemeinde Thaur 
in Tirol saniert. Das gesamte 
Projekt umfasste Finanzierung, 
Energiecontrolling, Fixkosten- 
und Energieverbrauchsgarantie. 
In wenigen Monaten konnte 
dank der professionellen Zu-
sammenarbeit zwischen Raif-

feisen-Leasing, Raiffeisen-Lan-
desbank Tirol, Gemeinde Thaur 
und WRS Energie- und Bau-
management ein zukunftswei-
sendes Projekt mit Gesamtbau-
kosten von rund drei Millionen 
Euro umgesetzt werden.
Der Veranstaltungssaal mit 
Galerie erfüllt alle technischen 
und akustischen Anforderungen 
für Konzerte und Theater-
aufführungen und fügt sich 
ideal in die bestehenden, teils 
denkmalgeschützten Strukturen 
ein. Ebenfalls in neuem Glanz 
erstrahlen der Volksschul-Pau-
senraum, die Sanitärräume und 
eine neue Cateringküche. „Dass 
mit der Bauausführung in mög-
lichst allen Bereichen heimische 
Unternehmer betraut wurden, 
stärkt zudem nachhaltig die re-
gionale Wirtschaft und sorgt für 
Arbeitsplätze und Wohlstand“, 
ergänzt Windbichler.

Raiffeisen-Leasing: Kommunale Gesamtlösungen aus einer Hand

Energieeffizientes Bauen  
und Sanieren

Trotz knapper finanzieller Mittel 
müssen Gemeinden ihre öffent-
lichen Gebäude regelmäßig 
sanieren, an veränderte Nut-
zungsbedingungen anpassen, 
auf ihre Energieeffizienz prüfen 
oder sie überhaupt neu errich-
ten. Um die Finanzierung zu 
erleichtern und die Umsetzung 
wichtiger Projekte zu beschleu-
nigen, bietet Raiffeisen-Leasing 
Gemeinden attraktive Finanzie-
rungsalternativen in Form von 
Gesamtlösungen aus einer Hand 
an. Eine dieser Lösungen heißt 
„Energieeffizientes Bauen und 
Sanieren“, kurz EEBS.
Gemeinden profitieren dabei vor 
allem von einer Optimierung 
der Investitions- und Energie-
kosten durch eine bedarfsge-
rechte Finanzierung und einen 
garantierten Energiebedarf. „Mit 
EEBS können typische Anforde-
rungen wie garantierte Baukos-
ten, Betriebskostenlimitierung, 
optimale Finanzierungsstruktur 
sowie die bevorzugte Einbin-
dung von regionalen Gewerbe- 
betrieben gleichzeitig erfüllt 

Mag. (FH) Sandra Windbichler
Raiffeisen-Leasing
Mooslackengasse 12, 1190 Wien
Tel.: +43 1 71601-8068
E-Mail: sandra.windbichler@rl.co.at
raiffeisen-leasing.at

INFORMATION
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Der Spielraum von Gemeinden zur Finanzierung dringend erforder-

licher Investitionen wird immer geringer. Raiffeisen-Leasing bietet 

dafür kostenoptimierte Gesamtlösungen, welche die lokale Wirtschaft 

einbinden und damit zur regionalen Wertschöpfung beitragen.

Außenansicht des neuen „Alten 
Gerichts“: Der Veranstaltungssaal 
auf dem neuesten Stand der Tech-
nik fügt sich bestens in die denk-
malgeschützten Strukturen ein.Fo
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„Leere Taschen, 
  volle Kassen“ – 

modern und ästhetisch, 
investieren und fi nanzieren

16. – 17. März 2015
Rathaus Wien

www.kommunalwirtschaftsforum.net
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Internationale Erfahrung 
in der Bereitstellung von 
temporären Unterkünften 
aus Wohncontainern hat 
das österreichische Unter-
nehmen CONTAINEX. Ins-
besondere in Mitteleuropa 
hat CONTAINEX im letzten 
Jahr bereits zahlreiche 
Asylwerberunterkünfte aus 
Containermodulen errich-
tet. Die Modulbauweise er-
möglicht vielfältige Gestal-
tungsmöglichkeiten. Dank 
ihrer Flexibilität können die 
Wohnstätten in beliebigen 
Größen und Ausstattungen 

an jedem x-beliebigen Ort 
mit Strom-, Wasser- und 
Kanalanschluss aufgestellt 
werden. Das modulare Sys-
tem berücksichtigt ebenso 
die bautechnischen Anfor-
derungen, wie beispiels-
weise OIB-Wärmeschutz, 
Brandschutz, u. v. m.. 
Durch diese hochwertigen 
Ausstattungen können die 
Betriebskosten auf  ein Mi-
nimum reduziert werden.
Die Raummodule können 
gekauft, geleast oder ge-
mietet werden und sind 
schnell lieferbar.

Fehlende Unterbringungsmöglichkeiten für Asylwerber:

Österreich setzt auf Gebäude aus Wohncontainern!

Das Asylwerberheim in Hall/
Tirol besteht aus flexiblen 
Raummodulen (Bild oben). 
Die Asylwerber haben ihr neues 
Heim bereits bezogen und sind 
zufrieden (Bild rechts). 

INFORMATION

E-Mail: ctx@containex.com 
Tel.: 02236/601-1800
www.containex.comE
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In den österreichischen Medien ist das politisch 
und auch gesellschaftlich brisante Thema der 
fehlenden Unterbringungsmöglichkeiten von Asyl-
werbern zum „Dauerbrenner“ geworden. In Öster-
reich sind zukünftig die Gemeinden gefordert, 
Asylwerber-Unterkünfte bereitzustellen.

Die Austrian Power Grid AG 
betreibt und managt das 
überregionale heimische 
Stromnetz, das die Netze 
aller regionalen Energieun-
ternehmen mit Strom ver-
sorgt. Das APG-Netz besteht 
aus rund 6800 Kilometern 
Stromleitungen und über 
60 Umspannwerken und 
Schaltanlagen. 450 Spezi-
alistinnen und Spezialisten 
sind dafür verantwortlich, 
diese Anlagen sicher und 
störungsfrei zu betreiben, 
laufend zu warten und 
bei Ausfällen rasch wieder 
instandzusetzen. Da ist 
Teamwork gefragt.

Rund um die Uhr 
bereit

Ohne Strom funktioniert 
heutzutage nichts mehr. 
Wenn trotz aller Sorgfalt 
Störungen auftreten, dann 
sind die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der APG 
zur Stelle. Zum Beispiel 
Netzingenieurin Sabrina 
Kronabitter: „Ich bin im 
Umspannwerk Wien-Südost 
stationiert. Mit meinen Kol-
legen sorge ich dafür, dass 
die Technik in einem der 
wichtigsten Netzknoten-
punkte Österreichs klaglos 
funktioniert. Ich werde 

oft danach gefragt, ob es 
für mich als Frau in einer 
Männerdomäne besonders 
schwierig ist, zurechtzu-
kommen. Ein ganz klares 
Nein von mir. Mit Leiden-
schaft für die Technik und 
dem entsprechenden  
persönlichen Einsatz  
kann man in der APG alles 
erreichen – als Frau übri-
gens auch!“

Austrian Power Grid – Spezialisten rund um die Uhr im Einsatz

Höchstleistung für Österreichs Stromversorgung

Frau in der Technik: Sabrina 
Kronabitter ist erfolgreich 

in einer Männerdomäne.

INFORMATION

www.apg.at 
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Die Austrian Power Grid AG (APG) betreibt das 
überregionale heimische Stromnetz. 450 Spezia-
listinnen und Spezialisten sind rund um die Uhr 
für die Versorgungssicherheit im Einsatz.

WIRTSCHAFTSINFO  39KOMMUNAL 11 | 2014  39



alle Verwaltungsbereiche einer 
Kommune.
Neben der intuitiven Bedienung 
und der raschen, problemlosen 
Übernahme aller Daten von 
früheren Systemen kommen 
anwendende Gemeinden, Städte 
und Gemeindeverbände mit k5 
vor allem in den Genuss einer 
wesentlichen Verwaltungsmo-
dernisierung: Applikationen und 
Programme wie Dokumenten-

management und Workflow- 
Lösungen, Online-Formulare, 
Erledigungsvorlagen, Amtssi-
gnatur, duale Zustellung und 
vieles mehr harmonieren perfekt 
mit dem neuen Rechnungswe-
sen und Steuern & Abgaben. 
E-Government ist für k5 also 
weit mehr als nur ein modernes 
Schlagwort. 
Per Mausklick auf einfache Art 
und Weise Vorschreibungen 

Fast 1100 Gemeinden haben sich für k5 Finanzmanagement entschieden

k5: Tiefe Integration in alle 
Verwaltungsbereiche

Voranschlag, Rechnungsab-
schluss, Gebührenvorschreibun-
gen und eine Vielzahl neuer, 
mittlerweile unverzichtbarer 
Funktionen wurden mit k5 in 
der Praxis erprobt.
Die Zufriedenheit der Kunden ist 
nicht nur Resultat eines ausge-
zeichneten, zukunftsweisenden 
technischen Konzepts, sondern 
beruht insbesondere auf der 
tiefen Integration von k5 in 

Seit mittlerweile 18 Monaten ist k5 in den österreichischen Gemeinden und Städten erfolgreich im 

täglichen Einsatz. Bis heute haben sich exakt 1073 Gemeinden, Städte und Gemeindeverbände für k5 

Finanzmanagement entschieden. Mehr als 300 davon arbeiten im Echtbetrieb und absolvierten mit 

k5 bereits einen vollständigen Jahreszyklus. 

Die neue VRV wird unter 
dem Titel „Dreikompo-
nentensystem“ umfassend 
diskutiert. Wer sich für k5 
entschieden hat, hat sich 
bereits jetzt die Basis für die 
„VRV neu“ gesichert.
„k5 Kommunale Doppik“ 
wurde aus gutem Grund 
auf Basis des bestehen-
den Rechnungswesens 
entwickelt, denn damit ist 
sichergestellt, dass eine 
Umstellung des Buchfüh-
rungssystems den geringst-
möglichen Anpassungs- und 
Lernaufwand in den Ge-
meindeämtern verursacht. 
„k5 Kommunale Doppik“ 
umfasst alle Vorteile des 
bisherigen kameralen 
Haushaltswesens und wird 
diese um leistungsfähige 
Aussagen und Steuerungs-

möglichkeiten des doppi-
schen Rechnungswesens 
ergänzen.
Die Experten der k5-Gruppe 
stehen dem Gesetzgeber, 

den Aufsichtsbehörden, 
Gemeinde- und Städtebund 
sowie allen Gemeinden 
für die Beratung und 
Begleitung des Konzepter-

stellungs- und Umstellungs-
prozesses seit Langem zur 
Verfügung.

Mit k5 bestens für „VRV neu“ gewappnet

VERWALTUNG
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     für mehr als 1.500 
Gemeinden.

9Länder,1Lösung
5Partner,

311             Gemeinden arbeiten bereits 
erfolgreich mit k5 Finanzmanagement

... und täglich kommen neue hinzu!

Niederndorf Oberdorf 11 Niederndorf Oberdorf

Jeder der oben angeführten Partner hat uneingeschränkt Zugriff auf das gemeinsam entwickelte k5-Produkt und ist in der Vermarktung des Produktes in jeder Hinsicht frei.

Gemdat Niederösterreich Gemdat Oberösterreich Kufgem-EDV Gemeindeinformatik PSC Public Software & Consulting
www.gemdatnoe.at www.gemdat.at www.kufgem.at  www.gemeindeinformatik.at www.psc.at

Die fünf Entwicklungspartner:

www.k-5.at

     Gemeinden haben sich bis heute 
für k5 Finanzmanagement entschieden.

1.073

Stand 15.10.2014

DIE NEUE GENERATION IM KOMMUNALMANAGEMENT

 k5 Finanzmanagement (Kameralistik, kommunale Doppik)

 k5 E-Gov – Elektronische Verwaltung (Easy Documents, V-Doc)

 k5 Lohn

  k5 Verfahren
  k5 Wirtschaftshof
  k5 Gästemeldewesen

erstellen und dual zustellen, 
durch kurze Bearbeitungsvor-
gänge Zeit sparen, mit Leich-
tigkeit einen Überblick über 
die Zahlen und Daten der Ge-
meinde gewinnen, eigene Daten 
mit externen Anwendungen wie 
FinanzOnline und den Registern 
Firmenbuch, ZMR, LMR, AGWR 
II, Grundbuch usw. verbinden: 
all dies und vieles mehr  bieten 
die zahlreichen k5-Module.

k5: für alle Gemeindegrößen!
Nicht nur im Zuge der Gemein-
destrukturreform in der Stei-
ermark hat k5 überzeugt, auch 
zahlreiche Städte Österreichs 
haben bereits auf k5 umgestellt 
bzw. tun dies in Kürze. 
Gegenwärtig haben sich  
beispielsweise 13 von 22 Be-
zirkshauptstädten und Statutar-
städten in Niederösterreich  

für den Einsatz von k5  
entschieden. 

Und was bringt die Zukunft?
Das Thema „VRV neu“ wird 
nach wie vor intensiv disku-
tiert – k5 bietet eine integ-
rierte Ergebnis-, Finanz- und 
Vermögensrechnung. Darauf 
wurde bei der Konzeption und 
Entwicklung speziell  geachtet. 
Daher sind Gemeinden mit k5 
auch hier auf der sicheren Seite! 

 k5: 100% Made in Austria
Österreichs Experten für Öster-
reichs Kommunen: mehr als 30 
Fachleute aus den Bereichen 
Wissenschaft, Softwareentwick-
lung und Verwaltungsmanage-
ment arbeiten seit mehreren Jah-
ren an der Entwicklung von k5. 
Ein k5-Entwicklungspartner ist 
immer in Ihrer Nähe: Gemdat 
NÖ, Gemdat OÖ, Kufgem-EDV, 
Gemeindeinformatik, PSC Pub-
lic Software & Consulting. ■

Das Thema „VRV 
neu“ wird nach 
wie vor intensiv 
diskutiert – k5 
bietet eine in-
tegrierte Ergeb-
nis-, Finanz- und 
Vermögensrech-
nung. 
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tenzial für einzelne Haushalte 
berechnet werden. Entgegen 
herkömmlichen terrestrischen 
Vermessungstechnologien bietet 
die luftgestützte Erfassungs-
technik mittels Hubschrauber 
enorme Vorteile in Hinsicht auf 
Kosten und Effizienz bei der 
Vermessung von Korridoren wie 
Freileitungen, Bahnstrecken, 
Straßen, Pipelines und Flächen 
mit Infrastrukturobjekten. 
Nun testet das Unternehmen 
eine Laserscanner-Lösung vom 
Boden aus, die den Bedürfnis-
sen der Kunden entsprechend 
angepasst und erweitert werden 
kann. Das Höhlenprojekt dient 
dabei als Pilotprojekt. „Mit der 
jetzt getesteten Laser-Scan-
ning-Methode sind hochpräzise 
Messungen möglich“, erklärt 
Wolfgang Sched, Geschäfts-
führer der Geoservice. Neue 
Einsatzgebiete sind etwa Um-
spannwerke, die bis jetzt noch 
terrestrisch vermessen werden. 
„Mit dem Laserscanner kann ein 
komplettes 3D-Abbild der An-
lage millimetergenau dargestellt 
und die Kurzschlussbelastungen, 

die auftreten können, im Detail 
berechnet werden“, so Sched.
Mittlerweile ist Energie Bur-
genland Geoservice über Ös-
terreichs Grenzen hinaus tätig, 
große Kosteneinsparungen 
gegenüber konventionellen Me-
thoden und die hohe Präzision 
überzeugen. 
„Unsere Vermessungstechno-
logie, das 3D Airborne Laser 
Scanning, bringt in vielen Wirt-
schaftsbereichen eine Erhöhung 
der Effizienz und Sicherheit“,  
erläutert Sched.  
Darauf verlassen sich Kunden 
wie die ÖBB, die Deutsche Bahn, 
die ASFINAG, das Österreichi-
sche Bundesheer, Schloss Schön-
brunn oder Österreichs Energie-
versorgungsunternehmen.

Energie Burgenland Geoservice  

Neue digitale 
Vermessungslösungen

Per 3D-Laser-Scanning vom Bo-
den aus wurden von Geoservice 
nun Teile der Höhlenstruktur 
erfasst und digital aufbereitet. 
Auf dieser Grundlage möchte 
das Forscherteam rund um den 
Grazer Prähistoriker Dr. Hein-
rich Kusch und seine Frau Ingrid 
von der Universität Graz die 
Erforschung des unterirdischen 
Tunnelnetzes vorantreiben. 
„Das Ausmaß der teilweise sehr 
präzise gearbeiteten Anlagen 
überrascht. Was uns interessiert, 
ist die archäologische Erfor-
schung der doch ungewöhnlich 
gleichmäßigen Arbeitsspuren 
an den Wänden, die nur mit 
3D-Raumscannern und ent-
sprechenden Auswertungspro-
grammen zum Erfolg führt.“ 
Dafür liefert Energie Burgenland 
Geoservice präzise Vermessungs-
daten der Oberflächenstruktur, 
die den Forschern Auskunft über 
das Entstehen der Tunnelanla-
gen geben sollen. 

Aus der Luft und  
vom Boden

Mit 3D Airborne Laser Scanning 
(ALS) Vermessungslösungen 
auf höchstem technischen 
Niveau hat sich Geoservice 
österreichweit und in den 
benachbarten EU-Ländern 
bereits einen Namen gemacht. 
Dabei konzentriert sich der 
High-Tech-Dienstleister auf 
ALS-Befliegungen mittels Heli-
kopter. So können etwa Freilei-
tungen effizient überwacht und 
somit Stromausfälle minimiert 
werden oder kann das Solarpo-

Energie Burgenland Geoservice GmbH
Kasernenstraße 10, A-7000 Eisenstadt 
Tel.: + 43 (0) 5/7770- 1899
geoservice@energieburgenland.at
www.geoservice.at

INFORMATION
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In weiten Teilen der Oststeiermark erstreckt sich ein einzigartiges Tunnelnetz über mehrere 

Kilometer. Keiner weiß, wer sie wann und wofür und vor allem mit welchen Arbeitsmitteln 

geschaffen hat. Zur Klärung soll jetzt die auf digitale Vermessungslösungen spezialisierte Energie 

Burgenland-Tochter Geoservice in Zusammenarbeit mit der Firma GEOs3D aus Telfs beitragen.

Geoservice-
Team und 

Archäologen: 
(v. li.) Höhlen-
forscher Prof. 

Heinrich Kusch 
mit Wolfgang 

Sched, Andreas 
Wurm und Mike 

Davies von der 
Partnerfirma 

GEOs3D sowie 
Geoservice-Mit-

arbeiter Paulo 
Jorge Mendes 

Cerveira.
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Mit Unterzeichnung des 
Kyoto-Protokolls hat sich 
Österreich verpflichtet, 
seine Treibhausemissionen 
zu senken. Bislang wurden 
die Ziele jedoch klar ver-
fehlt. Österreich musste 
deshalb Emissions-Zertifi-
kate in Höhe mehrerer Mil-
lionen Euro kaufen. Schät-
zungen für 2013 gehen nun 
sogar von einer Steigerung 
der CO2-Emissionen in Ös-
terreich aus. Hauptursache 
dürfte der Straßenverkehr 
sein. Das Erreichen der 
Kyoto-Vorgaben für 2020 
ist noch machbar, es sind 
jedoch zusätzliche Maßnah-
men erforderlich. Wälder 
spielen im Kyoto-Protokoll 
wegen der Aufnahme von 
CO2 aus der Atmosphäre 
eine wichtige Rolle. Aktuell 
sind im österreichischen 
Wald etwa 800 Mio. Tonnen 

CO2 gespeichert. Jährlich 
werden es rund 2,5 Mio. 
Tonnen mehr, da nach den 
Prinzipien nachhaltiger 
Waldbewirtschaftung we-
niger Holz geerntet wird, 
als zuwächst. Durch die 
Entnahme von Holz vor 
dem natürlichen Absterben 
eines Baumes und die Wei-
terverarbeitung in langle-
bige Produkte bleibt das 
CO2 im Holz gespeichert. 
Ein Einfamilienhaus aus 

Holz speichert 60 Tonnen 
CO2. Würde man den 
gesamten Hochbau eines 
Jahres in Österreich in Holz 
realisieren, würde man 
die CO2-Emissionen von 
mehr als der Hälfte aller 
Pkw pro Jahr annullieren. 
Zudem ersetzt Holz ener-
gieintensive Materialien, 
wodurch der CO2-Ausstoß, 
der bei der Gewinnung, 
Herstellung und dem 
Transport von Stahl, Alu-

minium, Ziegel oder Beton 
anfiele, eingespart wird. 
Ab sofort soll auch dieser 
Holz(produkte)speicher in 
die Kyoto-Bilanzierung mit 
einbezogen werden. Mehr 
Holzverwendung kann die 
große Chance sein, den Kli-
mawandel aufzuhalten und 
zudem die Kyoto-Auflagen 
zu erfüllen.

Gebäude aus Holz halten CO2 sicher unter Verschluss

Mit Holz gegen den Klimawandel bauen
Gemeindezentrum Ludesch: 
Dieser Bau verursacht weniger 
als die Hälfte an Treibhausgasen
als ein vergleichbares Gebäude 
aus herkömmlichen Materialien.

INFORMATION

proHolz Austria 
Mag. Amely Brouwers
Tel.: +43 1 712 04 74, 
E-Mail: brouwers@proholz.at 
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3D Airborne
Laser Scanning

Punkt. Genau. Geoservice.

3D Airborne Laser Scanning Vermessungslösungen auf
höchstem technischen Niveau. Die Wirklichkeit kann als
exaktes, vollständiges 3D-Modell abgebildet werden.

Spezielle Angebote für Gemeinden und Städte
• Stadtmodelle
• Visualisierungen
• Friedhofskataster
• Archäologie
• Höhenschnittlinien

• Volumsermittlung von Steinbrüchen
 und Schottergruben
• Berechnung des Solarpotenzials
• Berechnung von Überschwemmungsgebieten
• Berechnung für Lärmschutzmaßnahmen

www.energieburgenland.at/geoservice

EBG_3DAirborneLaserScanning_210x139_3.indd   1 25.09.14   15:35
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THEMENANGABE

Regionale Erzeugung und mehr Effizienz

Weiter voller Energie
Die Ukraine-Krise sorgt EU-weit für große Verunsicherung. Auch im Ener-

giesektor. Österreich ist zwar Vorreiter der erneuerbaren Energien, doch 

nach wie vor stark abhängig von fossilen Energieimporten. Was bedeutet 

dies für Österreichs Gemeinden und wie können sie ihre Energieversorgung 

zukunftsfit machen?

ENERGIEKOMMUNAL 11 | 201444
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Ohne Energie gäbe es keine 
Bewegung, keine Wärme, 
keine Kommunikation, keine 
Produktion. Kurz: Energie ist 
das, was uns am Leben hält. Die 
Energieversorgung sicherzu-
stellen ist damit eine wahrhaft 
existenzielle Aufgabe. Schließ-
lich gilt es den Lebensstandard 
und Wirtschaftstandort hoch-
zuhalten, im Gegenzug jedoch 
auf Umweltfreundlichkeit zu 
achten. Ein Blick in den „Ener-
giestatus Österreich 2014“ zeigt: 
Österreich ist im EU-Vergleich 
in Sachen Energie Vorreiter und 
Nachzügler zugleich. Zuerst die 
guten Nachrichten:

Vorreiter im EU-Vergleich

Die Erzeugung von erneuerba-
ren Energien steigt in Österreich 
seit zehn Jahren beständig. 
Wasserkraft und sonstige erneu-
erbaren Energieträger decken 
75 Prozent der gesamten inlän-
dischen Energieproduktion. Die 
restliche inländische Energieer-
zeugung verteilt sich auf Öl, Gas 
und brennbare Abfälle.

Die Braunkohleproduktion ist 
in Österreich seit 2005 generell 
eingestellt. Atomstrom ebenso.
Somit ist Österreich in absoluten 
Zahlen der siebentgrößte Pro-
duzent erneuerbarer Energien 
unten den EU-27-Mitgliedslän-
dern. Gemessen an der Lan-
desfläche hält Österreich sogar 
den zweiten Platz nach Malta. 
Dies hat offensichtliche Vorteile: 
Erneuerbare Energieerzeugung 
schont Österreichs Umwelt und 
CO2-Bilanz und schafft auch 
immer mehr Arbeitsplätze. Das 
große Manko: Die inländische 
Energieerzeugung deckt nicht 
annähernd den österreichischen 
Energiebedarf. 

Erzeugung deckt               
Bedarf nicht

Laut Statistik Austria stieg der 
Energetische Endverbrauch 
(EEV) im Jahr 2013 gegenüber 
dem Vorjahr um annähernd 
zwei Prozent. Der größte Treiber 
ist der Sektor Verkehr. So vor-
bildlich der Einsatz von erneu-
erbaren Energien ist Österreich 
ist, täuscht dies doch darüber 
hinweg, dass über zwei Drittel 

des Bruttoinlandsverbrauchs auf 
fossilen Energieträgern beruht: 
Öl (35,6 Prozent), Gas (21,8 
Prozent) und Kohle (9,7 Pro-
zent). Die sonstigen errneuerba-
ren Energien mit einem Anteil 
von 19,1 Prozent und Wasser-
kraft mit 11,1 Prozent kommen 
an diese Dominanz nicht heran. 
(siehe Grafik Seite 50/51).

Milliardendefizit

Nur 38 Prozent des heimischen 
Bruttoinlandsverbrauchs an 
Energie können durch die 
inländische Energieerzeugung 
abgedeckt werden. Im Umkehr-
schluss bedeutet dies, dass jetzt 
und in näherer Zukunft erneu-
erbare Energiequellen nicht 
ausreichen werden, um den 
heimischen Bedarf abzudecken. 
Österreich importiert somit 
fossile Energie. Die Auslandsab-
hängigkeit von Energieimporten 
liegt somit deutlich über dem 
EU-Schnitt. 
14,75 Milliarden Euro gab 
Österreich 2013 für Energieim-
porte aus. Zieht man hiervon die 
Gewinne aus den Energieexpor-
ten ab, hat Österreich ein Au-

Katharina Lehner
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ßenhandelsdefizit von über elf 
Milliarden Euro im Bereich der 
Energie. Öl ist mit einem Anteil 
von 43 Prozent, gefolgt von Gas 
mit 37 Prozent der wichtigste 
Energieimport Österreichs. 
Kohleimporte schlagen mit zehn 
Prozent der Gesamtimporte zu 
Buche. 
Wie aus der Infografik auf Seite 
50/51 ersichtlich ist, importiert 
Österreich hauptsächlich aus 
politisch instabilen und nicht de-
mokratischen Ländern. Die Ab-
hängigkeit von Russland besteht 
sowohl beim Gas- als auch beim 
Erdölimport. Die Gaslieferungen 
sind durch privatwirtschaftliche 
Verträge zwischen Österreich 
und Russland langfristig abge-
deckt und die Gasspeicher für 
den kommenden Winter gut ge-
füllt. Die Angst, dass Russlands 
Präsident Putin im Gegenzug für 
Österreichs Unterstützung der 
Ukraine den „Gashahn zudreht“, 
ist dennoch verbreitet.  „Als Brü-
ckenenergieträger zur Öko- 
energie wird Gas vor allem in 
der Industrie weiter benötigt“, 
hält Bundesminister Reinhold 
Mitterlehner im KOMMU-
NAL-Interview fest. Die Lösung 

aus dem Dilemma: Langfristig 
weniger Energieverbauch und 
mehr erneuerbare Energien. 

Langfristig effizient und 
erneuerbar 

Österreich wurde durch die 
EU-Richtlinie zur Förderung der 
Nutzung von Energie aus er-
neuerbaren Quellen (2009/28/
EG) verpflichtet, den Anteil von 
erneuerbaren Energien zu erhö-
hen. Von 23,3 Prozent (Stand 
2005) auf 34 Prozent bis 2020. 
Um diese Ziele zu erreichen, 
soll bis 2020 der Endenergiever-
brauch um 13 Prozent sinken 
und das Volumen an erneuer-
baren Energien um 18 Prozent 
steigen. Festgehalten wurden 
diese Ziele im Ökostromgesetz 
(ÖSG) 2012. Festgelegt wurde 
außerdem, in welcher Höhe die 
Ökostromtechnologien Wasser-
kraft, Windkraft, Biomasse und 
Photovoltaik bis 2020 ausgebaut 
werden müssen. Das jährliche 
Unterstützungsvolumen für die 
Ökostromförderung wurde auf 
50 Millionen Euro angehoben.
Ein weiterer wichtiger Punkt in 
Österreichs Energiestrategie ist 

das Energieeffizienzgesetz, das 
am 9. Juli 2014 mit Verfassungs-
mehrheit vom Nationalrat be-
schlossen wurde. Dahinter steht 
einmal mehr eine Richtlinie der 
EU (2012/27/EU). Diese legt 
fest, dass die Energieeffizienz 
bis 2020 um 20 Prozent erhöht 
werden muss.  Mehr Energieeffi-
zienz soll die Konjunktur ankur-
beln. Ein Beispiel ist der „Sanie-
rungscheck“ für die thermische 
Sanierung von Gebäuden. Die-
ser soll nach Informationen des 
Wirtschaftsministeriums auch 
2015 wieder aufgelegt werden, 
jedoch ist die genaue Dotation 
noch offen. 
Studien belegen, dass Öster-
reich Potenzial für den Ausbau 
erneuerbaren Energien hat. 
Windenergie und Photovoltaik 
sind, obwohl ihr Anteil am 
Gesamtkuchen noch gering ist, 
in den letzten Jahren rasant 
gewachsen. Ebenso Umwelt- 
energien wie Wärmepumpen, 
Solarwärme und Geothermie. 
Bei der Wasserkraft, die bereits 
zu 66 Prozent die heimische 
Stromerzeugung abdeckt, sind 
70 Prozent des Potenzials aus-
gebaut. Hier liegt die Zukunft in 
Kleinwasserkraftanlagen (laut 
Ökostromgesetz Anlagen mit 
unter zehn MW Engpassleis-
tung). Im Energiebereich gilt 
somit: Gemeinden können viel 
bewirken!

Kleine bewirken Großes

Österreichs Gemeinden sind be-
reits engagiert dabei, ihre Ener-
gieeffizienz und die Nutzung 
von erneuerbaren Energien zu 
steigern. Einige verfolgen gar 
das Ziel, energieautark zu wer-
den. Dies bedeutet keinesfalls 
eine Abkapselung von der Au-
ßenwelt, sondern im Gegenteil 
die Nutzung lokaler Ressourcen 
der Region, um von fossilen 
Energieimporten unabhängig zu 
werden. 

Österreich ist stolz auf seine Wasserkraftwerke, hier 
der Maltastausee in Kärnten. Der Anteil der Wasser-
kraft am gesamten Energieverbrauch liegt jedoch bei 
11,8 Prozent.
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Gemessen an der Landesfläche ist Österreich im EU-Vergleich 
der zweitgrößte Produzent erneuerbarer Energien. Die 

Abhängigkeit von fossilen Energieimporten bleibt jedoch groß. 

ENERGIE
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  	          KOLUMNE: PITTERS KOMMUNALTREND

Energie – ein Thema, das 
alles und alle bewegt. 
Doch der an sich vor Kraft 
strotzende Begriff ist kei-
neswegs immer nur positiv 
besetzt. Rohstoffkriege, 
Energieverschwendung, 
Ressourcenknappheit und 
insbesondere die drama-
tischen Auswir-
kungen des Kli-
mawandels sind 
in aller Munde. 
Und doch konnte 
man sich auch 
beim diesjährigen 
UNO-Klimagipfel 
nicht auf konkrete 
gemeinsame 
Ziele einigen. 
Dagegen zeigt ein 
alarmierender 
WWF-Bericht über 
die Halbierung (!) 
der Artenvielfalt 
in den letzten vier 

Jahrzehnten, wie wichtig 
es ist, ernsthaft über die 
Zukunft unserer Erde zu 
diskutieren. Denn die fos-
silen Brennstoffe werden 
nicht ewig reichen und 
was dann? Wie steht es 
wirklich um erneuerbare 
Alternativen? Sollen Pho-

tovoltaik-Anlagen 
stärker gefördert 
werden? Wo 
dürfen Wind-
krafträder gebaut 
werden? Welche 
Gewässer kann 
man zur Ener-
giegewinnung 
nutzen? Auf wel-
cher Ebene liegen 
hierfür die Ent-
scheidungs- bzw. 
Durchführungs-
kompetenzen? 
Dies und einiges 
mehr beschäftigt 

seit geraumer Zeit die 
internationalen Bezie-
hungen, die nationalen 
Institutionen sowie die 
kommunalen Vertreter. 
In Wien etwa werden 
derzeit modellhaft Bür-
gerkraftwerke errichtet. 
Jede/Jeder kann sich 
somit an der Ökostrom-
produktion beteiligen. 
Aber auch in allen 
anderen Bundesländern 
findet man vergleichbare 
regionale Erfolgsge-
schichten. Der zentrale 
Bestandteil in diesem lang-
fristigen Prozess scheint die 
Bewusstseinsbildung für 
nachhaltige Energieformen 
und Energiesparen zu 
sein. Eine aktuelle Pitters℗ 
KOMMUNALTREND-Studie 
zeigt, dass insbesondere 
auch die Gemeinden gerne 
mit konkretem Rat zur 

Seite stehen und etwa bei 
Förderungsberatung eine 
Vorbildrolle einnehmen. Es 
gilt sich Gedanken zu ma-
chen, wie man nachhaltig 
Umwelt und Ressourcen 
schonen kann und damit 
die vorhandenen Energie-
quellen kreativ und effizi-
ent nutzt.

Energie, eine (un-)endliche Geschichte

Dr. Harald Pitters 

ist Trendexperte 

und Kommunikati-

onsforscher

E-Mail: office@

pitters.at

www.pitters.at

Der zentrale Bestandteil 
in diesem langfristigen 
Prozess scheint die 
Bewusstseinsbildung für 
nachhaltige Energieformen 
und Energiesparen zu sein.

Thema zu engagieren,“ so Köt-
schach-Mauthens Bürgermeister 
Walter Hartlieb. Im Rahmen der 
Champions League-Preisverlei-
hung hob er vor allem hervor, 
dass Gemeinden ihre eigenen 
Stärken kennen und ausbauen 
sollen. Das Motto: Global den-
ken und lokal handeln. Im Falle 
Kötschach-Mauthens sind dies 
die erneuerbare Energie, der 
Ökoenergietourismus und die 
Bewusstseinsbildung. Bürger-
meister Hartlieb freut sich stets 
über Delegationen und Abord-
nungen aus unterschiedlichen 
Gemeinden, um Erfahrungen 
weiterzugeben. „Die Taten von 
vielen Kleinen bewirken Gro-
ßes“, ist Hartlieb überzeugt. 

Kötschach-Mauthen ist eine 
jener Vorzeigegemeinden, die 
sich bereits vor Jahren dem 
Thema Energie angenommen 
haben und heute stolz sind, 
dass ihre Arbeit Früchte trägt: 
21 Kleinwasserkraftwerke, drei 
Öko-Bergstauseen, eine Wind-
turbine, eine Biogasanlage, viele 
Solar- und Photovoltaikanlagen 
und drei Fernwärmenetze gibt 
es in der 3400-Einwohner Ge-
meinde im Oberen Gailtal. 2012 
bekam Kötschach-Mauthen 
als erste Gemeinde Kärntens 
das „fünfte e“ im Rahmen des 
e5-Programms. 2014 gewann 
sie die Champions League 
für erneuerbare Energien auf 
österreichischer und europä-
ischer Ebene in der Kategorie 
„bis 5000 Einwohner“. „Dieser 
Preis ist eine weitere Motiva-
tion, den eingeschlagenen Weg 
sowie die damit verbundenen 
Aktivitäten und Projekte nicht 
aus den Augen zu verlieren und 
sich weiter für dieses wichtige 

Österreichs Gemeinden sind 
Vorreiter im Bereich der Energie. 
Dies zeigt das Gesamtergebnis 
der 5. Europäischen RES Cham-
pions League:
bis 5.000 EW: 
•	 1. Kötschach-Mauthen (Ö)
•	 2. Furth bei Landshut (D)
•	 3. Attert (BEL)

5.000 - 20.000 EW: 
•	 1. St. Johann im Pongau (Ö)
•	 2. Alheim (D)
•	 3. Thouarsais (F)

20.000 - 100.000 EW: 
•	 1. Villach (Ö) 
•	 2. Rhein Hunsrück (D)
•	 3. Dumfries and Galloway 

(SCO)

über 100.000 EW: 
•	 1. Osnabrück (D)
•	 2. Pilsen (CZ) 
•	 3.Highland (SCO)

10.000 Gemeinden aus 12 Län-
dern nahmen teil!

DIE GEWINNER 2014

Gemeinden sollten ihre regionalen Stärken 
kennen. Das Motto lautet: 
Global denken und lokal handeln.
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Förderdatenbank der Öster-
reichischen Energieagentur
www.energyagency.at/fakten-service/
foerderungen

Klima- und Energiefonds:
Förderungen für Gemeinden für: 
Klima- und Energiemodellregio-
nen, E-Mobilität etc.  
www.klimafonds.gv.at/foerderungen/
aktuelle-foerderungen/ 
fuer-gemeinden

Klimaaktiv: 
Beratung, Qualitätssicherung, 
Verantwortung für das e5-Pro-
gramm: www.klimaaktiv.at/
gemeinden.html

e5-Programm
Informationen zum Programm 
www.e5-gemeinden.at

Kommunalkredit Public 
Consulting (KPC)
Prüfung von Anträgen, Ermitt-
lung des Förderausmaßes, Bera-
tung etc. Förderdatenbank:
www.umweltfoerderung.at/kpc/de/
home/umweltfrderung/ 
fr_kommunen/

Energiespargemeinde:
Gratis Energie-Check:
www.energiespargemeinde.at/

Förderstellen der Länder:
Burgenland: www.eabgld.at/
index.php?id=788

Kärnten: www.ktn.gv.at/42054_
DE-SERVICE-Foerderungen 

Niederösterreich: www.noe.
gv.at/Umwelt/Klima/ 
Foerderungen-Gemeinden.html

Oberösterreich: 
www.land-oberoesterreich.gv.at/cps/
rde/xchg/SID-3DCFCFC3-52D09D7F/
ooe/hs.xsl/12819_DEU_HTML.htm

Salzburg: www.salzburg.gv.at/the-
men/ve/energie/erneuerbar.htm

Steiermark: www.technik.steier-
mark.at/cms/ziel/58813567/DE/

Tirol: www.tirol.gv.at/ 
buergerservice/foerderungen/

Vorarlberg: www.vorarlberg.at/
vorarlberg/wasser_energie/energie/
energie/foerderungen.htm

AUF EINEN KLICK

Praktische Tipps zu                
Förderungen

Die Bereitschaft, in erneuerbare 
und effiziente Energie zu inves-
tieren, ist in vielen Gemeinden 
vorhanden. Doch was sollen Ge-
meinden konkret unternehmen?
Gemeinden sollten sich zu-
nächst bewusst machen, welche 
Ziele sie erreichen wollen, 
und ein Leitbild erstellen. Eine 
ehrliche und kritische Analyse 
des Ist-Zustands folgt in einem 
weiteren Schritt. So können not-
wendige Maßnahmen definiert 
werden, ob bei der thermischen 
Sanierung, Straßenbeleuchtung, 
Mobilität oder Erzeugung von 
erneuerbarer Energie in der 
Region. Gibt es Klarheit, in 
welchen Bereichen Handlungs-
bedarf besteht, können pas-
sende Förderungen in Anspruch 
genommen werden. 
In Österreich gibt es zahlreiche 
Programme, Förderstellen und 
Beratungen: vom Bund, den 
einzelnen Bundesländern, Orga-
nisationen oder Unternehmen. 
Um sich einen aktuellen Über-
blick zu verschaffen, können Ge-
meinden die Förderdatenbank 
der Österreichischen Energie 
Agentur aufsuchen: 
www.energyagency.at/ 
fakten-servicefoerderungen 
Ein wichtiger Akteur für die För-
derung von Energiemaßnahmen 
ist der Klima- und Energiefonds. 
Dieser wurde 2007 gegründet 

und ist im Besitz der Republik 
Österreich, vertreten durch das 
Lebensministerium und das 
Infrastrukturministerium. Zu 
den Hauptaufgaben zählen Kli-
maforschung, Technologie und 
– für Gemeinden relevant – Pro-
jekte im Bereich des öffentlichen 
Personennah- und Regionalver-
kehrs, des umweltfreundlichen 
Güterverkehrs sowie von Mo-
bilitätsmanagementprojekten. 
2014 wurden für die Projekte 
141,5 Millionen Euro budge-
tiert. Seit der Gründung wurden 
70.000 Projekte umgesetzt. 
Einige Projekte des Klima- und 
Energiefonds werden über die 
Kommunalkredit Public Consul-
ting (KPC) abgewickelt. KPC 
managet somit die Abwicklung 
der Bundesförderungen für 
das BMLFUW sowie anderer 
Partner. Dazu zählen Projekte 
der thermische Gebäudesanie-
rung, Straßenbeleuchtung, 
Altlastensanierung, Holzhei-
zungen, Fernwärmeanschluss, 
Wärmepumpen, thermische So-
laranlagen und vieles mehr. Der 
Prozess wird in elektronischer 
Form abgewickelt. 
Zusätzlich können sich Gemein-
den bei den Förderstellen in  
den jeweiligen Bundesländern 
informieren.       Grafik Energie

Hinweis:
Weitere Informationen und einige 
nützliche Links finden Sie in der 
Fact-Box (rechte Spalte). 

Auf dem Weg 
zur Energie-
wende gilt 

es zahlreiche 
Maßnahmen zu 

ergreifen. 
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Brennholz          657.865 t 
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-	 Holzkohle: 	    13.770 t
-	 Bioethanol:    61.394 t
-	 Biodiesel: 	  284.616 t
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gesamt: 3.350 Mio t
Tschechien: 1.577 Mio t
USA 0,797 Mio t

 
Polen: 0,639 Mio t
Russland: 0,203 Mio t

BEISPIEL: IMPORTE STEINKOHLE

Der Grafik liegen die Daten von Sta-
tistik Austria (Energiestandard Ös-
terreich 2014) und WIFO zugrunde. 
Alle Daten stammen aus dem Jahr 
2012. 

Angaben in PJ (Petajoule), so nicht 
anders angegeben.
1 PJ = 1015 J = 1.000 Terajoule
1 PJ ≈ 278 GWh
210 PJ = Explosionskraft der stärks-
ten Wasserstoffbombe (= 50 Mt TNT)

Energie in 
Österreich

Grafik: Thomas Max

In dieser Grafik sind der ENERGIE-
VERBRAUCH ÖSTERREICHS nach 
einzelnen Energieträgern (INNE-
RER KREIS)  sowie die HERKUNFT 
DIESER ENERGIERTRÄGER (ÄUSSE-
RER KREIS) dargestellt.
Es zeigt sich, dass rund 2/3 des 
Energieverbrauchs auf fossilen 
Energieträgern beruht (Öl, Gas, 
Kohle), die zum überwiegenden 
Teil teuer importiert werden. 
Erneuerbare Energien inkl. Was-
serkraft decken nur rund 1/3 
des Verbrauchs, machen jedoch 
3/4 der in Österreich erzeugten 
Energie aus.
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parenz bei der Zuordnung der 
Energieflüsse sowie eine kompe-
tente Bewertung von Optimie-
rungspotenzialen. Je nach Er-
gebnis kann die Gemeinde dann 
weitere Effizienzmaßnahmen in 
den Bereichen Straßenbeleuch-
tung, Gemeindeobjekte, Wär-
meversorgung und E-Mobilität 
durchführen lassen. Dazu gibt es 
jetzt vergünstigte Vorteilspreise 
mit speziellen Gemeindeförde-
rungen. 

LED-Gemeinden

Neben der aktuellen Energieef-
fizienz-Offensive haben zahlrei-
che Gemeinden bereits andere 
Kelag-Aktionen, beispielsweise 
im Bereich der Straßenbeleuch-
tung, in Anspruch genommen. 
Veraltete Straßenbeleuchtungen 
verursachen in Gemeinden 
vielfach hohe Energie- und 
Wartungskosten bei gleichzeitig 
geringer Leuchtkraft. Mit dem 
Aktionsprogramm „LED-Ge-
meinde“ unterstützt die Kelag 

Gemeinden dabei, ein ganz-
heitliches Konzept umzusetzen. 
Einer LED-Gemeinde stehen um-
fassende Service-Leistungen zur 
Verfügung, die über das bloße 
Umrüsten auf LED-Straßenbe-
leuchtung hinausgehen. Die 
Gemeinde wird von der Energie-
beratung während des gesamten 
Projekts begleitet – von der 
Beratung bezüglich Produkten 
und Förderungen über die Da-
tenaufnahme und Planung mit 
lichttechnischen Berechnungen 
bis hin zur Umsetzung.

Die Kelag als starker 
Partner

Die Kelag ist bestrebt, nicht nur 
Energie in Form von Strom, Gas 
oder Wärme an Gemeinden zu 
liefern, sondern energieeffizi-
ente Anwendungen zu forcie-
ren. Neben Einsparungen bei 
Energieverbrauch und Kosten 
übernimmt die Gemeinde damit 
auch eine Vorbildfunktion im 
Bereich Energieeffizienz. 

Energieeffizienz der Gemeinden verbessern 

Modernes Energiemanagement 
für Gemeinden

Als Teil des umfangreichen Maß-
nahmenpaketes bietet die Kelag 
den Gemeinden eine Vor-Ort-
Beratung an. Nach entspre-
chender Vereinbarung kommt 
ein Kelag-Energieberater in die 
jeweilige Gemeinde und führt 
einen enerlyse Checkup durch. 
Dieser Checkup beinhaltet eine 
Erst-Bewertung folgender Be-
reiche:
•	 Gebäude (Bausubstanz, 

Heiz- und Lüftungsanlage, 
Klimatisierung, EDV, Beleuch-
tung, Warmwasser etc.)

•	 Straßenbeleuchtung
•	 Organisation im Be-

reich Energiepolitik
•	 Wärmeversorgung
•	 E-Mobilität

Der Nutzen

Nach dem Checkup werden die 
erhobenen Daten der Gemeinde 
in Form eines Berichtes zur 
Verfügung gestellt. Damit erhält 
die Gemeinde Erkenntnisse über 
mögliche Sparpotenziale, Trans-

Kelag-Energieberatung
Tel.: 0463 525 1655
E-Mail: energieberatung@kelag.at 
www.kelag.at/gemeinde
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Gemeinden stellen für die Kelag wichtige Partner im Bereich Energie-

effizienz dar. Im Rahmen der Kelag-Energieeffizienz-Offensive werden 

Gemeinden deshalb dabei unterstützt, energieeffiziente Anwendungen 

zu forcieren und dadurch ihren Energieverbrauch nachhaltig zu senken. 

Beim enerlyse Checkup werden Energieanlagen, wie z.B. Heiz- und Lüftungs-
anlagen, genau unter die Lupe genommen. 
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Auch wenn die Zahlen der 
österreichischen Elektroalt-
geräte- und Altbatterien- 
Sammlung im europäi-
schen Vergleich konstant 
hervorragend sind, darf 
Österreich sich nicht auf 
seinen Lorbeeren ausruhen. 
Daher hat die Koordinie-
rungsstelle gemeinsam mit 
ihren Partnern ein neues, 
richtungweisendes Projekt 
entwickelt, mit dem schon 
die Pflichtschüler (3. bis 
8. Schulstufe) spielerisch 
und mit den Methoden mo-
derner Pädagogik  mit der 
Thematik vertraut gemacht 
werden können: Der soge-
nannte „Schulkoffer“ steht 

ab sofort den Abfallberatern 
in allen Bundesländern 
für ihre Tätigkeit an den 
heimischen Schulen zur 
Verfügung. Neben Lehrma-
terialien, Anleitungen für 
Lernspiele und diversen 
Arbeitsblättern enthält der 
Koffer auch jede Menge 
„Anschauungsmaterialien“. 
Unter anderem wird durch 
den Handy-Rohstoff-Koffer 
anschaulich gezeigt, wie 
viele Primär-Rohstoffe – 
von Gold bis Tantal – für ein 
relativ kleines Ding unseres 
alltäglichen Lebens notwen-
dig sind. Weiters enthält 
der Schulkoffer auch Se-
kundär-Rohstoffe, wie z. B.  

ein zerlegtes Handy, eine 
geschredderte Leiterplatte, 
geschredderte Kunststoffe 
sowie Kunststoff-Granulat, 
sodass anhand eines Han-
dys den Kindern der „Kreis-
lauf eines Elektrogerätes“ 
anschaulich erklärt wird. 
Im Rahmen von Quiz- oder 
Lernspielen haben die 
Kinder die Möglichkeit, 
das Erlernte spielerisch zu 
überprüfen.

Der Schulkoffer sensibilisiert Pflichtschüler

Informationsoffensive für die nächste Generation 

Geschäftsführerin Elisabeth 
Giehser präsentiert den „Schul-
koffer“ für Abfallberater.  

INFORMATION

Elektroaltgeräte Koordinierungs-
stelle Austria GmbH
Mariahilfer Straße 84 
1070 Wien 
E-Mail: office@eak-austria.at
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Die Elektroaltgeräte-Koordinierungsstelle präsen-
tierte ihren „Schulkoffer“, den Abfallberater für 
ihre Tätigkeiten in heimischen Schulen einsetzen 
können. Ein europaweites Vorzeigeprojekt. 

WIRTSCHAFTSINFO

Mehr Effizienz, 
weniger Energiekosten 
in Ihrer Gemeinde.
Der enerlyse Checkup ist Ihr Schlüssel zum 
Energiesparen und zum aktiven Umweltschutz.

  Energieflüsse in der Gemeinde werden transparent und steuerbar

  Die Effizienz von Gemeinde-Energieanlagen wird gesteigert

  Einsparpotenziale und Amortisationszeiten werden bekannt

  Entscheidungsgrundlagen für Investitionen werden geschaffen

Rufen Sie uns jetzt an: 

T: +43 (0)463 525 1655 

H: www.kelag.at/gemeinde, E: energieberatung@kelag.at 
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erheben dann die Grunddaten. 
Aufgrund dieser Daten und mit 
Daten der Gemeinde-Bonität, 
Einschätzung der Finanzlage 
fragen wir bei unseren Partnern, 
wie zum Beispiel Versicherun-
gen, Pensionskassen und größe-
ren Banken nach und versuchen, 
die Wünsche der Gemeinde mit 
den Vorstellungen des Investors 
in Einklang zu bringen. 
Wenn das nicht klappt – meist 
spießt es sich bei der in Öster-
reich üblichen Laufzeit von 15 
Jahren – kommt es zu einer 
Rückmeldung an die Gemeinde. 
Im Grunde werden über die 

Kredite für Gemeinden

Alternative Finanzierungen 
sind gefragt

Herr Rauscher, was für aktuelle 
alternative Finanzierungsformen 
gibt es für Gemeinden und wie se-
hen die im Detail aus?
Wenn Sie mit „alternativen“ 
Finanzierungsformen „nicht 
klassische“ meinen, beginnt die 
Palette bei wertpapier-
orientierten Produkten, wie 
Anleihen oder Anleihe-ähnli-
chen Formaten. Dazu zählen 
das „Schuldscheindarlehen“, 
das ist ein Mittelding zwischen 
klassischer Anleihe und einem 
normalen Darlehen, oder der 
„syndizierte Kredit“. Der ist eine 
Veredelungsform eines norma-
len Kredits, an dem mehrere 
Investoren bzw. Banken beteiligt 
sind. Das Schuldscheindarlehen 
ist Anleihe-ähnlicher. Es unter-
scheidet sich von der Anleihe 
im Wesentlichen dadurch, dass 
es nicht börsennotiert und nicht 
so fungibel (= übertragbar oder 
handelbar, Anm.) ist. 

Wie würden Sie die Abläufe bei 
einem „syndizierten Kredit“ be-
schreiben? Kommt da die Gemein-
de auf das Institut zu oder ist das 
eher umgekehrt?
Sowohl als auch. Wir bieten den 
syndizierten Kredit bzw. das 
Schuldscheindarlehen aktiv den 
Gemeinden an, diese kommen 
aber auch auf uns zu. Meist sind 
das eher größere Gemeinden, 
mit den passenden Volumina. 
Wir sprechen hier von Volumen 
ab zehn Millionen Euro. Wir 

Die Finanzierung von Gemeindeprojekten wird  immer schwieriger: 

Auf der „Suche nach Geld“ müssen Gemeinden – und Banken – mit-

unter über die Grenzen Österreichs blicken. Wie das funktionieren 

kann,  und mit welchen Produkten, darüber hat KOMMUNAL mit 

Peter Rauscher, Vertriebsdirektor für die  „Öffentliche Hand“  der 

BAWAG P.S.K., gesprochen.

Bank Nachfrage und Angebot 
abgestimmt. 

Die Frage der Laufzeit scheint ein 
Knackpunkt zu sein?
Richtig. Während in Österreich 
viele Finanzierungen als Til-
gungskredite mit einer Laufzeit 
von 15, 20 oder 25 Jahren 
laufen, sind es international 
praktisch ausschließlich endfäl-
lige Kredite mit einer Laufzeit 
von maximal zehn Jahren. In 
Deutschland zum Beispiel wird 
das mittlerweile so gehandhabt. 
Einer der wesentlichsten 
Gründe ist, dass diese etwas 
kürzeren Laufzeiten  besser zu 
den Veranlagungswünschen 
der Investoren passen und so 
generell ein größerer Kreis mög-
licher Investoren angesprochen 
werden kann.  Man kann es auf 
die einfache Formel bringen: 
Je standardisierter das Produkt 
und je breiter der Markt  ist, 
desto  günstiger wird es. 

Wie steht es denn mit der Bonität 
der Gemeinden aus Ihrer Sicht?
Aus unserer Sicht ist die Bonität 
der österreichischen Gemeinden 
nach wie vor erstklassig. Aber 
man muss sagen, dass sich die 
Unterschiede zwischen den 
Gemeinden  immer deutlicher 
zeigen. Die Bonitätseinstufung 
der Schuldner ist das Ergebnis 
der Analyse einer Vielzahl von 
Fakten, Zahlen und zusätzlichen 
Informationen. Es wird dabei 
simuliert, ob  sich eine Stadt-
gemeinde XY den Kredit leisten 
kann, wie schaut die Einkom-
mensstruktur,  die Schulden-
struktur oder das Bevölkerungs-
wachstum aus, ist das Vorhaben 
mit den Aufsichtsbehörden 
akkordiert und so weiter.
Aber grundsätzlich sind die 
Gemeinden sehr gute Schuldner 
mit bester Bonität. 

Mag. Peter Rauscher, Vertriebsdirektor 
für die öffentliche Hand der BAWAG P.S.K.
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- hoher TS-Gehalt
- niedrigste Betriebs-

kosten
- geringer Wartungs-

aufwand
- geringer Verschleiß
- optimale Lösung für 

Ihre Klärschlamm-
entwässerung

Schlamm-
press-
Separator

FAN SEPARATOR GmbH
Berneckerstraße 5
95509 Marktschorgast
Tel: +49 (0)9227 938-400
E-Mail: office@fan-separator.de
www.fan-separator.de

Dry it!

Muss eine Anfrage für ein 
Schuldscheindarlehen aus 
mehreren  Gemeinden nach 
dem Verwendungszweck 
gebündelt sein? Also wenn 
mehrere Gemeinden alle in 
Abwasser-Infrastruktur inves-
tieren wollen?
Nein, es gibt keine Zweck-
bündelung. Die Bündelung 
passiert aufgrund der 
Größe des notwendigen Vo-
lumens. Was aber sehr wohl 
abgestimmt sein muss, 
sind die Laufzeiten und die 
Tilgungsstruktur. In Öster-
reich werden meist tilgende 
Varianten nachgefragt,  in 
Deutschland endfällige. 

Von welchen Volumina reden 
wir bei den einzelnen Mög-
lichkeiten? 
Bei einem syndizierten Kre-
dit oder Schuldscheindar-
lehen reden wir  in der 
Regel von zehn Millionen 
Euro aufwärts. Das ist ein 
Durchschnittsmarktwert. 
Darunter hat es größen- 
und aufwandsmäßig fast 
keinen Sinn. 

Kann man sich das so vorstel-
len, dass sich dann sieben, 
acht oder zehn Gemeinden  
zu einem syndizierten Kredit 
zusammenschließen?
Prinzipiell ja – in der Praxis 
ist das jedoch aktuell  nur 
schwer umsetzbar.  Dass 
sich 17 Gemeinden mit 17 
kleinen Investitionsvorha-
ben mit einem syndizierten 
Kredit  oder Schuld-
scheindarlehen finanzieren, 
ist meist aus gemeinde-
internen  Gründen nicht 
machbar. Sie müssten mit 
derart „gleicher Sprache“ 
sprechen, das ist aktuell in 
der Praxis nicht gegeben. 
Anders würde es zum 
Beispiel bei einem Abwas-
serverband sein, da wären 

die rechtlichen und organi-
satorischen Voraussetzun-
gen besser gegeben. Auch 
wenn sich drei Gemeinden 
zusammentun, um zum 
Beispiel  ein Biomassekraft-
werk zu bauen und gemein-
sam zu finanzieren, wäre 
das denkbar. Da gäbe es ei-
nen einheitlichen gemeinsa-
men Zweck, eine Laufzeit, 
drei Schuldner oder eine 
Verwaltungsgemeinschaft. 

Wo sind denn die Vorteile für 
die Gemeinde?
Bei einer Anleihe wird 
der Gemeinde über die 
Bank ein Investorenkreis 
erschlossen,  den die Ge-
meinde normalerweise 
nicht erreichen kann. 
Außerdem können wir 
Größenordnungen bedie-
nen, die anders kaum zu 
finanzieren sind. Anleihen 
sind aber oft etwas teurer, 
da auch Nebenkosten an-
fallen und das Procedere 
aufwendiger ist. 
Das Schuldscheindarlehen 
ist für österreichische mitt-
lere Gemeinden und Städte 
aber durchaus „in Reich-
weite“. Auch hier habe ich 
einen deutlich breiteren 
Kreis an Investoren. Die 
Nebenkostenbelastung ist 
geringer als bei der Anleihe. 
Aus meiner Sicht ist das 
Schuldscheindarlehen der 
„Maßanzug“ für die mittlere 
bis größere Kommune.
Der syndizierte Kredit ist im 
Grunde eine Sub-Form des 
Schuldscheindarlehens. ■

Mehr Infos auf der Website 
www.bawagpsk.com/
Firmenkunden

BAWAG P.S.K.
Mag. Peter Rauscher
Vertriebsdirektor für die 
öffentliche Hand
e-mail: peter.rauscher@
bawagpsk.com
Tel. +43 5 99 05 43868

INFORMATION

FINANZEN

„Je standardisierter das Produkt 
und je breiter der Markt  ist, 
desto  günstiger wird es.“

Peter Rauscher Neue Wohn- und Wirt-
schaftsgebiete brauchen 
heute eine leistungsfähige 
Anbindung an das Mobil-
funknetz. Mit dem Ausbau 
des schnellen, mobilen 
Datennetzes nach LTE-Stan-
dard ist es nun auch mög-
lich, die „letzte Meile“, also 
den Anschluss von Gebäu-
den an Datennetze, kosten-
günstig herzustellen. Doch 
auch der Mobilfunk stößt 
an seine Grenzen, wenn 
bei der Planung die Funk-
netzversorgung schlicht 
vergessen wird. Denn es 
genügt nicht, einfach nur 
Handymasten aufzustellen. 
Gerade um Breitband zu 
nutzen, braucht es in mo-
dernen Betonbauten auch 
leistungsfähige Sende- und 
Empfangsanlagen innerhalb 
des Hauses. 

Das Forum Mobilkommu-
nikation bietet allen Bau-
trägern schon während der 
Planungsphase an, vorab 
zu klären, ob und welche 
Ein- und Aufbauten für eine 
zukunftssichere Mobilfunk-
versorgung notwendig sind. 

Thema Siedlungsgebiete

 Mag. Margit Kropk, 
Geschäftsführerin des Forum 
Mobilkommunikation, 
Tel: 01/588 39-38, 
E-Mail: kropik@fmk.at 
www.fmk.at

INFORMATION
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Auf die Mobilfunk-
Infrastruktur nicht vergessen
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Glänzende
Aussichten
Die Wiener Donauinsel erstrahlt in neuem Licht. 

Die Modernisierung der 1.200 Kugelleuchten auf 

energieeffiziente LED Leuchten von Philips spart 

rund 80% Energie. Die Energiebilanz der Stadt Wien 

wird dadurch nachhaltig verbessert. Außerdem 

profitieren die Wienerinnen und Wiener von der 

besseren Ausleuchtung der Geh-und Radwege.

www.philips.at/lighting

PHL_1403_Philips_Wien_210x297.indd   1 12.08.14   09:24



FAN Separator GmbH, eine 
Tochter der österreichi-
schen Bauer Group, hat 
eine innovative Lösung in 
der Schlammseparation 
entwickelt, die nicht nur 
mehr Hygiene, sondern vor 
allem Betriebskosten- und 
Zeitersparnis bringt. Der 
neue Schlammseparator 
SPS 8-1200 wird in kom-
munalen Kläranlagen ein-
gesetzt sowie überall dort, 
wo industrielle Schlämme 
zu entwässern sind wie 
z.B. in der Fleisch-, Milch-, 
Kunststoff- oder auch  
Lederverarbeitungsindus-
trie.  
Damit komplettiert FAN 
seine Angebotspalette von 
der Pumptechnik bis hin 
zur professionellen Sepa-
ration und gilt nun als Ge-
samtanbieter am Markt für 
Schlammentwässerung. 

Der neuartige FAN 
Schlammseparator SPS 
8-1200 hat eine Antriebs-
leistung von nur 0,55 
kW und im entwässerten 
Schlamm kann ein Tro-
ckensubstanzgehalt von bis 
zu 30% erreicht werden. 
Haupteinsatzgebiet sind 
kommunale Kläranlagen, 
bei denen derzeit häufig 

mit Dekanterzentrifugen, 
Kammerfilterpressen oder 
Siebbandpressen gearbeitet 
wird. Durch die äußerst 
effiziente Entwässerung 
werden Volumen und Ge-
wicht des zu entsorgenden 
Schlammes deutlich redu-
ziert, was sich sehr positiv 
auf  die Transport- und Ent-
sorgungskosten auswirkt. 

Zahlreiche Vorteile
Wesentliche Vorteile ge-
genüber anderen Entwäs-
serungstechnologien sind 
die erheblich geringeren 
Energie- und Wartungskos-
ten bei gleichzeitig höheren 
Trockensubstanzgehalten. 
Betriebskosten können mit 
dem neuen Schlammse-
parator deutlich reduziert 
werden. Ein Highlight des 
SPS 8-1200 ist die Schnecke 
aus verschleißarmem Hoch-
leistungskunststoff, die mit 
einer speziellen Geometrie 
eigens für die Entwässerung 
von Schlämmen mit 0,5 bis 
10% Trockensubstanzgehalt 
konzipiert wurde. 

Mehr Hygiene und Arbeitsersparnis in kommunalen Kläranlagen und in der Industrie  

Neuer FAN Schlammpress-Separator SPS 8-1200

Neuer Schlammpress-
Separator SPS 8-1200 aus 
dem Hause FAN.

INFORMATION

www.fan-separator.de 
www.bauer-at.comE
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WIRTSCHAFTSINFO

Wussten Sie, dass 40 
Prozent des Gesamtener-
gieverbrauchs der Euro-
päischen Union auf den 
Gebäudesektor entfällt? 
Die Antwort der EU ist die 
Energieeffizienzrichtlinie 
2012, welche die Sanierung 
im öffentlichen und priva-
ten Gebäudebereich forciert 
und nationale Barrieren 
beseitigen soll. Der Gesetz-
geber nimmt dadurch die 
Immobilienwirtschaft in 
die Pflicht, deren Challenge 

darin besteht, bis zum Jahr 
2020 die Energieeffizienz 
um 20 Prozent zu verbes-
sern. Für viele Unterneh-
men ist das eine zeit- und 
ausbildungsaufwendige 
Herausforderung.
Energiecomfort, eines der 
führenden Energie- und 
Facility Management Un-
ternehmen in Österreich, 
honoriert mit der FM Ener-
gyEnvironment Challenge – 
einer Kategorie der Austrian 
FM Awards – die Bemühun-

gen der einzelnen Betriebe 
im Energieeffizienz-Sektor. 
Ziel der Challenge ist es, 
neue und kreative Ansätze, 
Ideen und Konzepte sowie 
bereits umgesetzte, innova-
tive Lösungen hinsichtlich 
Energieeffizienz und Um-
weltschutz zu finden und 
im Rahmen einer Head 2 
Head Challenge am 23. 
ATGA Facility Kongress (22. 
& 23. April 2015, Wien) zu 
prämieren. Die FM Energy 
Environment Challenge 

durfte seit ihrem Bestehen 
im Jahr 2013 bereits eine 
Vielzahl ambitionierter Pro-
jekte aus dem kommunalen 
Sektor als Einreichungen 
entgegen nehmen. Auch im 
Jahr 2015 freuen sich die 
Initiatoren der Auszeich-
nung über Einreichungen 
aus dem Gemeindesektor!

23. ATGA Facility Kongress  am 22. & 23. April 2015 in Wien

Denken Sie quer? – Kreativität ist gefragt!
Bei den Austrian FM Awards 
werden innovative Lösungen 
prämiert.

INFORMATION

ATGA GmbH
kongress@atga.com
Tel: +43 1 817 40 80 0
Ansprechperson: 
Mag. Natalie Winkel 
Weitere Kategorien der 
Austrian FM Awards unter 
www.facilitykongress.atE
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Geschwindigkeit und geringem 
Einsatzgewicht zu bewegen. 
Das Anwendungsgebiet 
Straßen- und Arealreinigung 
wiederum erfordert aufgrund 
der Tankaufbauten hohe 
Nutzlasten bei niedrigen bis 
mittleren Geschwindigkeiten. 
Weitere Anwendungen wie 
Parkplatzschneeräumung, Leit-
pfosten- und Schilderwaschen 
sowie Müllentsorgung bedürfen 
außerdem häufiger Richtungs-
wechsel respektive Stop and Go 
Betrieb. 
Diese Anwendungen erfordern 
unterschiedliche Bedienele-
mente und Anordnungen der-
selben. Beispielsweise ist beim 
Laden und Transportieren ein 
möglichst exakter Gangwechsel, 
die Umschaltung der Len-
kungsarten, die Betätigung des 
Dreiseitenkippers recht einfach 
darstellbar. Hingegen erfordert 
Parkplatzräumen mit Vario-
schneepflug und Aufbaustreuer 
eine wesentlich höhere Anzahl 
von Fahrzeugfunktionen und 
somit Betätigungselementen. 
Diese können beispielsweise 
hydraulische Verstellfunktionen 
des Schneepflugs, hydraulischer 
Antrieb des Streuers, Bedienung 
des Streuers, Fahrtrichtungs-
wechsel (Vor- Retourfahrt) und 
Lenkungsartenwechsel sein.
Für Außenstehende und Betrof-
fene wirken diese Anforderun-
gen wie zwei separate Welten. 
Die REFORM-WERKE Wels 
haben genau zu diesen Frage-

stellungen die perfekte Lösung 
gefunden.

Der REFORM Muli T10 X 
„HybridShift“ 

HybridShift steht für eine An-
triebseinheit, die Komfort und 
Effizienz miteinander vereint 
und einfach zu bedienen ist. 
Das Fahrzeug beruht auf der 
Plattform des Reform Muli T10 
X, allerdings mit einem völlig 
neuen, innovativen und pa-
tentierten hydromechanischen 
Fahrantrieb. „Es vereint ohne 
Einbußen, die Vorteile eines 
hydrostatischen Antriebes im 
Arbeitsmodus und eines mecha-
nischen Antriebes im Straßen-
modus. Der Hybridantrieb ist 
in dieser Variante einzigartig, 
da mechanischer und hydrost-
atischer Antrieb unabhängig 
voneinander betrieben werden 
können“, so Peter Schober, Lei-
ter der Entwicklung. 
Die Features lassen aufhorchen: 
ein neues, patentiertes hydro-
mechanisches Schaltgetriebe, 
eine Armlehne mit integriertem, 
aktiven Joystick, Fahrtrich-
tungswechsel im Arbeitsmodus, 
Wechsel der Lenkungsarten, 
PTO-Modus und Tempomat 
Funktion. Darüber hinaus wurde 
ein neues Display zentral in der 
Fahrerkabine positioniert. ■
 

Mehr auf www.reform.at

Neuvorstellung: Der Muli T10 X HybridShift von REFORM

Das Beste aus zwei Welten

Am Abend des 9. Oktober rollte 
er in Wels über den roten Tep-
pich, der REFORM Muli T10 
X „HybridShift“. Nach einem 
ziemlich großen Blitzlichtge-
witter durfte die nationale und 
internationale Presse und die 
Vertriebspartner von REFORM, 
die aus ganz Europa gekommen 
waren, den neuesten Muli unter 
die Lupe nehmen.

Größte Einsatzbereitschaft 
– breiteste Anforderungen

Die Aufgaben im Kommunal-
bereich sind sehr vielfältig, 
wie uns Reinhold Lackner, 
Produktmanager bei REFORM 
bestätigt. „Jeder Bauhof, jede 
Straßenmeisterei, jede Fluss-

meisterstelle, jedes Gartenbau-
amt haben jeweils ihre spezi-
ellen Anforderungen: so soll 
das Fahrzeug beim Transport 
beispielsweise vollbeladen im 
hohen Geschwindigkeitsbereich 
effizient betrieben werden,“ so 
Lackner. 
Bei Mäharbeiten hingegen gilt 
es das Fahrzeug bei niedriger E
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Schon seit jeher wird Innovation 

bei REFORM großgeschrieben. 

Das jüngste „Kind“ dieser 

Innovationskraft wurde nun  

in Wels vorgestellt.  

„We proudly present“, den 

Muli T10 X HybridShift.

Hohe Nutzlasten und kompakte Abmessungen, 
große Ladeflächen und enorme Wendigkeit, 
komfortable Straßeneinsätze und hohe 
Geländegängigkeit – der T10 X Hybridshift vereint 
das Beste aus zwei Welten.

PREMIEREKOMMUNAL 11 | 201458
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Seit über 40 Jahren begleiten wir unsere Kommunen ein ganzes „Immobilien-
leben“ lang. Wir bieten Ihnen Dienstleistungen entlang der gesamten 
Immobilien-Wertschöpfungskette – von vielfältigen Finanzierungslösungen 
bis hin zur Realisierung. Alles mit einem Ansprechpartner.

Erfolgreiche Kommunalprojekte
finanziert • realisiert 

Die Finanzierung und Realisierung von Büro- und 
Wirtschaftsgebäuden, Amtshäusern, Schulen 
und Kindergärten, Bauhöfen, Sicherheitszentren 
und Feuerwehrhäusern, Fachmarktzentren und 
Verkaufsmärkten, Gebäuden für Betreutes Wohnen 
und Pfl egeheimen zählt zu unserem Alltag. Wir 
bieten maßgeschneiderte Lösungen für kommunale 
Investitions- und Bauvorhaben. 

Abgestimmt auf den jeweiligen Bedarf fi nden 
wir budgetschonende Finanzierungslösungen, 
begleiten Ihr Projekt in rechtlicher, steuerlicher und 
bautechnischer Hinsicht und bieten professionelles 
Vertragsmanagement sowie wirtschaftliche 
Projektanalyse als Dienstleistungen. Wie wir Ihre 
Gemeinde unterstützen können, erfahren Sie online 
oder unter 05 0100 - 27260.
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Weinkompetenzzentrum Krems, Niederösterreich

Bauhof Mariasdorf, Burgenland

Volksschule � algau, Salzburg

Dienstleistungszentrum Leoben, Steiermark

Erfolgreiche Kommunalprojekte

Das ist die

Realität!



und Güterverkehr darstellen 
und für den ländlichen Raum 
als bedeutsamer wirtschaftlicher 
Impulsgeber wirken. Neben der 
umweltfreundlichen Anbindung 
an regionale Zentren verstär-
ken attraktive Bahnangebote 
zudem die Identifizierung der 
Bürgerinnen und Bürger mit 
ihrer Heimatregion. Regional-
bahnangebote können daher 
als Instrument zur Reduktion 
von Abwanderungstendenzen 
dienen. 
Von dem 5900 km langen Schie-
nennetz haben in Österreich nur 
2000 „Regionalbahn-Charakter“, 

von diesen sind knapp 1000 in 
privater Hand. „Aber obwohl 
es gute Voraussetzungen gäbe, 
findet nur auf 370 dieser Kilo-
meter auch Güterverkehr statt“, 
so Frey. 
Was den Personenverkehr 
betrifft: Die ÖBB-Infrastruktur 
habe dafür als Mindestkriterium 
2000 Reisende pro Tag definiert. 
Aber das ist nur schwer zu er-
reichen, wie der niederösterrei-
chische Verkehrslandesrat Karl 
Wilfling, einer der prominenten 
Diskutanten, spitz anmerkte: 
„Für diese Reisendenzahl müsste 
man die Bewohner meiner Hei-

Kommunaler Dialog: Erfolgsfaktoren für Regionalbahnen

Weichenstellung für die Zukunft?

Diese und zahlreiche andere 
knifflige Fragen stellten sich 
die Teilnehmer an dem von der 
Kommunalkredit und der GSV, 
der Plattform für Mobilität, 
organisierten „Kommunalen 
Dialog“. 
Zu Beginn standen einfache 
Überlegungen, die Harald Frey 
vom Institut für Verkehrswis-
senschaften an der TU Wien in 
seinem Impulsreferat ausführte: 
Regionale Bahnangebote kön-
nen eine sinnvolle Ergänzung 
zum motorisierten Personen- 

Was sind die zentralen Faktoren für den nachhaltigen Erfolg von Regi-

onalbahnen? Welches Potenzial kann durch Regionalbahnlösungen 

erschlossen werden und wodurch kann es voll ausgeschöpft werden? 

Welche Unterstützung ist erforderlich, um das Regionalbahnangebot in 

Österreich auszubauen? 

Hans Braun

REGIONALVERKEHR

Die Hess GmbH Licht und 
Form, ein international 
führender Hersteller von 
gestalteten Außenleuchten 
und Stadtmobiliar mit Sitz in 
Villingen-Schwenningen, hat 
ihre Vertriebsaktivitäten im 
österreichischen Markt neu 
ausgerichtet. Die bisher durch 
einen langjährigen Distribu-
tionspartner übernommenen 
Vertriebsaktivitäten werden 
seit dem 1. Juli 2014 in Eigen-
regie durchgeführt. Neuer 
Ansprechpartner für Kunden 
aus Österreich ist Christian 
Schmid. Durch die Übernahme 

der Vertriebsaktivitäten soll 
die Kundenbeziehung im 
österreichischen Markt weiter 
gestärkt und die Marktdurch-
dringung erhöht werden. 

Hess ist seit Oktober 2013 
ein Unternehmen der 
Nordeon-Gruppe. Als Premi-
umhersteller für gestaltete 
Außenleuchten und ergänzen-
dem Stadtmobiliar bietet Hess 
Architekten, Lichtplanern und 
Kommunen ein breitgefächer-
tes Portfolio an hochwertigen 
Produkten zur ganzheitlichen 
Gestaltung öffentlicher Räume. 

Mit eigenem Vertrieb in Österreich 

Spezialist für Leuchten & Stadtmobiliar 

INFORMATION
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Christian Schmid         
c/o Hess GmbH Licht + Form                        
Oberer Kirchberg 36                                
7100 Neusiedl am See                                                                                        
christian.schmid@hess.eu                 
www.hess.eu         

Christian Schmid ist neuer An-
sprechpartner von Hess für den 
österreichischen Markt. 
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Der KOMMUNALE DIALOG ist eine Veranstaltungsreihe der 
Kommunalkredit Austria. Dabei setzen sich internationale und 
österreichische Vertreter aus Wirtschaft und Wissenschaft mit 
zukunftsorientierten kommunalen Anliegen, insbesondere 
im Infrastrukturbereich, auseinander. Kooperationspartner 
dieser Veranstaltung ist der GSV – Plattform für Mobilität.

 INFORMATION

Franz Weintögl 
(GKB), Harald Frey 
(TU Wien), Mario 
Rohracher (GSV), 
LR Karl Wilfling 
(NÖ), Güter 
Neumann (Stern 
& Hafferl) und 
Hausherr Alois 
Steinbichler nach 
der Diskussion.

NIE WAR EINE EINHEIT  
SO VIELFÄLTIG.

VAREDO – BY HESS
Die neue Produktfamilie aus Leuchten und Stadtmobiliar 
zeichnet sich durch ihre stringente Formensprache aus. 
Nutzen Sie diese Einheitlichkeit der unterschiedlichen  
Produkte und Materialien zur Gestaltung Ihrer urbanen 
Räume.

Jetzt begeisternde Einheitlichkeit erleben: 
www.hess.eu/varedo 

Christian Schmid . c/o Hess GmbH Licht + Form . Gebietsvertretung  
Oberer Kirchberg 36 . AT-7100 Neusiedl am See
Mobil: +43 (0) 660 10 41 13 5 . Christian.Schmid@hess.eu 

matregion praktisch täglich auf 
Wanderschaft schicken.“ Eine 
Lösung für einige Regionalbah-
nen wie die Mariazeller-Bahn 
sei, diese touristisch zu nutzen. 
Das könne man aber nicht für 
alle Regionalbahnen machen. 
Franz Weintögl, Geschäftsführer 
der Graz-Köflacher Bahn (GKB), 
betonte, dass die GKB als Berg-
werksbahn gegründet worden 
sei, mit dem Ende des Bergbaus 
schmerzlich Einschnitte hinneh-
men musste, sie aber mittler-
weile zu einem regionalen Mo-
bilitätsfaktor geworden sei und 
er „die Hoffnung habe, dass mit 
dem Koralm-Tunnel auch der 
Güterverkehr wieder anspringt“. 
Weintögl wies auch darauf hin, 
wie schwer die GKB von der 
Eisenbahnkreuzungsverordnung 
getroffen worden sei: „Ein Rie-
senposten, weil es so viele sind.“ 
Ein gänzlich andere Situation 
fanden die Diskussionsteilneh-
mer – rund 100 fanden den Weg 
in die Kommunalkredit – bei der 
Lage der „Stern & Hafferl“-Ver-

kehrsbetriebe aus dem Salz-
kammergut. Geschäftsführer 
Günther Neumann berichtete 
ein spezielles Problem, nämlich 
die weit verstreuten Haltestellen 
für nur zwei bis drei Passagiere. 
„Das verlängert die Streckenfüh-
rung und die Fahrzeit, aber es 
ist der einzige Weg, Passagiere 
zu halten.“ Hier trat ein Detail 
zum Vorschein, auf das schon 
Prof. Frey zu Beginn hinge-
wiesen hatte: Das System der 
Haltestellen geht noch auf das 
19. Jahrhundert zurück. Die An-
forderungen passen nicht mehr, 
allein weil sich die Verhältnisse 
der Orte (und der Menschen) 
geändert haben. 
Zum Ende der Diskussion 
konnte keine klare und er-
folgversprechende Vorgangs-
weise definiert werden. Zu 
unterschiedlich stellten sich die 
Anforderungen an die einzel-
nen Regionalbahnen dar. Die 
Rücksicht auf die regionalwirt-
schaftliche Situation wie Topo-
grafie und Bevölkerungsdichte 

müsse aber die Politik treffen, 
die Betreiber von Bahnen auch 
unterstützen müsste. 
Für den Gemeindebund trug 
Generalssekretär Walter Leiss 
vor allem ein Argument vor: 
„Die Gemeinden verstehen zwar 
wirtschaftliche Argumente, das 
darf aber nicht dazu führen, dass 
die Bahnbetreiber – wer immer 
das ist – von den Gemeinden eine 
Kostenbeteiligung verlangen. 
Und wenn Vertreter der Raum-
ordnung verlangen, dass ohne 
Anbindung an das öffentliche 
Verkehrsnetz nichts mehr gewid-
met werden darf, dann sollen 
sie auch die Kostenfrage klären. 
Zudem existiert ein fundamenta-
ler Unterschied beim öffentlichen 
Verkehr: In Ballungszentren ist 
er einfach, aber auf dem Land 
ist der Individualverkehr überle-
bensnotwendig.“
Auf ein weiteres Faktum wies 
Prof. Frey noch eindringlich 
hin: „Wenn man die Diskussion 
Straße versus Schiene auf die 
Kosten reduziert: Wir haben die 
ganzen vergangenen 60 Jahre den 
„Straßen“ keine korrekte Kosten/
Nutzen-Rechnung unterlegt.“ ■

REGIONALVERKEHR
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WIEN
Was verbindet die südbur-
genländische Gemeinde 
Deutsch-Kaltenbrunn, Ird-
ning in der Steiermark, das 
salzburgerische Grödig, die 
Stadt Salzburg und Bruck 
an der Mur miteinander? 
Diese vier sind seit 2. Ok-
tober 2014 die senioren-
freundlichsten Gemeinden 
Österreichs. Generations-
übergreifende Projekte wie 
das gemeinsame Erstellen 
eines Kochbuches, Ange-
bote wie „Sicherheit in den 

besten Jahren“ und „Geistig 
fit im Alter“, ein Leihoma- 
Dienst und ein spezifisches 
OBUS-Training sind die Pro-
jekte, die diese Kommunen 
zu Siegern machen. Unter 
Zusammenarbeit der Volks-
hilfe Österreich und dem 
Österreichischen Pensionis-
tenverband wurde heuer 
zum sechsten Mal die Wahl 
zur seniorenfreundlichsten 
Gemeinde organisiert. Un-
terstützt wird die Initiative 
vom Bundesministerium für 
Arbeit, Soziales und Konsu-

mentenschutz, dem Öster-
reichischen Gemeindebund 
und dem Städtebund. 

Die Ehrungen
Geehrt wurden die enga-
giertesten Gemeinden bei 
einer Preisverleihung, die 
im Sozialministerium feier-
lich begangen wurde.
An alle ausgezeichneten 
Gemeinden richtete Sozi-
alminister Hundstorfer die 
Bitte: „Dienen Sie uns als 
Multiplikatoren und als 
Vorbilder! Und bitte lassen 

Sie nicht nach!“
Gemeindebund-Präsident 
Helmut Mödelhammer, 
der den Preis in der Ka-
tegorie „Gemeinden von 
2501 bis 5000 Einwohner“ 
überreichte, wies auf die 
Wichtigkeit speziell dieses 
Preises hin: „Die hier ausge-
zeichneten Gemeinden tun 
nicht nur ihre Pflicht, sie 
absolvieren durch ihr viel-
seitiges Engagement auch 
die Kür.  
Mehr auf  
www.volkshilfe.at

Minister Rudolf Hundstorfer 
(6. v. l.) und Gemeindebund-
Präsident Helmut Mödlham-
mer (7. r.) im Kreise der Aus-
gezeichneten.

Kür der seniorenfreundlichsten Gemeinden
Soziales: Preisverleihung im Sozialministerium 

Gehaltsschere: 

ÖSTERREICH
Seit 10. Oktober arbeiten 
Österreichs Frauen gratis. 
Natürlich nicht tatsächlich, 
aber theoretisch. Denn an 
diesem Tag, dem Equal Pay 
Day, haben Männer bereits 
jenes Einkommen erreicht, 
wofür Frauen bis Jahresende 
noch arbeiten müssen. 2013 
fiel der Tag auf den 8. Okto-
ber. Laut Daten der Statistik 
Austria kamen ganzjährig 
vollzeitbeschäftigte Männer 
zuletzt auf 46.815 Euro, 
Frauen nur auf 36.165 Euro. 
Das ist eine Differenz von 
22,7 Prozent. Die größte 
Einkommensschere im 
Österreichvergleich weisen 
Vorarlberg (30,8 Prozent 
Unterschied), Oberöster-
reich (27,1), Tirol (25,8) 
und Salzburg (25,1) auf. 

Forschungsarbeit untersucht steirische Pilgerwege

GRAZ
Im Rahmen des EU-Pro-
jektes „Pilgrimage Europe 
SI-AT“ untersuchten For-
scher gemeinsam mit einer 
Gruppe von Studierenden 
steirische Pilgerwege auf 
deren touristische Her-
ausforderungen. Dabei 
stellte sicher heraus, dass 

organisierte Wallfahrten 
in den vergangenen zehn 
Jahren einen regelrechten 
Boom erlebt haben. Um 
möglichst viele Menschen 
zu erreichen, werden auch 
traditionelle Routen wieder-
belebt und neue geschaffen. 
Touristiker reagieren auf 
das veränderte Verhalten 

der Pilger und weiteten ihr 
Angebot an spirituellen Rei-
sen aus. Bei der derzeit lau-
fenden Neukonzeption von 
Pilgerwegen nach Mariazell 
sei es der Wunsch vieler 
Gemeinden gewesen, dass 
die Routen auch ihr Gebiet 
passieren, um möglichst 
Anteil an diesem Boom zu 
haben, so das Ergebnis des 
Projekts. Die Gemeinden 
würden jedenfalls von den 
Pilgern profitieren, beton-
ten die Forscher. Die Ergeb-
nisse der Forschungsarbeit 
flossen auch in eine eigene 
App „Kirche unterwegs“ 
ein. Vor zwei Jahren wurde 
mit der Entwicklung dieser 
App begonnen. Das App soll 
Sakraldenkmäler entlang 
zweier neugeschaffener 
Pilgerwege von Slowenien 
nach Mariazell erfassen.

Pilgerreisen sind im Trend und Gemeinden profitieren

Neben traditionellen Routen gewinnen vor allem organisierte Touren 
immer mehr an Bedeutung. 

Am 10. Oktober 
war Equal Pay Day
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„Der Mann sollte in ein 
größeres Haus investieren“ Auf Facebook findet 

man so manche   Zei-
tung und manches 
Magazin– wie übrigens 
auch KOMMUNAL. 
Oft haben diese Publi-
kationen tolle Ideen, 
wie das amerikanische 
„Inked Magacine“ aus 
New York. An sich ist 
das ein Magazin, das 
sich der Tattoo-Kunst 
verschrieben hat, aber 
auch andere Kunstfor-
men publiziert.

Unter anderem gibt es 
dort eine Rubrik „Crea-
tive Street Art“ – siehe 
Bild links! Das braucht 
keine weitere Erklä-
rungen. Der Titel des 
Bildes ist auch einfach: 
„Der Mann sollte in ein 
größeres Haus inves-
tieren.“

www.inkedmag.com

               CREATIVE STREET ART

TERNITZ
Dank Investitionen in Milli-
onenhöhe ist die Wasserver-
sorgung im Verbandsgebiet 
von Ternitz, Grafenbach-St.
Valentin und Wimpassing 
gesichert. Bei einem Tag 
der offenen Tür haben sich 
hunderte Bürgerinnen und 
Bürger bei den Verbandsan-
lagen im Brunnenfeld, aber 
auch bei den Hochbehältern 
überzeugen können, dass 
die Wasserversorgung in 
bester Qualität und ausrei-
chender Quantität gesichert 
ist. Am Tag der offenen Tür 
haben aber auch zahlreiche 
Attraktionen für Jung und 
Alt die Besucher ins Brun-
nenfeld nach St. Johann 
gebracht, wo täglich bis zu 

5 Millionen Liter Wasser in 
das Verbandsnetz gespeist 
werden. Betriebsleiter Josef 
Lackner und sein Team 
haben hier interessante 
Führungen durch die 
Verbandsanlagen, von den 
Filterbrunnen bis hin zum 
Hochbehälter am Gfieder 
angeboten, der auch mit 
Pferdefuhrwerken zu 
erreichen war. Rund 160 
Kilometer Hauptrohrleitun-
gen, fast 42.000 Laufmeter 
an Hausanschlussleitungen 
versorgen derzeit rund 
6.000 angeschlossene 

Liegenschaften und damit 
rund 20.000 Bürgerinnen 
und Bürger im Verbandsge-
biet. Darüber hinaus sorgen 
538 Feuerlöschhydranten 
für die Sicherheit der Men-
schen. „Durch ein sehr klug 
verhandeltes Vertragssys-
tem zwischen dem Gemein-
dewasserleitungsverband 
und der Stadtgemeinde 
Ternitz ist gewährleistet, 
dass unser kostbares Nass 
auch weiterhin im Besitz 
der Gemeindebürger blei-
ben wird“, so Bürgermeister 
LAbg. Rupert Dworak.

Beste Qualität 
gesichert 

Wasserversorgung: 

Beim Tag der offenen Tür konnten sich die Bürger von der Qualität 
ihrer Wasserversorgung aus nächster Nähe überzeugen. 

EISENSTADT
Bei Investitionen von 
Gemeinden sind kreative 
Sparideen hoch im Kurs. 
Im Gemeindereferat setzt 
man dazu auf Gemeindeko-
operationen. 17 von 61 Ge-
meinden nutzen bisher das 
EU-Projekt „Gemeindenetz-
werke im Nordburgenland“. 
Und davon profitieren die 
Gemeindekassen.
So sparen zum Beispiel die 
Gemeinden Leithaproders-
dorf und Wimpassing durch 
eine Straßenbaukooperation 
zirka 20 Prozent der Kosten. 
Die beiden Gemeinden ha-
ben die geplanten Vorhaben 
im Straßen- und Wasserlei-
tungsbau gemeinsam ausge-
schrieben. Die Beauftragung 
und Abrechnung erfolgt 
dann aber wieder getrennt.

Gemeinsam 
stärker

Gemeindenetzwerke:

 63KOMMUNAL 11 | 2014  63



Eine der „zentralen Attraktionen“ am Tag des Sports 

2014 auf dem Wiener Heldenplatz war der Stand des 

Eisstockverbandes und die GreenIce-Stockfläche. 

Im Schatten des Denkmals von 
Erzherzog Karl (noch zentraler 
geht’s nun wirklich nicht) konn-
ten die Besucher nicht nur ihre 

Kompetenz beim Stockschießen 
beweisen, auch GreenIce be-
wies eindrucksvoll die Gleitfä-
higkeit auch bei großer Hitze. 
Dieser 20. September hatte es 
temperaturmäßig in sich. ■

GreenIce am „Tag des Sports 2014“ 

Eine Eisstockbahn 
am Heldenplatz

Hans Braun

Ganz oben: Begeisterung 
wirkt ansteckend. Eine 
lange Schlange an Eis-
stock-Fans stellte sich an, 
um „auf die Taube“ loszu-
gehen.
Unten: Ideal war die 
Platzierung der Eisstock-
bahn, so wurde die Fa-
milientauglichkeit ideal 
demonstriert.
Links : Eine der jüngste 
Weltmeisterinnen Öster-
reichs – Simone Steiner ist 
seit heuer Weltmeisterin 
im Ziel-Einzelbewerb der 
Damen – gab nicht nur 
eine vielbesuchte Auto-
grammstunde, sie ließ 
sich auch ein paar Probe-
schüsse nicht nehmen.
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Dieser Fragestellung sind 24 Vorarlberger Bürgermeisterinnen 

und Bürgermeister in einem Bürgermeister-Forum nachgegangen. 

Beleuchtet wurde das Berufsbild des Bürgermeisters.

Den Spagat zwischen Revolutionär, 
Bewahrer, Oppositioneller, Leader 
und Seelsorger zu finden ist extrem 
schwer. Die tägliche Arbeit der Bür-
germeister ergibt daher ein einzig-
artig schwieriges Berufsbild. Bislang 
gab es wenig Unterstützung für 
Bürgermeister, diese Anforderungen 
gut zu meistern. 
Ende September widmete sich ein 
Bürgermeister Forum, das vom 
Vorarlberger Gemeindeverband, 
dem Verein Zukunftsorte, dem Lan-
desbildungszentrum Schloss Hofen 
und dem Zukunftsbüro veranstaltet 
wurde, dem Berufsbild des Bürger-
meisters. „Es gibt für den Beruf des 
Bürgermeisters weder eine Lehre 
noch eine universitäre Ausbildung, 
Bürgermeister wird man“, so die 
einleitende Feststellung von Mitini-
tiator Altbürgermeister Josef Mathis 
aus Zwischenwasser. 
Primarius Dr. Reinhard Haller 
plädierte in seinem Referat dafür, 
den umfangreichen beruflichen He-
rausforderungen mit dem notwen-
digen Respekt, aber auch mit einer 

gewissen Gelassenheit entgegen 
zutreten.
Die Dipl. Trainerin für Wirtschafts- 
und Sozialkompetenzen, Christine 
Hackl, analysierte in einem packen-
den Referat die verschiedenen Men-
schentypen und erklärte, warum 
der Mensch so ist wie er ist. Sie 
empfahl, divergierende Meinungen 
als Lernmöglichkeit zu werten und 
entsprechend zu nutzen.
Dr. Peter Bußjäger besprach in 
seinem Referat mögliche rechtliche 
Fallstricke, die den Bürgermeister 
ständig begleiten. Bußjäger riet 
den Bürgermeistern, die gesetzli-
chen Vorgaben ernst zu nehmen, 
aber nicht nach dem Motto z’Tod 
g’fürcht escht oh gschtorba“ zu 
handeln.
Alle Teilnehmer waren sich einig, 
dass der Beruf des Bürgermeisters 
höchst interessant und abwechs-
lungsreich ist, dessen Herausfor-
derungen aber einer ständig fachli-
chen Begleitung bedürfen.

Josef Mathis ist 
Obmann des Vereins Zukunftsorte

„Ich bin Bürgermeister. 
Und wenn ja, wie viele?“

Josef Mathis

Wie super der Eisstock-Sport auf 
GreenIce angenommen wurde, 

zeigt das Bild: Die jungen 
Akrobatik-Darstellerinnen lie-
ßen in einer Pause begeistert 

die „Stöcke übers ‚Eis flitzen“.

Wirtschafts- und Mentalcoach Christine Hackl inspirierte die Teilnehmer.

  BÜRGERMEISTER-FORUM
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Mehr als 350 Personen werden 
jährlich auf Österreichs Straßen 
bei Verkehrsunfällen mit Wild-
tieren verletzt. Fünf Personen 
wurden im Jahr 2013 bei Wild- 
unfällen getötet. 
Diese Zahlen beinhalten aber 
nur jene Wildtierunfälle auf Ös-
terreichs Straßen, bei welchen 
Personen zu Schaden kommen. 
Die Anzahl der Unfälle mit Wild, 
bei welchen es reine Sachschä-
den oder ein verunglücktes 
Wildtier gibt, ist jedoch deut-
lich höher: „Durchschnittlich 
kommen in Österreich 83.466 
Wildtiere pro Jahr im Straßen-
verkehr zu Tode. Dies bedeutet, 
dass sich in Österreich im 
Durchschnitt alle sechs Minuten 
ein Verkehrsunfall mit einem 
Wildtier ereignet, bei welchem 
das Tier verendet“, erklärt Dr. 

Othmar Thann, Direktor des KfV 
(Kuratorium für Verkehrssicher-
heit).

Wildunfälle im Herbst 
besonders häufig

Gerade im Herbst sind Wildtiere 
immer wieder Auslöser von 
schweren Unfällen. In den meis-
ten Fällen kommen die Betroffe-
nen mit einem Schrecken davon. 
Aber immer wieder enden die 
Zusammenstöße zwischen 
Mensch und Tier auch tödlich. 
„Besonders gefährlich sind 
Übergangsbereiche zwischen 
Wald und Feld. Fahrzeuglenker 
sollten sich der Gefahr prinzi-
piell bewusst sein, wenn sie am 
Straßenrand das Gefahrenzei-
chen ‚Achtung Wildwechsel‘ se-
hen“, erklärt der Experte. „Wie 

Studien gezeigt haben, erwarten 
80 Prozent der Autofahrer ganz 
unbewusst, dass das Tier von 
rechts kommt. Tatsächlich quert 
das Wild jedoch gleichermaßen 
von beiden Seiten.“
Besonders auf Freilandstraßen 
ist erhöhte Vorsicht geboten. 
Die bei einer Kollision mit Wild 
auftretenden Kräfte sind enorm 
und werden meist massiv un-
terschätzt. Das Aufprallgewicht 
eines Wildschweins mit 80 kg 
auf ein 50 km/h schnell fahren-
des Auto, beträgt zwei Tonnen 
(2000 kg). Bei einem Frontal-
aufprall „verwandelt“ sich also 
ein Hirsch in einen Elefanten 
und ein Wildschwein in ein 
Nashorn.

Tempo reduzieren
Mit einer bewussten Fahrweise 
(Geschwindigkeit reduzieren!) 
und Beobachtung des Straßen-
raums lassen sich Wildunfälle 
vermeiden oder zumindest ihre 
Schwere reduzieren. Springt 
ein Tier auf die Straße, heißt 
es: „Ruhe bewahren, umsich-
tig bremsen, abblenden und 
hupen“, rät Thann. Ist ein Zu-

Wildunfälle: 
Unterschätzte Gefahr
Jahr für Jahr kommt es in Österreich zu teils schweren Verkehrsunfällen 

mit Wildtieren. Neben enormen Sachschäden werden dabei auch 

immer wieder Menschen schwer verletzt oder getötet. Und die Zahl der 

schweren Wildunfälle in Österreich steigt.

Alle sechs Minuten ein Verkehrsunfall mit einem Wildtier in Österreich
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sammenstoß mit einem Wildtier 
unvermeidlich, sollte man stark 
bremsen und das Lenkrad gut 
festhalten. Wenn der Fahrer 
richtig reagiert, ist die Verlet-
zungsgefahr bei einem Zusam-
menstoß mit einem Wildtier für 
die Autoinsassen relativ gering. 
Riskante Ausweichmanöver sind 
zu vermeiden, sie bergen ein 
höheres Risiko als ein Zusam-
menstoß mit dem Tier. 

Nach dem Wildunfall

„Unfallstelle absichern und  
Polizei informieren!“
Ist ein Unfall passiert, muss 
die Gefahrenstelle so schnell 

wie möglich abgesichert und 
anschließend die Exekutive 
verständigt werden. Wer keine 
Meldung vornimmt, macht 
sich wegen Nichtmeldens eines 
Sachschadens strafbar, denn 
nach § 4 Abs. 5 der Straßenver-
kehrsordnung besteht bei einem 
Wildschaden unverzüglich Ver-
ständigungspflicht.  

Noch ein wichtiger Tipp, der 
viel Ärger und Kosten ersparen 
kann: Getötetes Wild darf auf 
keinen Fall vom Fahrer mitge-
nommen werden. Denn das 
kann als Diebstahl gewertet  
und empfindlich bestraft  
werden! ■

•	 Achten Sie auf Ihre Geschwindig-
keit und fahren Sie bremsbereit.

•	 Besondere Achtsamkeit ist 
neben Feldern, im Wald oder in 
der Nähe von Gärten und in der 
Dämmerung bzw. Dunkelheit 
gefordert.

•	 Im Gefahrenbereich Sicher-
heitsabstand zum Vordermann 
vergrößern.

•	 Ist ein Tier an oder auf der 
Straße sichtbar, bremsen, ab-
blenden und kräftig wiederholt 
hupen.

•	 Achtung: Ein Wildtier kommt 
selten allein!

•	 Bei einer Vollbremsung das 
Lenkrad fest umgreifen und das 
Fahrzeug nicht verreißen.

•	 Versorgen Sie verletzte Personen 
und sichern Sie die Unfallstelle 
ab.

•	 Nehmen Sie das Tier auf keinen 
Fall mit und fassen Sie es nicht 
an, auch wenn es verletzt ist.

•	 Melden Sie den Unfall unverzüg-
lich der Polizei. Selbst geringe 
Kollisionen mit Wild sind umge-
hend zu melden, auch wenn das 
Tier anschließend flüchtet.

•	 Die Polizei oder der Jagdaus-
übungsberechtigte stellt ggf. 
eine Bescheinigung über den 
Unfall zur Schadensregulierung 
aus.

•	 Falls Sie eine Kaskoversicherung 
haben, melden Sie den Schaden 
umgehend.

•	 Wer das verletzte oder getötete 
Tier mitnimmt, macht sich we-
gen Diebstahls strafbar.

•	 Dokumentieren Sie den Unfall 
ausführlich und senden Sie die 
vollständige Dokumentation 
(d. h. polizeiliche Meldung, 
Unfallbericht, Fotos, Poliz-
zen-Nummer) unverzüglich an 
Ihre Versicherung. 

       KFV-SICHERHEITSTIPPS
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Bereits im März 2006 stellte der 
ehemalige Bürgermeister Josef 
Mathis das neue Corporate-De-
sign-Konzept der Gemeinde 
vor. Anstelle des alten Wappens 
wurden das Hundertwasser-R 
und die Hundertwasser-Schrift 
als Markenzeichen für Zwi-
schenwasser beschlossen. Sie 
schmücken seitdem alle Kom-
munikationsmittel und sorgen 
für einen einheitlichen Auftritt 
aller Gemeinde-Infos. Das „R“ 
als letzter Buchstabe von Zwi-
schenwasser soll dabei vor allem 
die Lage des Ortes zwischen 
den beiden Flüssen Frutz und 
Frödisch sowie die Dynamik 
der Gemeinde unterstreichen. 
Kilian Tschabrun, Bürgermeister 
der 3000-Seelen-Gemeinde 
betont: „Wir legen als Baukul-
turgemeinde großen Wert auf 
ein einheitliches, von Profis 
kreativ-durchdachtes Erschei-
nungsbild, das sich sowohl in 
der Gemeinde-Architektur als 
auch in unseren Kommunikati-
onsmaßnahmen wiederfinden 
soll.“
Ein Ortsspaziergang in Zwi-
schenwasser ist stets auch eine 
Reise auf den Spuren Hundert-
wassers. Denn Zwischenwasser 
ist die einzige Gemeinde Ös-
terreichs, die über einheitlich 
designte Hausnummernschilder 
und Straßenbezeichnungen im 
Stile Hundertwassers verfügt. 
Wie es dazu kam? Der Künstler 
Friedensreich Hundertwasser 

Unübersichtliche Gemeinde-Webseiten, graue Mitteilungsblätter 

und verstaubte Einladungen werfen nicht immer das beste Licht 

auf die dahinterstehende Gemeinde. Das erkannte der Vorarlberger 

Zukunftsort Zwischenwasser schon vor etwa zehn Jahren. 

gender Grafiker und überzeugen 
mit einem bunten, verspielten 
und unverwechselbaren Design. 
Das Designbüro Kaleido aus 
dem benachbarten Sulz hat für 
Zwischenwasser mittlerweile 
eine Vielzahl an Drucksorten 
wie Einladungskarten, Folder 
oder Solaranlagenrichtlinien 
entworfen. Zwischenwasser 
beauftragte Kaleido auch damit, 
eine Informationsmappe mit den 
Grundsätzen der e5-Gemeinde 
für interessierte Bauherren und 
Architekten zu kreieren. Das 
Ergebnis war die so genannte 
„Kümmerermappe“: Schön ver-
packt und übersichtlich gestal-
tet, enthält sie alle relevanten 
Informationen, Gutachten und 
Vorschriften und bietet Hilfestel-
lung für potentielle Bauwerber. 

Zwischen Wasser eben

Bei Ehrungen, Geburtstagen 
oder anderen festlichen An-
lässen ist Zwischenwasser nie 
um ein Geschenk verlegen. Die 
Gemeindevertreter überreichen 
ihren BewohnerInnen aber 
nicht (nur) den obligatorischen 
Geschenkkorb. Gemeinsam mit 
dem Design- & Kommunika-
tions-Team von sägenvier aus 
Dornbirn sowie der Künstlerin 
Angelika Rümmele suchte man 
nach einem Geschenk, das 
nützlich ist und gleichzeitig für 
Zwischenwasser steht. Die Wahl 
fiel auf ansprechend gestaltete 
Karaffen und Gläser, die unter 
anderem für die Wertschätzung 
von Gesundheit, Wasser und 
Umwelt stehen sollen. Zwischen 
Wasser eben. ■

www.zwischenwasser.at

Information mit Stil

Zwischenwasser 
auf den Spuren 
Hundertwassers

Mit einem 
einheitlichen 
Auftritt  aller 
Kommunika-
tionsmedien 
sorgen die Ver-
antwortlichen 
in Zwischenwas-
ser für einen 
ansprechenden 
Auftritt und bie-
ten in Zusam-
menarbeit mit 
den kreativen 
Köpfen der Um-
gebung einen 
bunten Strauß 
an unverwech-
selbaren Stra-
ßenschildern, 
Einladungs-
karten, Ge-
schenken und 
Drucksorten.

war 1989 auf der Suche nach ei-
nem vibrierenden Kiwigrün für 
seine Neuseelandflaggen. Dieses 
fand er in der Textilfabrik Rueff 
Muntlix. An Geldes statt zau-
berte er in die vormals graue Fa-
brik Tränen aus Keramik, Perlen 
aus Stein, Tropfen aus glasierten 
Ziegeln, Falten aus emailliertem 
Glas und ersetzte das Flachdach 
mit blattvergoldeten Zwiebeltür-
men. Gleichzeitig überarbeitete 
er alle Straßenschilder und 
Hausnummerntafeln. Dieses 
Schriftdesign wird auch heute 
noch bei allen Schildern (produ-
ziert von einem Unternehmen 
aus der Gemeinde) verwendet 
und sorgt für einen freundlichen 
und farbenfrohen Auftritt aller 
Wegweiser im Ort.

Einheitliches Design aller 
Drucksorten

Auch alle Gemeindedrucksorten 
stammen aus der Hand umlie-

Hat nicht jede Gemeinde: Hausnum-
merntafel designt by Hundertwasser.
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EISENSTADT
Welche Herausforderungen 
kommen künftig auf die 
Burgenländer in Sachen 
Mobilität zu? Antworten 
und Maßnahmen soll die 
neue Gesamtverkehrsstra-
tegie für das Burgenland 
liefern. Diese soll bedarfs-

gerechte und nachhaltig 
finanzierbare Angebote 
für alle Alters- und Berufs-
schichten schaffen.  
Knapp 25.000 Burgenlän-
der wurden im Vorfeld über 
ihre Bedürfnisse in Sachen 
öffentlicher Verkehr und 
Mobilität befragt. Die wich-

tigsten Punkte, die man 
in den nächsten Jahren 
umsetzen will: Schneller in 
die Zentren, das heißt jeder 
und jede im Burgenland soll 
in mindestens einer halben 
Stunde mit einem öffent-
lichen Verkehrsmittel ein 
Stadtzentrum, also eine Be-
zirkshauptstadt, erreichen 
können. Gemeindebusse- 
bzw. Gemeindetaxis sollen 
höher gefördert werden. 
Weiters soll der öffentliche 
Verkehr vom Südburgen-
land nach Wien oder 
Graz weiter ausge-
baut werden. 

Sozialpädagogen in „Problemklassen“

Time-Out gegen Störenfriede
KLAGENFURT
So gut wie jeder hat in sei-
ner Schulzeit Erfahrung mit 
sogenannten Störenfrieden 
gemacht. Zehn Prozent der 
Pädagogen, die in einer von 
der Lehrergewerkschaft 
beauftragten Umfrage 
befragt wurden, sehen ein 

erhebliches Burnout-Risiko. 
In Kärnten will man nun mit 
„Timeout-Klassen“ gegen-
steuern. Neben den Lehrern 
werden ausgebildete Sozial-
pädagogen eingesetzt. Diese 
werden erstmals von der 
Sozialabteilung des Landes 
finanziert. 

KLAGENFURT
Das Land Kärnten will in 
den nächsten Jahren ein 
neues Qualitätszertifikat für 
Pflegeheime einführen. Dies 
wurde bei einer Pflegeta-
gung in Klagenfurt bekannt- 
gegeben. Den strengen 
Richtlinien entsprechen aber 
erst vier der 75 Heime in 
Kärnten. Neben den Punk-
ten wie etwa Wohnqualität, 
medizinische Versorgung, 
Pflege- und Freizeitangebote 
sowie Zufriedenheit der 
Bewohner sollen vor allem 
die Mitarbeiter der Heime 
ausschlaggebend für die 
Erreichung dieses Zertifikats 
sein. Hierfür sollen sowohl 
die Mitarbeiter, als auch die 
Bewohner und ihre Angehö-
rigen befragt werden. 

Qualitätssiegel 
für Pflegeheime

Strenge Richtlinien

BLEIBURG
In ganz Österreich sorgen 
die Umstrukturierungen 
beim Bundesheer für Wirbel.  
Auch in Bleiburg brodelt es. 
2018 soll die Goiginger Ka-
serne geschlossen werden. 
Betroffen ist ein Kaderper-
sonal von rund 50 Personen. 
Der Plan wird von den Blei-
burgern nicht akzeptiert.
Mit solchen Plänen wird der 
ländliche Raum geschwächt,  
ärgert sich Bleiburgs Bürger-
meister Stefan Visotschnig. 
Die Schließung der Kaserne 
ist für ihn „unvorstellbar“. 
Visotschnig: „Die Stadtge-
meinde wird versuchen, 
diese Reform abzuwenden. 
Der Soldat gehört 
schon seit Jahrzehn-
ten zum Stadtbild.“

Bleiburg kämpt 
für Kaserne

Wirtschaft bedroht
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Jungärzte gesucht Ob Auto, zu Fuß oder mit dem 
Fahrrad – die Mobilitätsange-
bote müssen mit den Bedürf-
nissen übereinstimmen. 

Bedarfsgerechte Angebote 
Kern der Verkehrsstrategie

Auch Gemeindebusse werden gefördert
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EISENSTADT
Das Burgenland will mit 
mehreren Maßnahmen die 
Zahl der Jungärzte im Land 
sichern. Schließlich wird es 
in den nächsten 15 Jahren 
eine Pensionierungswelle 
geben. Zu den Maßnahmen 
gehört die Sicherstellung ei-
ner qualitativen Ausbildung. 
Ein neues Ausbildungskon-
zept sieht beispielsweise ein 
Mentorsystem für die Aus-
bildung vor. Außerdem soll 
die Ärzteschaft von adminis-
trativen Tätigkeiten entlastet 
werden. Eine weitere Maß-
nahme ist die Evaluierung 
der Organisationsabläufe 
sowie die Anpassung der 
IT-Voraussetzungen. Außer-
dem soll das soziale Umfeld 
verbessert werden. 

Maßnahmenbündel 
für mehr Ärzte

AUS DEN BUNDESLÄNDERN

Kärnten

Burgenland
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Oberösterreich wird ein „Medical Valley“ werden

Meduni Linz offiziell gegründet
LINZ
Die Medizin-Universität in 
Linz ist offiziell gegründet 
worden. Rektor Richard 
Hagelauer will Oberöster-
reich zu einem „Medical 
Valley“ machen. Von 244 
Bewerbern wurden bei Auf-
nahmetests 60 genommen, 

nächstes Jahr stehen ebenso 
viele Studienplätze zur 
Verfügung, dann 120 und 
schließlich 300. Insgesamt 
sollen im Endausbau, der 
bis 2028 geplant ist, knapp 
2000 Studenten inskribiert 
sein, auch um dem Ärzte-
mangel entgegenzuwirken. Ein Ziel von Oberösterreich ist die Ökologisierung der Wirtschaft. 

LINZ
Oberösterreich präsentierte 
das Umweltprogramm 2030. 
Das Programm enthält keine 
genauen Vorgaben, sondern 
Leitlinien und Ziele, die bis 
2030 erreicht werden sollen. 
Ein Ziel ist vor allem die 
weitere Ökologisierung der 

Wirtschaft. Für den Wohn-
bau ist vorgesehen, bis 2030 
die bestehenden Altbauten 
thermisch zu sanieren. Neue 
Häuser sollen mehr Energie 
produzieren als sie 
verbrauchen. Der 
öffentlichen Verkehr 
soll gestärkt werden. 

Umweltziele bis 2030 abgesteckt
Ökologisierung von Wirtschaft und Wohnbau 

LINZ
Vor drei Jahren waren 
Oberösterreichs Gemeinden 
(ohne Statutarstädte) mit 
mehr als zwei Milliarden 
Euro verschuldet. Bis Ende 
2013 gingen die Schul-
den auf 1,864 Milliarden 
Euro zurück: ein Minus 

von 202 Millionen Euro. 
So die Abrechnung, die 
VP-Gemeindelandesrat Max 
Hiegelsberger und Gemein-
debund-Präsident Johann 
Hingsamer präsentierten.
Somit haben die Konsoli-
dierungsbemühungen der 
Gemeinden gegriffen.

Konsolidierungsbemühungen greifen
Schulden der Gemeinden gehen weiter zurück

UmbenennungEntscheidung steht bis 2017

Dürrenstein als UNESCO- 
Weltkulturerbe nominiert

WEISSENKIRCHEN / 
PERSCHLING
In Weißenkirchen an der 
Perschling (Bezirk St. Pölten) 
diskutiert man über die 
Umbennung des Ortsna-
mens. Es soll künftig nur 
mehr Perschling heißen. 
„Das Gemeindehaus steht in 
Perschling,wir haben eine 
neue vierklassige Volksschule 
in Perschling bekommen, 
ein neuer Nahversorger mit 
Tankstelle ist entstanden 
und der Kindergarten ist 
natürlich auch in Perschling“, 
so Bürgermeister Reinhard 
Breitner. In Weißenkirchen 
selbst gibt es fast keine In- 
frastruktur mehr. Eine 
Bürgerbefragung soll 
nun entscheiden.

Bürger stimmen 
über Namen ab

GÖSTLING AN DER YBBS
Das Wildnisgebiet Dürren-
stein bei Göstling an der 
Ybbs ist als UNESCO-Weltna-
turerbe nominiert worden. 
Nach der Prüfung durch 
die Kommission könnte 
das Gebiet 2017 die neue 
Auszeichnung erhalten. Das 
Wildnisgebiet Dürrenstein 
liegt im südwestlichen 
Niederösterreich und ist das 
bisher einzige Schutzgebiet 
Österreichs, das internatio-
nal mit der höchsten Schutz-
stufe klassifiziert wurde. 
Von der 3500 Hektar großen 
Fläche ist knapp ein Zehntel 
Urwald. In den flächenmäßig 
größten Fichten-, Tannen- 
und Buchen-Urwald der 

Alpen gab es seit der letzten 
Eiszeit keine menschlichen 
Eingriffe. Zur Nominierung 
als UNESCO-Weltnaturerbe 
liegt laut Umweltlandesrat 
Stephan Pernkopf (ÖVP) nun 
ein erster Zwischenbericht 
vor, der „sehr zuversichtlich“ 
stimme. Das Wildnisgebiet 

Dürrenstein wäre das bislang 
einzige UNESCO-Weltnatu-
rerbe Österreichs. Die Einrei-
chunterlagen werden derzeit 
gemeinsam mit dem Bundes-
ministerium vorbereitet.

Blick vom Dürrensteingipfel auf 
die kostbare Natur.
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AUS DEN BUNDESLÄNDERN

Oberösterreich

Niederösterreich
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Kindergartenzuschüsse 

Kürzung folgt Unterstützung
SALZBURG
Die Kürzung der Kindergar-
ten-Zuschüsse von 50 auf 
25 Euro pro Monat durch 
das Land Salzburg hat in 
einigen Gemeinden für Kri-
tik gesorgt.  Die Gemeinde 
Neumarkt am Wallersee 
federte diese Kürzung aus 

eigenen Mitteln ab. Lan-
desrätin Martina Berthold 
präsentierte nun einen 
Fonds. Sozial Bedürftige 
oder Alleinerzieher können 
jährlich 285 Euro pro Kind 
beantragen. Die Unterstüt-
zung soll somit sozial treff-
sicherer werden. 

SALZBURG
Bürgermeister Heinz Scha-
den präsentierte am Freitag 
das Stadtbudget der Stadt 
Salzburg für 2015. De facto 
ist die Stadt laut Schaden 
schuldenfrei, was bedeutet, 
dass, auf jeden Bewohner 
gerechnet, die Schuldenlast 
erstmals unter 1000 Euro 
beträgt. Der Vorschlag sieht 
einen Schuldenstand von 
134 Mill. Euro vor, dem 
stehen Rücklagen von über 
100 Mill. Euro gegenüber. 
Die Strukturreform mit dem 
Abbau von 190 Planstellen. 
bringt langfristig Einspa-
rungen. Seit dem Jahr 2008 
ist der Schuldenberg der 
Mozartstadt von rund 200 
auf nunmehr 134 Mio. Euro 
abgebaut worden. 

„De facto“ 
schuldenfrei

Budget für 2015

GOLLING 
Die Marktgemeinde Golling 
(Tennengau) erhält eine 
Begegnungszone. Dort gilt 
im gesamten Zentrum ab 
sofort Tempo 30. Jeder, der 
schneller fährt, muss mit 
Strafen rechnen. Es sei ein 
Pilotprojekt, betont Ver-
kehrslandesrat Hans Mayr. 
Allerdings dauert dieses 
Pilotprojekt drei Jahre, 
also eine relativ lange Zeit. 
Dabei soll es Geschwindig-
keits- und Lärmmessungen 
geben. Was dabei dann 
herauskommt, wird mitent-
scheidend für die Zukunft 
sein. Nach drei Jahren soll 
entschieden werden, 
ob das 30er-Limit  
für immer bleiben 
soll. 

Begegnungszone 
auf Test

Evaluierung in 3 Jahren
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GRAZ
Kikritzpotschn, 
Loundschba, Hiahna-
boggerl, Kraitlschmölza, 
Soachwumsn? Was sich 
für Nicht-Steirer wie eine 
Fremdsprache anhören 
mag, wurde nun in einem 
eigenen Sprachführer ge-
sammelt. 1200 Dialektwör-
ter und Redewendungen 
werden im neu erschie-
nenen Buch „Leck Fett’n 
– So keppln die Steirer“ 
festgehalten. Besonderes 
Augenmerk wurde dabei 
auf oft schon vergessene 
Ortsbezeichnungen und ur-
steirische Redewendungen 
gelegt. Online bestellen: 
shop.kleinezeitung.at  
um 14,90 Euro 
(Hardcover, 160 
Seiten).

So keppln die 
Steirer!

Steirischer Worschatz14 Millionen Euro stehen bereit

Sofort-Paket für 
geschädigte Landwirte
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GRAZ
Die steirische Landesregie-
rung hat ein finanzielles 
Hilfspaket für die vom 
Starkregen im Herbst 
geschädigten Landwirte be-
schlossen. Neun Millionen 
Euro stehen für die aktuelle 
Katastrophenschadensab-
wicklung mit Schwerpunkt 
Ernte- und Flurschäden zur 
Verfügung. Dazu kommen 
noch fünf Millionen für Sa-
nierungen. Insgesamt ste-
hen also 14 Millionen Euro 
zur Verfügung. Der Bund 
beteiligt sich ebenfalls an 
diesem Sofort-Paket. Laut 
Berechnungen der Land-
wirtschaftskammer Stei-
ermark belaufen sich die 
landesweiten Hochwasser-

schäden der vergangenen 
Wochen auf rund 12,2 Mil-
lionen Euro. Betroffen wa-
ren fast 8000 Hektar Grund 
und Boden mit den Agrar-
kulturen Kürbis, Mais, Kren, 
Käferbohne und Salat. Für 
Rutschhangsanierungen 
und für Sanierungs- bzw. 
Wiederherstellungsarbeiten 
an Gewässern und Hoch-
wasserschutzeinrichtungen 
werden von Land, Bund 
und Interessenten rund fünf 
Millionen Euro aufgewen-
det. 
 

Der Starkregen im Herbst ver-
ursachte in der Landwirtschaft 
Schäden in der Höhe von 12 
Millionen Euro.

Sozial Bedürftige können nun 285 Euro pro Jahr beantragen

AUS DEN BUNDESLÄNDERN

Steiermark

Salzburg
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Aber kein Grund zur Entwarnung

Regensommer gut für Gletscher
BREGENZ
So sehr sich so mancher 
über den verregneten Som-
mer geärgert hat, für die 
vorarlbergischen Gletscher 
war er ein Segen. Während 
die Eismassen in den Vor-
jahren um bis zu 20 Meter 
zurückgingen, war es heuer 
weniger. Grund zur Ent-

warnung ist das noch nicht. 
Zum einen sind die Glet-
scher durch den trockenen 
Winter mit sehr viel weni-
ger Schnee in den Sommer 
gestartet als beispielsweise 
in Tirol. Zum anderen die 
Seehöhe: Im Sommer lag 
die Schneefallgrenze oft 
über den Gletschern.

BREGENZ
Österreichweit einzigartig 
gibt es seit drei Jahren in 
Vorarlberg ein Modellpro-
jekt eines Lehrversuches im 
Pflegebereich. Ziel ist es, 
eine vom Bund genehmigte 
Pflegelehre zu schaffen. Der 
Vorarlberger Sozialdienst-

leister Aqua Mühle hat eine 
Petition für die Schaffung 
einer Pflegelehre aufgelegt, 
die noch im Oktober im 
Parlament diskutiert wer-
den soll. Derzeit 
werden 32 Lehrlinge 
im Modellversuch 
ausgebildet.

Petition für die Pflegelehre
Modellprojekt kommt gut an

BREGENZ
Laut dem Sicherheitsbericht 
2013 hat Vorarlberg die 
höchste Aufklärungsquote  
Österreichs. Die Gesamt-
kriminalität in Österreich 
ist 2013 um 0,3 Prozent 
gesunken, die Aufklärungs-
quote blieb konstant hoch. 

In Vorarlberg lag sie öster-
reichweit mit 57,3 Prozent 
deutlich über Durchschnitt, 
gefolgt vom Burgenland 
mit 52,9 Prozent. Schwer-
punkte sind weiterhin die 
Bekämpfung der Eigen-
tumskriminalität, illegale 
Migration und Schlepperei.

Spitze bei der Aufklärungsquote 
Gesamtkriminalitätsstatistik

INNSBRUCK
Der Landesrechnungshof 
kontrollierte, wie das Land 
Geld aus dem Gemeindeaus-
gleichsfonds (GAF) an die 
Gemeinden vergibt. Es gebe 
zwar Richtlinien, angewandt 
worden seien diese jedoch 
nur in neun Prozent der 
untersuchten Fälle. Der Rest 
der 432 Millionen Euro sei 
nach Gutdünken verteilt 
worden. Geprüft hat der 
Rechnungshof den Zeitraum 
2009 bis 2013. Landesrat Jo-
hannes Tratter betont, dass 
Geld aus dem GAF, der pro 
Jahr mit 95 Millionen Euro 
gespickt ist, ohne viel büro-
kratischen Aufwand verteilt 
wird, um einen Ausgleich 
zwischen armen und reichen 
Gemeinden zu schaffen. 

Landesrechnungshof

BIRGITZ
„Vorbeugen statt heilen – 
bewusst gesund leben.“
Unter diesem Motto steht 
ein Gesundheitsprojekt in 
Birgitz im Bezirk Innsbruck- 
Land. Das Projekt soll rich-
tungsweisend für die kom-
munale Gesundheitspolitik 

sein. Bei dem Projekt geht 
es letztendlich darum, die 
Bevölkerung regelmäßig 
und nachhaltig von einer 
bewusst gesünderen Le-
bensweise zu überzeugen. 
Bewusst gesünder leben 
kommt nicht nur der Be-
völkerung zugute, sondern 

letztendlich auch der Volks-
wirtschaft, ist der Birgitzer 
Gemeindevorstand Sepp 
Strasser überzeugt. Das 
sei allerdings nur dann 
möglich, wenn die Ge-
meindepolitik voll dahinter 
stehe, so Strasser. Im Bir-
gitzer Gemeinderat wurde 
deshalb eine Leitungs-
gruppe bestehend aus drei 
Gemeinderäten gewählt. 
Zusätzlich wurde zur ersten 
Gesundheitstagung ins 
Gemeindezentrum geladen. 
Dort können alle Birgitzer 
ihre Ideen und 
Vorstellungen zum 
Thema Gesundheit 
einbringen.

Beim Projekt „Vorbeugen statt 
heilen – bewusst gesund leben“ 
soll die Bevölkerung nachhaltig 
einen gesunden Lebensstil le-
ben lernen. 

Richtungweisendes 
Gesundheitsprojekt 

Gesunder Lebensstil wird nachhaltig verankert
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Ziel ist eine vom Bund genehmigte Pflegelehre.

AUS DEN BUNDESLÄNDERN

Vorarlberg

Tirol
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BOZEN
Dem Land und den Ge-
meinden stehen für den 
Zeitraum 2010 bis 2040 
rund 376 Millionen Euro 
zur Verfügung. Die Rede 
ist von den Umweltgel-
dern, die die Betreiber von 
großen Wasserkraftwer-
ken dem Land und den 
Gemeinden überweisen 
müssen.
Nach dem Verfall der Kon-
zessionen des staatlichen 
Energiekonzerns ENEL im 
Jahr 2010 hatte Südtirol 
als einzige Provinz in Ita-
lien die Konzessionen für 
die Großwasserableitungen 
öffentlich ausgeschrieben. 
Ein wesentliches Kriterium 
für den Zuschlag der Kon-
zessionen stellten die von 
den Bewerbern vorgeschla-
genen Umweltpläne dar. 
Die Konzessionsnehmer 
mussten sich verpflichten, 
unter anderem Maßnah-
men zur Verbesserung und 
Sanierung der Umwelt in 
den sogenannten Uferge-
meinden, also Gemeinden, 
die von den Wasserkraft-
werken betroffen sind, zu 
finanzieren.

376 Millionen Euro
Seit dem Jahr 2011 kom-
men Land und Gemeinden 
damit in den Genuss dieser 
Gelder. Der Betrag von ins-
gesamt 376 Millionen Euro 
wird dabei gleichmäßig 
auf die Dauer der Konzes-
sionen aufgeteilt und im 
Rahmen von Dreijahres-
plänen eingesetzt. Alle drei 
Jahre muss zwischen Land, 
Gemeinden und Konzessio-
nären eine Einigung getrof-
fen werden, wie die Gelder 
verteilt und für welche Um-
weltmaßnahmen die Gel-
der verwendet werden. Die 
Vorschläge für die einzel-
nen Maßnahmen werden 
von eigens eingerichteten 
Kraftwerksbeiräten be-
wertet. Es handelt sich um 
ein beratendes Gremium, 
das sich aus Vertretern der 

Landesverwaltung, der 
Betreibergesellschaft und 
der Ufergemeinden zusam-
mensetzt. „Die Umwelt-
gelder stellen einerseits 
eine Entschädigung für 
die Belastungen durch die 
Wasserkraftwerke dar und 
erlauben andererseits Um-
weltinvestitionen, die dem 
Land, den Gemeinden und 
letztlich auch der lokalen 
Wirtschaft zugute kom-
men“, betonte Landesrat 
Richard Theiner anlässlich 
einer Pressekonferenz.
Die für den Zeitraum von 
2011 bis 2013 vorgesehe-
nen Umweltgelder wurden 
von der Betreibergesell-
schaft SE Hydropower, 
einer gemeinsamen Gesell-
schaft von Landesenergie-
gesellschaft SEL und ENEL, 
bereits zur Gänze an das 
Land und an die 22 Ufer-
gemeinden überwiesen. 
Von den insgesamt 31,5 
Millionen Euro wurden 
rund 21,2 Mio. Euro an die 
betroffenen Ufergemeinden 
und rund 10,3 Millionen 
Euro an das Land bezahlt.
Die Maßnahmen reichen, 
soweit sie das Land betref-
fen, von der Renaturierung 
von Gewässern und Feucht-
biotopen bis hin zu Was-
serschutzbauten in Verbin-

dung mit der ökologischen 
Verbesserung der Gewässer. 
Die Gemeinden hingegen 
investieren ihre Gelder in 
die Energieeinsparung, die 
Abwasserentsorgung, die 
Trinkwasserversorgung, 
in die Verbesserung des 
Wegenetzes und in die 
energetische Sanierung von 
öffentlichen Gebäuden.
So hat die Gemeinde 
Sarntal eine Sanierung 
der Kanalisation in Angriff 
genommen, die 370 Licht-
punkte im Gemeindegebiet 
auf energiesparende 
Lampen umgestellt und 
das Schulgebäude mit 
einer Hackschnitzel- und 
Photovoltaikanlage ausge-
stattet. Die Gemeinde Ulten 
investierte unter anderem 
ins Rad- und Wandernetz, 
in die Umweltbildung, in 
die Winterschule und in die 
Gestaltung einer Naher-
holungszone am Zoggler 
Stausee.

                   SÜDTIROL

Umweltgeld für Gemeinden

 INFORMATION

Südtiroler  
Gemeindenverband 
info@gvcc.net
Tel. +39 0471 304655 
www.gvcc.net

BISAMBERG
Nach 14 Jahren erfolgrei-
cher Amtszeit tritt Dorothea 
Schittenhelm mit 14. Ok-
tober 2014 als Bisambergs 
Bürgermeisterin zurück. 
Seit dem Jahr 2000 stand 
Schittenhelm an der Spitze 
der niederösterreichischen 
Marktgemeinde und darf 
auf die erfolgreiche Ver-
wirklichung zahlreicher 
Projekte zurückblicken. Der 
Bau von Kindergärten, der 
Um- und Neubau der Volks-

schule und die Eröffnung 
einer neuen Sportanlage 
und des Betreuten Wohnens 
sind nur ein paar davon.
Als das „Herzstück“ der 
von ihr betriebenen Politik 
nennt Dorothea Schitten-
helm das Wohlergehen der 
Familien in der Gemeinde. 
„Familien brauchen soziale 
Ruhe, und aus diesem 
Grund ist es wichtig, El-
tern so gut wie möglich 
zu entlasten“, erklärt die 
Noch-Bürgermeisterin. Froh 
und stolz ist die 60-Jährige 
zudem darüber, all ihre Pro-
jekte mit positivem Budget 
abgewickelt zu haben.
In Zukunft möchte sich 
Schittenhelm wieder ver-
mehrt ihrer Aufgabe im 
Parlament widmen und sich 
weiterhin, unter anderem 
als Bundesleiterin der ÖVP-
Frauen, tatkräfttig in der 
österreichischen Frauen-
politik einsetzen. „Familie 
– das muss passen“, zeigt 
sich die Abgeordnete zum 
Nationalrat dankbar über 
die Unterstützung ihrer 
eigenen Familie.

NIEDERÖSTERREICH

Schittenhelm legt 
Amt nieder

Die Konzessionsnehmer mussten sich verpflichten, Maßnahmen 
zur Verbesserung und Sanierung der Umwelt in den sogenannten 
Ufergemeinden in der Nähe von Wasserkraftwerken zu finanzieren.
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  FÜR VERDIENSTE UM DIE REPUBLIK

Ehrungen des Bundes
Mit Entschließung vom 5. September 2014
hat Bundespräsident Dr. Heinz Fischer verliehen:

Das Goldene Verdienstzeichen der Republik an 
•	 FRANZ KASTINGER, ehem. Bürgermeister der Gemeinde  

St. Georgen am Fillmannsbach, Oberösterreich

Die Goldene Medaille für Verdienste um die Republik an 
•	 HERMANN LUGER, ehem. Gemeinderat der Gemeinde  

St. Georgen am Fillmannsbach, Oberösterreich
•	 HERBERT RUSSINGER, ehem. Gemeindevorstand der Gemeinde 

St. Georgen am Fillmannsbach, Oberösterreich
•	 MANFRED SCHOBER, ehem. Gemeinderat  der Gemeinde  

St. Georgen am Fillmannsbach, Oberösterreich

Mit Entschließung vom 11. September 2014

Das Silberne Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik an 
•	 REINHARD FEISTRITZER, Bezirksvorsteher-Stellvertreter des  

Wiener Gemeindebezirks Hietzing

Mit Entschließung vom 12. September 2014

Das Goldene Verdienstzeichen der Republik an 
•	 STEFAN WIESINGER, ehem. Bürgermeister der Gemeinde  

Hirschbach im Mühlkreis, Oberösterreich
•	 JOSEF LUDWIG MOSER, ehem. Bürgermeister der Gemeinde 

Schlägl, Oberösterreich

Mit Entschließung vom 29. September 2014

Das Goldene Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik an 
•	 RENATE KAUFMANN, ehem. Bezirksvorsteherin des Wiener 

Gemeindebezirks Mariahilf
•	 HERMINE MOSPOINTNER, Bezirksvorsteherin des Wiener  

Gemeindebezirks Favoriten
•	 GABRIELE VOTAVA, Bezirksvorsteherin des Wiener  

Gemeindebezirks Meidling

NIEDERÖSTERREICH

OPPONITZ
Völlig unerwartet kam der 
Rücktritt des Opponitzer 
Bürgermeisters Leopold Hof-
bauer bereits am 26. Sep-
tember 2014. Da sich Hof-
bauer bei den anstehenden 
Gemeinderatswahlen im 
Jänner nicht erneut einem 
Vorzugsstimmenwahlkampf 
aussetzten wollte, übergab 
er schon jetzt sein Amt an 
Vizebürgermeister Johann 
Lueger. Bis zur Neuwahl 
wird Lueger die Geschäfte 
führen. Hofbauer betonte 
die Vielfalt der Projekte, mit 

welchen er in seiner vie-
reinhalbjährigen Amtszeit 
zu tun hatte. Allem voran 
nennt er den Ausbau des 
Kindergartens und den Bau 
eines neuen Feuwehrhauses 
im Ort. Hofbauer will sich 
nun zunächst seiner Familie 
widmen. 

ST. PÖLTEN/
HEIDENREICHSTEIN
Alfred Haufekt, engagierter 
Gemeindevertreter, lang-
jähriger Bürgermeister von 
Heidenreichstein, ehemali-
ger Landtagsabgeordneter 
und ehemaliger 2. Präsi-
dent des niederösterreichi-
schen Landtags verstarb in 
der Nacht vom 9. auf den 
10. Oktober während eines 
längeren Krankenhausauf-
enthalts.

Zehn Jahre (1985–1995) 
war Haufek Präsident des 
SPÖ-GVV-NÖ. Für seine 
zahllosen Verdienste um die 
Bürgerinnen und Bürger 
von Niederösterreich erhielt 
der engagierte Politiker 
mehr als 20 Auszeichnun-
gen – darunter das Große 
Silberne Ehrenzeichen für 
Verdienste um die Republik 
und der Goldene Ehrenring 
des GVV-NÖ.
Weiters brachte es der 
gelernte Werkzeugmacher, 
der schon 1947 Obmann 
der „Roten Falken“ und ab 
1949 Jugendbetriebsrat in 
der Firma Eisert war, 1979 
zum Abgeordneten des 
nö. Landtages, dem er von 
1987 bis 1994 sogar als  

2. Präsident vorstand. 
Haufek lebte mit seiner 
Frau in völliger geistiger 
Frische in seiner Heimat-
stadt Heidenreichstein, die 
er in den Jahren 1966 bis 
1991 als Bürgermeister 
federführend mitgeprägt 
hat. Bis zum Schluss zeigte 
sich Alfred Haufek politisch 
interessiert, war immer 
bestens informiert und 
besuchte gerne und regel-
mäßig die Veranstaltungen 

„seines“ GVV, der ihn auch 
zum „Ehrenpräsident“ ge-
macht hatte.
SPÖ-GVV-NÖ-Präs. LAbg. 
Bgm. Rupert Dworak: 
„Niederösterreich und 
die niederösterreichische 
Sozialdemokratie verlieren 
mit dem Tod von Alfred 
Haufek einen ihrer ganz 
großen Kommunalpolitiker 
der alten Schule. Er war 
mit seinen wertvollen Er-
fahrungen aus 25 Jahren 
als Bürgermeister nicht nur 
ein überaus wertvoller und 
erfolgreicher Gemeinde-
vertreter, er war auch ein 
sehr liebenswerter Mensch. 
Unsere aufrichtige Anteil-
nahme gilt nun den Hinter-
bliebenen seiner Familie.“

Trauer um Ehrenpräsident Alfred Haufek (81)

Ein Kommunalpolitiker 
der alten Schule

Alfred Haufek, 1933 – 2014

 NIEDERÖSTERREICH: TODFESFALL

Bürgermeister 
Hofbauer tritt ab
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MAILAND
In der zweitgrößten Stadt 
Italiens zeichnet sich eine 
Revolution im Stadtverkehr 
ab: Die Einwohner Mai-
lands tauschen ihre moto-
risierten Lieblinge gegen 
öffentliche Verkehrsmittel.
Der Grund ist ein teurer: 
Seit Jänner 2012 gilt in der 
Innenstadt eine City-Maut. 
Ähnlich wie in London 
müssen Fahrer jedes Mal, 
wenn sie in die „Area C“ 
fahren, fünf Euro blechen. 
„Ein Auto zu haben ist kein 
Statussymbol mehr so wie 
früher“, sagt der Mailänder 
Bürgermeister Giuliano 
Pisapia der Nachrichten-
agentur dpa. „Die jungen 
Leute haben das bereitwillig 
angenommen, auch wenn 
es für ältere Generationen 
wie meine oder die meiner 
Eltern schwieriger ist“, sagt 
der 65-Jährige.
Seit der Einführung von 
Area C ist die Zahl der 
Autos in der Innenstadt 
von täglich rund 130.000 
auf 90.000 gesunken. 
Gleichzeitig stieg die Zahl 
der Nutzer von Car-Sha-
ring-Diensten auf mehr als 

180.000. „Mir erzählen 
immer mehr Leute, wir 
brauchen kein Auto“, sagt 
Damiano Di Simine von der 
Umweltschutz-Organisation 
Legambiente. 
Fast 80 Prozent der Mailän-
der sprachen sich in einem 
Referendum 2011 für die 
City-Maut aus. Laut Bür-
germeister Pisapia, der erst 
seit drei Jahren im Amt ist, 
hätten sich auch anfängli-
che Skeptiker wie er selbst 
mit der Maut angefreun-
det. „Die schrecklichen 
Staus, die man an den Ta-
gen sieht, an denen Area C 
nicht gilt, haben überzeugt. 
Ich bin ziemlich sicher, 
dass keine Regierung nach 
mir sie abschaffen würde.“ 
Diese Area C ist aber nicht 
die Lösung aller Probleme. 
Kritiker meinen, die Zone 
müsse deutlich erweitert 
werden, um die Luftver-
schmutzung zu beseitigen. 
So sind gerade die an Area 
C angrenzende Straßen 
chronisch verstopft – aus-
gerechnet dort liegen viele 
Schulen. Die Autoabgase 
seien ein Risiko für die Ge-
sundheit der Schüler, sagt 

Anna Gerometta von der 
Elterninitiative Genitori 
Antismog.
Bis zum weiteren Ausbau 
der City-Maut-Zonen wür-
den weitere Maßnahmen 
zur Verkehrsberuhigung 

greifen, sagt Pisapia – etwa 
die Einführung weiterer 
Fußgängerzonen, einer 
Absenkung des Tempolimits 
und noch mehr Verkehrs-
mittel zum Teilen, E-Bikes 
beispielsweise.

MARIBOR
In Slowenien haben Anfang 
Oktober  landesweite Lokal-
wahlen stattgefunden. In allen 
212 Gemeinden, darunter elf 
Städten, wurden neue Räte und 
Bürgermeister gewählt. 
Es haben erwartungsgemäß 
die parteiunabhängigen 
Kandidaten gewonnen. Laut 
den Resultaten der nationalen 
Wahlbehörde bekamen sie 
landesweit knapp 29,5 Prozent 
der Stimmen bei den Gemein-
deratswahlen und stellen nun 
82 Bürgermeister. Unter den 
Großparteien war die opposi-
tionelle SDS (Demokratische 
Partei) von Ex-Premier Janez 

Jansa am erfolgreichsten. Mit 
14,7 Prozent landesweit lag sie 
vor der Regierungspartei SMC 
von Premier Miro Cerar mit 10,7 
Prozent und den mitregieren-
den Sozialdemokraten (SD) mit 
10,4 Prozent. Nach der Anzahl 
der Bürgermeister lag die kon-
servative Volkspartei (SLS), die 
heuer aus dem Parlament flog, 
mit 25 aber vor der SDS (17) 
und der SD (12).
In 159 Gemeinden wurde der 
Bürgermeister bereits in der 
ersten Runde gewählt. In den 
restlichen Gemeinden, in denen 
kein Kandidat auf Anhieb die 
absolute Mehrheit erreichen 
konnte, gibt es Stichwahlen.

Ein Sieg der Unabhängigen

„Wir brauchen kein Auto“

In Mailands Zentrum 
kann man nur mit 

dem Auto, wenn man 
vorher an an einer der 

43 Zugangsstationen 
fünf Euro „berappt“. 

Die Area C umfasst 
im wesentlichen das 
historische Stadtzen-
trum, begrenzt durch 

die „Cerchia  
dei Bastioni“.

BUDAPEST
Die rechtskonservative Regie-
rungspartei FIDESZ von Minis-
terpräsident Viktor Orban hat 
die Kommunalwahlen Mitte 
Oktober in Ungarn klar domi-
niert. Nach Angaben der Wahl-
behörde gewann FIDESZ in der 
Hauptstadt Budapest ebenso 
wie in 15 von 18 Bezirkshaupt-
städten. Außerdem hat die 
Regierungspartei in allen 
Bezirksversammlungen eine 
Mehrheit. Die Angaben stützen 
sich auf die Auszählung von 
88 Prozent der abgegebenen 
Stimmen. Die linke Opposition 
hatte es in Budapest versäumt, 
rechtzeitig einen geeigneten 

Gegenkandidaten aufzustellen. 
In den Budapester Stadtbezir-
ken steigerte die Linke die Zahl 
ihrer Bürgermeister von drei 
auf fünf. Zuvor hatte sie mit bis 
zu zehn Bezirksbürgermeister-
posten gerechnet. Die rechtsra-
dikale Parlamentspartei Jobbik 
schnitt besser ab als vor vier 
Jahren. Sie stellt nun landes-
weit rund 20 Bürgermeister, 
um die Hälfte mehr als bisher. 
FIDESZ hatte bereits die Parla-
ments- und die Europawahlen 
im Frühjahr gewonnen. Kritiker 
und die EU werfen Orban auto-
ritäre Tendenzen vor. Auch vor 
diesen Lokalwahlen wurden 
Wahlgesetze geändert.

FIDESZ-Sieg in Ungarn 
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Der Anspruch der Menschen 
auf Mobilität ist ungebrochen. 
Doch Mobilität muss nicht 
zwangsweise zu mehr Verkehr 
führen. Die aktuellen Entwick-
lungen deuten dennoch auf 
eine Steigerung des Individu-
alverkehrs und den weiteren 
Ausbau von Straßen hin. 
Aber welche grundsätzlichen 
Bedürfnisse liegen der Mobili-
tät zugrunde? Wie kann eine 
mobilitätsfreundliche und 
gleichzeitig verkehrsschonende 
Raumordnung aussehen? Und 
welche alternativen Mobili-
tätskonzepte sind vorhanden?
Diesen und weiteren Fragen 
geht der Ausschuss Nachhal-
tiges Bauen der bAIK (Bundes-
kammer der Architekten und 
Ingenieurkonsulenten) am 
Montag, 10. November 2014 
im Rahmen einer Podiumsdis-
kussion zum Thema „Mobilität 
statt Verkehr!“ nach:
Erste Bank Event Center,  
Petersplatz 7, 1010 WIEN
Anmeldung:  
www.arching.at/ 
podiumsdiskussion

Diskussion:  
Mobilität statt Verkehr

Der VÖEB lädt für 12. und 13. November zu einer Branchen- 
einführung „Basiswissen für die Recycling- und Entsorgungs-
wirtschaft“ ein. Die Inhalte des Seminars sind:
•	 Der Abfallbegriff
•	 Die Einteilung der Abfälle allgemein
•	 Was hat mit Abfällen zu geschehen?
•	 Die Darstellung der Einteilung der Abfälle nach Abfallver-

zeichnisverordnung
•	 Die Behandlung von Abfällen in Behandlungsanlagen
•	 Die Sammlung von Altstoffen, Verpackungsverordnung, 

Verwertungssysteme
•	 Der Gefahrenguttransport – ADR
•	 Eine Besichtigung der AVE-Verbrennungsanlage

Ort: Energie AG Oberösterreich Umwelt Service GmbH,  
Mitterhoferstraße 100, 4600 WELS (OÖ) 
Mehr Infos auf www.voeb.at

Noch bis 9. November ist die Ausstellung „JUBEL & ELEND. Leben mit 
dem Großen Krieg 1914–1918“ auf der SCHALLABURG  zu sehen. In 
der bisher umfangreichsten Schau zum Ersten Weltkrieg beleuchtet 
das internationale Ausstellungszentrum sowohl persönliche Schick-
sale als auch die globalen Perspektiven hinter den historischen Er-
eignissen. Für die Konzeption der Ausstellung steht ganz bewusst ein 
junges wissenschaftliches Team, das neueste Forschungserkenntnisse 
zum Thema macht.
Rückfragen bei: Florian Müller, Pressesprecher Schallaburg & Nieder-
österreichische Landesausstellungen, T +43 (0) 664 60499-652, 
E-Mail: florian.mueller@schallaburg.at
Web: www.schallaburg.at

Basiswissen für die Recycling-  
und Entsorgungswirtschaft

Der ÖWAV veranstaltet am 
12. November 2014 in Ko-
operation mit der Universität 
Innsbruck, der Technischen 
Universität Graz und der 
Technischen Universität Wien 
in INNSBRUCK ein Seminar 
zum Thema „Wasserkraft und 
Ökologie – Wiederverleihung, 
Fische und Sedimente“ unter 
der Leitung von Univ.-Prof. 
Dr.-Ing. Markus Aufleger in 
Innsbruck. 
Ergänzend zur Seminar-
serie „Speicher- und Pump-
speicherkraftwerke“ sollen 
in Zukunft in einem zwei-
jährlich wiederkehrenden 
ÖWAV-Seminar unter dem Titel 
„Wasserkraft und Ökologie“ 
die komplexen ökologischen 
Belange im Umfeld der Wasser-
kraft präsentiert und diskutiert 
werden. Damit soll ein Beitrag 
auf dem Weg zu konsensualen 
Lösungen im öffentlichen Inter-
esse geleistet werden. 

Zur Online-Anmelung kommt 
man übver die ÖWAV-Seite 
www.oewav.at

Wasserkraft und Ökologie –  
Wiederverleihung, Fische  
und Sedimente

Der ÖWAV veranstaltet am 12. und 13. Februar 2015 in Koope-
ration mit der Universität für Bodenkultur Wien ein Seminar zum 
Thema „Ingenieurbiologie – Neue Entwicklungen an Fließgewäs-
sern, Hängen und Böschungen“ unter der Leitung von Univ.-Prof. 
Dr. Florin Florineth.
Ort: BOKU WIEN.

Neue Entwicklungen an Fließgewässern,  
Hängen und Böschungen
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Das  im Manz-Verlag er-
schiene Praxishandbuch 
„Das Abgabenrecht der 
Städte und Gemeinden“ 
gibt einen breiten Überblick 
über das kommunale Abga-
benrecht.
Der Bedeutung der Finanz-
verfassung auf das Abga-
benverordnungsrecht der 
Städte und Gemeinden 
wird äußerst praxisbezogen 
ein besonderer Stellenwert 

bei-

gemes-
sen. Ungeachtet des 
Verbundsystems des Fi-
nanzausgleichs kommt der 
Abgabenausschreibung und 
Abgabeneinhebung von 
kommunalen Abgaben im 
Rahmen der Finanzhoheit 
der Städte und Gemeinden 
nach wie vor größte Bedeu-
tung zu. Damit wird der 
rechtskonforme Umgang 
mit selbstständigen Abga-
benverordnungen, aber 
auch Durchführungsverord-
nungen wichtig sein.
In einem großen Abschnitt 
wird eine umfangrei-
che Übersicht über die 
Gemeindeabgaben in 
Österreich gegeben. Dabei 
liegt der Schwerpunkt auf 
der Grundsteuer und der 
Kommunalsteuer  als effizi-
enteste Gemeindeabgaben, 
wobei Praxisbeispiele und 
Rechtsprechung zu materi-
ellen Rechtsfragen ebenso 
wie verfahrensrechtliche 
Rechtsfragen behandelt 
werden.

 In einem spezifischen 
Exkurs werden aber auch 
einige Rechtsthemen zum 
kommunalen Finanzrecht 
erörtert, wie beispielweise 
die Kostenselbstträgerschaft 
bei der Realisierung von 
Gemeindeaufgaben.
Das vorliegende Praxis-
handbuch „Das Abga-
benrecht der Städte und 
Gemeinden“ ist nicht nur 
vor allem für Verwaltungs-
organe bei der Administra-
tion der Gemeindeabgaben, 
sondern auch für politische 
Entscheidungsträger ein 
wertvoller Arbeitsbehelf.

Biografische Anmerkung zu 
den Verfassern: 

•	 Dr. Peter Mühlberger 
ist Finanzexperte 
des Österreichischen 
Städtebundes.

•	 Dr. Siegfried Ott ist 
Ministerialrat im 
Bundesministerium 
für Finanzen i. R.

•	 Prof. Dietmar Pilz 
ist Finanzexperte 
des Österreichischen 
Gemeindebundes.

•	 Mag. Christian Sturm-
lechner ist in der Abtei-
lung Finanz-Verfassung 
und Finanzausgleich 
des BMF tätig.

Peter Mühlberger; Siegfried 
Ott; Dietmar Pilz; Christian 
Sturmlechner; „Das Abga-
benrecht der Städte und 
Gemeinden“, 392 Seiten
ISBN: 978-3-214-02547-2
MANZ Verlag Wien 2014
Bestellungen per Telefon 
(01) 53161-100 oder unter 
www.manz.at

 DAS BUCH

KONTAKT

Wolfgang Bolsinger - DW 14 
wolfgang.bolsinger@kommunal.at

Mag. Sabine Brüggemann - DW 12  
sabine.brueggemann@kommunal.at

Martin Mravlak - DW 28 
martin.mravlak@kommunal.at

Martin Pichler - DW 11 
martin.pichler@kommunal.at

KOMMUNAL
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1010 Wien
Tel.: 01/532 23 88 - 0
Fax: 01/532 23 88 oder
Fax: 01/532 23 88 DW 22

Web: www.kommunal.at

So erreichen Sie uns:

JAHRBUCH

FACHBUCH

Das Abgabenrecht der Städte 
und Gemeinden

Das Jahrbuch bie-
tet dem Rechtsan-
wender einen kom-
pakten Überblick 
über wesentliche 
europarechtliche 
Entwicklungen des 
vorangegangenen 
Kalenderjahres. Darge-
stellt werden rechtliche 
Neuerungen, Rechtsakte im 
Vorbereitungsstadium, re-
levante aktuelle Judikatur 
der Unionsgerichtsbarkeit 
sowie die österreichische 
Rechtsprechung mit Euro-
parechtsbezug. Das Werk 
bietet nicht nur einen 

profunden Rückblick, 
sondern auch einen 
problemorientierten 
Ausblick auf anste-
hende Entwicklungen. 
Das Jahrbuch deckt 
umfassend das breite 
europarechtliche Spek-
trum ab und bietet jede 

Menge fundierter Updates 
zu aktuellen Tendenzen.
Das Buch:
Günter Herzig (Hg.): 
„Europarecht – Jahrbuch 
2014“, 493 Seiten,  58 Euro
ISBN: 978-3-7083-0990-3
NWV Verlag Wien 2014
www.nwv.at

Europarecht – Jahrbuch 2014
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•	 Röhren- und Pumpenwerk BAUER GmbH	 57
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 Damit Du gut ankommst!

Wissenswertes und Lehrreiches mit Helmi für 

 Kinder der ersten Schulstufe.  Heraus gegeben von  

 , dem o�   ziellen Organ des Öster-

reichischen Gemeindebundes, und vom 
 ,

dem  Kuratorium für Verkehrs sicherheit.  Gewidmet 

von Ihrer Gemeindevertretung.

Dieses Heft gehört:  

____________________________

____________________________

Dieses Heft gehört:  

 Liebe Eltern!

Kinder im Alter von sechs bis zehn Jahren 

sind im Straßenverkehr  besonders gefährdet. 

Unsere gemeinsame Aufgabe ist es, dieser 

Gefahr entgegenzuwirken. 

Diese Broschüre soll Ihnen  helfen, mit 

Ihrem Kind  Ver      kehrs  sicherheit zu üben. 

 Blättern Sie das Heft am besten  gemeinsam 

durch und be sprechen Sie, worauf auf dem 

Schulweg Ihres Kindes besonders zu achten 

ist. 

Sprechen Sie in der Familie immer wieder 

das Thema Verkehrssicherheit an und 

 achten Sie darauf, dass Ihr Kind nicht 

nur zu Be ginn des Schuljahres aufpasst, 

sondern machen Sie es regelmäßig auf 

 Gefahren aufmerksam.

Und denken Sie vor allem auch daran, dass 

Sie selbst Ihrem Kind im Straßenverkehr 

ein Vorbild sind – denn Kinder  orientieren 

sich in erster Linie am Ver halten von 

Erwachsenen.

Mit freundlichen Grüßen

Ihr Bürgermeister

Für die 1. Klasse
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____________________________

____________________________

 Damit Du gut ankommst!

Wissenswertes und Lehrreiches mit Helmi für 

 Kinder der dritten Schulstufe.  Heraus gegeben von  

 , dem o�   ziellen Organ des Öster-

reichischen Gemeindebundes, und vom  ,

dem  Kuratorium für Verkehrs sicherheit.  Gewidmet 

von Ihrer Gemeindevertretung.

Dieses Heft gehört:  

____________________________

____________________________

 Liebe Eltern!

Kinder im Alter von sechs bis zehn Jahren 

sind im Straßenverkehr  besonders gefährdet. 

Unsere gemeinsame Aufgabe ist es, dieser 

Gefahr entgegenzuwirken. 

Diese Broschüre soll Ihnen  helfen, mit 

Ihrem Kind  Ver      kehrs  sicherheit zu üben. 

 Blättern Sie das Heft am besten  gemeinsam 

durch und be sprechen Sie, worauf auf dem 

Schulweg Ihres Kindes besonders zu achten 

ist. 

Sprechen Sie in der Familie immer wieder 

das Thema Verkehrssicherheit an und 

 achten Sie darauf, dass Ihr Kind nicht 

nur zu Be ginn des Schuljahres aufpasst, 

sondern machen Sie es regelmäßig auf 

 Gefahren aufmerksam.

Und denken Sie vor allem auch daran, dass 

Sie selbst Ihrem Kind im Straßenverkehr 

ein Vorbild sind – denn Kinder  orientieren 

sich in erster Linie am Ver halten von 

Erwachsenen.

Mit freundlichen Grüßen

Ihr Bürgermeister

Dieses Heft gehört:  

Für die  3. Klasse
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____________________________

____________________________

 achten Sie darauf, dass Ihr Kind nicht 

 Damit Du gut ankommst!Wissenswertes und Lehrreiches mit Helmi für 
 Kinder der zweiten Schulstufe.  Heraus gegeben von   , dem o�   ziellen Organ des Öster-

reichischen Gemeindebundes, und vom  ,
dem  Kuratorium für Verkehrs sicherheit.  Gewidmet 
von Ihrer Gemeindevertretung.

Dieses Heft gehört:  

____________________________
____________________________

Dieses Heft gehört:  

Für die  2. Klasse Liebe Eltern!
Kinder im Alter von sechs bis zehn Jahren 
sind im Straßenverkehr  besonders gefährdet. 
Unsere gemeinsame Aufgabe ist es, dieser 
Gefahr entgegenzuwirken. Diese Broschüre soll Ihnen  helfen, mit 

Ihrem Kind  Ver      kehrs  sicherheit zu üben. 
 Blättern Sie das Heft am besten  gemeinsam 
durch und be sprechen Sie, worauf auf dem 
Schulweg Ihres Kindes besonders zu achten 
ist. 
Sprechen Sie in der Familie immer wieder 
das Thema Verkehrssicherheit an und 
 achten Sie darauf, dass Ihr Kind nicht 

nur zu Be ginn des Schuljahres aufpasst, 
sondern machen Sie es regelmäßig auf 
 Gefahren aufmerksam.Und denken Sie vor allem auch daran, dass 

Sie selbst Ihrem Kind im Straßenverkehr 
ein Vorbild sind – denn Kinder  orientieren 
sich in erster Linie am Ver halten von 
Erwachsenen.

Mit freundlichen GrüßenIhr Bürgermeister
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Damit Du gut ankommst!Wissenswertes und Lehrreiches mit Helmi für 
 Kinder der zweiten Schulstufe.  Heraus gegeben von   , dem o�   ziellen Organ des Öster-

 , dem o�   ziellen Organ des Öster-
reichischen Gemeindebundes, und vom  , ,
dem  Kuratorium für Verkehrs sicherheit.  Gewidmet 
von Ihrer Gemeindevertretung.

____________________________

Für die  2. KlasseKlasseLiebe Eltern!
Kinder im Alter von sechs bis zehn Jahren 

Kinder im Alter von sechs bis zehn Jahren 
sind im Straßenverkehr  besonders gefährdet. 
Unsere gemeinsame Aufgabe ist es, dieser 
Gefahr entgegenzuwirken. Diese Broschüre soll Ihnen  helfen, mit 

Ihrem Kind  Ver      kehrs  sicherheit zu üben. 
 Blättern Sie das Heft am besten  gemeinsam 
durch und be sprechen Sie, worauf auf dem 
Schulweg Ihres Kindes besonders zu achten 
ist. 
Sprechen Sie in der Familie immer wieder 
das Thema Verkehrssicherheit an und 
 achten Sie darauf, dass Ihr Kind nicht 

nur zu Be ginn des Schuljahres aufpasst, 

nur zu Be ginn des Schuljahres aufpasst, 

nur zu Be ginn des Schuljahres aufpasst, 
sondern machen Sie es regelmäßig auf 
 Gefahren aufmerksam.Und denken Sie vor allem auch daran, dass 

Sie selbst Ihrem Kind im Straßenverkehr 
ein Vorbild sind – denn Kinder  orientieren 
sich in erster Linie am Ver halten von 
Erwachsenen.

Mit freundlichen GrüßenIhr Bürgermeister

 Damit Du gut ankommst!

Wissenswertes und Lehrreiches mit Helmi für 

 Kinder der vierten Schulstufe.  Heraus gegeben von  

 , dem o�   ziellen Organ des Öster-

reichischen Gemeindebundes, und vom 
 ,

dem  Kuratorium für Verkehrs sicherheit.  Gewidmet 

von Ihrer Gemeindevertretung.

Dieses Heft gehört:  ____________________________

____________________________

 Liebe Eltern!Kinder im Alter von sechs bis zehn Jahren 

sind im Straßenverkehr  besonders gefährdet. 

Unsere gemeinsame Aufgabe ist es, dieser 

Gefahr entgegenzuwirken. 

Diese Broschüre soll Ihnen  helfen, mit 

Ihrem Kind  Ver      kehrs  sicherheit zu üben. 

 Blättern Sie das Heft am besten  gemeinsam 

durch und be sprechen Sie, worauf auf dem 

Schulweg Ihres Kindes besonders zu achten 

ist. 
Sprechen Sie in der Familie immer wieder 

das Thema Verkehrssicherheit an und 

 achten Sie darauf, dass Ihr Kind nicht 

nur zu Be ginn des Schuljahres aufpasst, 

sondern machen Sie es regelmäßig auf 

 Gefahren aufmerksam.
Und denken Sie vor allem auch daran, dass 

Sie selbst Ihrem Kind im Straßenverkehr 

ein Vorbild sind – denn Kinder  orientieren 

sich in erster Linie am Ver halten von 

Erwachsenen.

Mit freundlichen Grüßen

Ihr Bürgermeister

Dieses Heft gehört:  

Für die  4. Klasse
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Mehr Sicherheit im 
StraSSenverkehr für 
die Kinder in Ihrer 
Gemeinde!

 �Die bestens bewährte Info-Broschüre: Jetzt neu erschienen!

 � Erstellt von Experten des Kuratorium für Verkehrssicherheit (KfV)

 � Bringt Kindern spielerisch und altersgerecht richtiges Verhalten im 
Straßenverkehr näher

 � Empfohlen vom Österreichischen Gemeindebund

 � Eine wirkungsvolle Aktion Ihrer Gemeindevertretung

 � Mit Bürgermeister-Foto ohne Mehrkosten!

 � Zum Stück-Preis von € 1,80 zzgl. 10% MWSt

Bestellungen und Information: verkehrserziehung@kommunal.at, Tel.: 
01/532 23 88-27

Die bestens bewährte Info-Broschüre: Jetzt neu erschienen!

Erstellt von Experten des Kuratorium für Verkehrssicherheit (KfV)

Bringt Kindern spielerisch und altersgerecht richtiges Verhalten im 
Straßenverkehr näher

Empfohlen vom Österreichischen Gemeindebund

Eine wirkungsvolle Aktion Ihrer Gemeindevertretung

Mit Bürgermeister-Foto ohne Mehrkosten!

Zum Stück-Preis von € 1,80 zzgl. 10% MwSt

Bestellungen und Information: verkehrserziehung@kommunal.at, 
Tel.: 01/532 23 88-27
Es gelten die AGB der Österreichischen Kommunal-Verlag GmbH, siehe www.kommunalbedarf.at

 Die ersten Schritte auf der Straße: 

Experten geben Tipps in Sachen 

 Kindersicherheit im Straßenverkehr. 

Herausgegeben von  

 , dem o�   ziellen 

Organ des Österreichischen Gemeindebundes, und 

vom                   , dem  Kuratorium für Verkehrs sicherheit. 

 Gewidmet von Ihrer  Gemeindevertretung.

Dieses Heft gehört:  
____________________________

____________________________

____________________________

Dieses Heft gehört:  

 Liebe Eltern! Egal ob auf dem Weg zum Kindergarten, 

zum Einkaufen oder beim Spazieren gehen 

– bei den Kleinsten geht im wahrsten Sinne 

noch alles Hand in Hand: Mama, Papa, 

Oma oder Opa sind immer in greifbarer 

Nähe. Ihre schützende und leitende Hand 

ist wertvoller Wegweiser für die jüngsten 

Verkehrsteilnehmer, die ihren Erfahrungs-

horizont Tag für Tag rasant erweitern. 

Doch der Straßen verkehr ist kein Kinder-

spiel, und die ersten Schritte in Richtung 

Selbstständigkeit sind besonders prägend: 

Bereits in frühester Kind heit wird der 

Grund stock für sicheres Verhalten auf der 

Straße gelegt. Ihre Vorbildfunktion im 

Straßenverkehr ist dafür enorm wichtig, 

denn immer sind es die Eltern, die ihr Kind 

am besten zu fördern vermögen. 

Blättern Sie diese Broschüre, die von Exper-

ten erarbeitet und geschrieben wurde, durch 

und sprechen Sie mit Ihrem Kind über seine 

ersten Schritte ins Leben auf der Straße.

Leben heißt Lernen – lernen wir gemein-

sam mit unseren Kindern fürs Leben!

Mit freundlichen Grüßen

Ihr Bürgermeister
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Investitionen in öffentliche Infrastruktur sind ein wichtiger Motor für die wirtschaftliche Entwicklung 
und die Sicherung der Zukunft. Die Expertinnen und Experten der Kommunalkredit Austria sorgen 
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im Segment soziale Infrastruktur, Energie und Umwelt oder Verkehr. Von der Strukturierung über 
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Unternehmen verlässlich zur Seite. 


